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Einleitung 
 

Am 15. Oktober 2017 fanden in Österreich vorgezogene Nationalratswahlen statt. Sieger der 

Wahl war die Österreichische Volkspartei (ÖVP), die den Prognosen und Erwartungen 

entsprechend eine Koalition mit der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) einging.  

Viele Punkte der Parteiprogramme wurden im Vorfeld bereits kritisiert und diese Kritik hat 

sowohl im Zuge der Koalitionsgespräche als auch bis zur Auflösung der Koalition kein Ende 

gefunden.  

Eines der Programme, die der meisten Kritik ausgesetzt war und aufgrund ihrer Aktualität 

immer wieder im Vordergrund stand, war das Bildungsprogramm der Regierung.  

Hier wurde vor allem die sprachbezogenen Maßnahmen seitens der Opposition, der NGOs 

und der Expert/innen scharf ins Visier genommen und Stellungsnahmen diesbezüglich 

verfasst.  

Nach dem so genannten „Ibiza-Skandal“, der durch das am 17. Mai 2019 ans Tagelicht 

gerückte Video (aufgenommen im Juli 2017 in Ibiza) bekannt wurde, traten zuerst der 

Vizekanzler Heinz-Christian Strache und fünf Minister/innen zurück und anschließend 

erklärte der ehemalige Bundeskanzler Sebastian Kurz die Koalition und somit die gesamte 

Regierung als aufgelöst. 1 

Meine Arbeit trägt den Titel „Eine migrationspädagogische und DaZ-Didaktische Analyse 

der sprachbezogenen Bildungspläne der Bundesregierung Österreichs „Kurz I““. Hierbei 

möchte ich mich mit der Frage beschäftigen, inwieweit die damals getroffenen 

Bildungsmaßnahmen dazu geeignet waren beziehungsweise auch momentan noch sind, um 

eine Sprachaneignung ohne „othering“ zu gewährleisten.  

Einleitend hege ich die Absicht, mich dem Schulwesen in Deutschland und Österreich zu 

widmen, um mir somit einen historischen Zugang zu der Thematik verschaffen.  

Im theoretischen Teil möchte ich einleitend Daten von Schüler/innen heranziehen und 

anschließend an die Organisationsformen des Deutsch als Zweitsprache-Unterrichts (DaZ-

Unterricht) anknüpfen.  

Des Weiteren möchte ich in diesem Kapitel näher auf die Sprachförderung eingehen, wobei 

die additive und integrative Sprachförderung näher beleuchtet werden soll.  

In der Folge beabsichtige ich, zuerst die Pädagogikmodelle der „Ausländerpädagogik“ und 

 
1 PROFIL, Nr. 22, 50. Jg., S. 14-17: https://www.profil.at/ausgaben/profil-1922  
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„Interkultureller Pädagogik“ zu erläutern. Anschließend möchte ich in das Thema 

„Migrationspädagogik“ einleiten und mich dem pädagogischen Diskurs dessen nähern.  

Hierbei wird der Unterpunkt der „Schlechterstellung Migrationsanderer“ inklusive der Gründe 

näher unter die Lupe genommen. 

Das Konzept der Migrationspädagogik möchte ich auch als Perspektive heranziehen, mit der 

ich die Bildungspläne analysieren möchte.  

Zuletzt möchte ich mich mit dem Konzept des „othering“ aus diversen Perspektiven 

beschäftigen und die zahlreichen Facetten beleuchten.  

Das zentrale Kapitel meiner Diplomarbeit sollen die Bildungspläne und deren Analyse 

darstellen. Hier möchte ich mir anfangs das Papier und die konkreten Umsetzungspläne der 

damaligen Regierung im Detail ansehen. Anschließend werde ich mich den Stellungnahmen 

der Opposition, Gewerkschaften, NGOs und Expert/innen widmen. Im Zentrum dieser 

Analyse werden die sogenannten „Deutschförderklassen“ stehen.  

Den letzten Teil dieses Kapitels wird die Analyse der Bildungspläne sowohl im Hinblick auf 

die Sprachförderung als auch auf die Migrationspädagogik bilden.  

Als Resümee möchte ich auf die institutionelle Diskriminierung im Hinblick auf die 

Migrationspädagogik und deren Auswirkungen und Interpretationen näher eingehen. 

Aus dem Erkenntnisinteresse leitet sich folgende Forschungsfrage ab:  

„Inwieweit sind die neuen Bildungsmaßnahmen dazu geeignet, eine Sprachaneignung ohne 

„othering“ zu gewährleisten?“ 

Diese Fragestellung wird durch die Analyse und Ergebnisse der Erkenntnisse bezüglich der 

unterschiedlichen Sprachfördermodelle, der detaillierten Betrachtung des Begriffes „othering“ 

im Rahmen der Migrationspädagogik und Untersuchung der Bildungspläne und den 

Stellungnahmen konkretisiert.  
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1. Die Geschichte des Schulwesens in Deutschland und Österreich 
 

In den entstehenden Territorialstaaten des 17. Jahrhunderts (z.B. Preußen) wurden erstmals 

auch auf dem Land in größerem Umfang Schulen gegründet. Eine flächendeckende 

Bildungsversorgung sollte vor allem dazu beitragen, die breite Bevölkerung aus ihren 

Loyalitäten gegenüber Städten, Ständen und Kirchen zu lösen und an die neuen Landesherren 

zu binden. 

Schon der Philosoph, Theologe und Pädagoge Johan Amos Comenius (1592-1670) plädierte 

nach dem Vorbild des Militärs für einen Klassenunterricht mit Heranwachsenden etwa 

gleichen Lernstandes, die frontal durch eine einzige Lehrperson unterwiesen werden sollten, 

um „alle alles im Ganzen“ zu lehren (vgl. Kemper 1984: S. 66; vgl. Kemper 1999: S. 40). 

Im 18. Jahrhundert wurde mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht – 1717 in Preußen 

– die Schulbildung als Aufgabe der staatlichen Gemeinwesen gesehen und gleichzeitig als 

Recht aller Kinder anerkannt (vgl. Graf / Lamprecht 1991, S: 79-80).  

Die zunehmend berufsbezogene Spezialisierung und soziale Verbreitung der öffentlichen 

Schulbildung bereiteten den Boden für den Übergang von einer geburtsständisch-feudalen 

Gesellschaftsordnung zu einer berufsständisch-bürgerlichen Sozialverfassung (vgl. Kemper 

1990: S. 56). Die Etablierung des Hochschulreife als Voraussetzung für den 

Universitätszugang im Jahr 1834 in Preußen gilt als Beginn des sogenannten 

„Berechtigungswesens“. Somit galt nicht mehr die Standeszugehörigkeit als 

Auslesekriterium, sondern die Leistung (vgl. Gomolla 2009: S. 24).  

In der Organisation des staatlichen Schulwesens wurde jedoch eine strikte soziale Trennung 

fortgeschrieben. Das schulgeldpflichtige höhere Schulwesen, zu der eine dreijährige 

Vorschule und das neunjährige Gymnasium gehörten, blieb Jungen aus höheren Schichten 

vorbehalten. Kinder aus ärmeren Verhältnissen wurden in den Elementarschulen unterrichtet, 

welche keinerlei Berechtigungen erteilen konnten (vgl. Diederich / Tenorth 1997: S.56-58).  

Selbst die sogenannten „höheren Mädchenschulen“ waren ein Teil des niederen Schulwesens 

(vgl. Gomolla 2009: S. 24).  

Ebenso gehörte die sprachliche Homogenisierung in Verbindung mit dem Ziel der 

Herausbildung einer völkisch definierten nationalen Identität im 19. Jahrhundert zu den 

Hauptaufgaben der Schule (vgl. Gogolin 1994: S. 3).  

Die Merkmale Staatsangehörigkeit, Sprache, Kultur und Ethnizität wurden vor dem 

Hintergrund grenzüberschreitender Migrationsbewegungen sowie der häufigen Verschiebung 

territorialer Grenzen auf vielfältige Weise zum Ausschlusskriterium (vgl. Krüger-Potratz 
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2005: S. 64-97).  

Im Zuge dessen konstituieren sich auch die oben genannten drei Phänomene („Sprache“, 

„Kultur“ und „Ethnizität“ („Volk“) wechselseitig. Im institutionellen Zentrum dieses 

Prozesses stand und steht die nationale Schule, die mit imaginativen, auf Mythen und 

Vorstellungen gründenden Verfahren weiterhin arbeitet und den wirkungsreichen Glauben 

und das „Wir“ mitproduziert (vgl. Dirim/Mecheril 2010a, S. 106).  

Der allgemeine Schulbesuch wird zu einem der wichtigsten Instrumente, mit denen 

Nationalität/Ethnizität als Sprachgemeinschaft und Sprachvermögen als nationale/ethnische 

Zugehörigkeit konstituiert werden (vgl. ebd.).  

Im Zuge des Prozesses der Ausdifferenzierung des modernen Schulwesens rückten auch 

diejenigen in den Blick, die dem Unterricht nicht folgen konnten. Die um 1880 eröffneten 

Hilfsschulen wurden zumeist von Kindern aus ärmsten Verhältnissen besucht. Neben der 

Förderung der „lernbeeinträchtigten“ Kinder zielten sie immer auch auf den vermeintlichen 

Schutz der „nicht beeinträchtigten“ vor Störungen.  

Die Jahrgangsklasse ersetze im 19. Jahrhundert zuerst in den Gymnasien das 

„Fachklassensystem“ beziehungsweise den Unterricht in fachspezifischen Niveaukursen, die 

dem Kenntnisstand der Schüler/innen entsprachen und der sich bis etwa 1870 auch in den 

Volksschulen durchsetzten. 

Mit der Altershomogenisierung etablierte sich der lehrerzentrierte Frontalunterricht. 

Martin Graf und Markus Lamprecht (1991) zeichnen nach, wie durch die 

Altershomogenisierung eine künstliche Gleichheit geschaffen wird, die zusammen mit der 

Idee, dass alle Lernende in einer Jahrgangsklasse die gleiche Behandlung erfahren, zur 

Rechtfertigung von Selektion auf der Basis von Leistung dient. Mit Hilfe dieses Prinzips kann 

sich die Schule von der aktiven Auseinandersetzung mit Heterogenität „befreien“ und trägt 

zugleich zur Stabilisierung der gesellschaftlichen Ordnung bei (vgl. Gomolla 2009: S.24-25.): 

Schon während der Einschulung kam es zum Ersetzen der privaten Geschichte durch eine 

nationale und zur Ausblendung der spezifischen, sozialen Verhältnisse und der eigenen 

Vergangenheit. Diese Faktoren machten es nahezu unmöglich, dass alltägliche soziale 

Themen eine gewisse Bedeutung innerhalb des Schulsystems erlangen können.  

Die Schule beginnt sozusagen mit einer eigenen „Stunde Null“ (Graf/Lamprecht 1991: S. 93), 

auf welche sich alle zu beziehen haben.  

In der Folge wird durch das Prinzip der Jahrgangsklasse auf die Chancengleichheit 

geschlossen, doch dieses vermag nur eine scheinbare Gleichheit zu vermitteln.  

Die Gründe dafür sehen die Autoren Graf und Lamprecht in folgenden Punkten: Die 



 5 

objektiven materiellen Bedingungen seien für jede/n Schüler/in dieselben: Dieselben Plätze, 

Hilfs- und Lehrmittel und dieselbe Lehrperson. Dies suggeriert, dass für alle 

Schulanfänger/innen die Startbedingungen zumindest gegenüber stellbar sind (vgl. 

Graf/Lamprecht 1991: S. 94). Des Weiteren erwähnen die Autoren, dass diesen identen 

Angeboten auch die identen Einschränkungen gegenüberstehen:   

Alle haben sich den neuen raumzeitlichen Einschränkungen zu unterziehen, alle haben 

denselben Stoff zu lernen und dies in derselben Zeit. Dabei wird im Regelfall von 

gleichen Voraussetzungen in der Gesellschaft für die Individuen ausgegangen, 

so dass letztendlich alle Unterschiede auf Unterschiede in den Individuen selbst 

zurückgeführt werden können und müssen. So müssen dann alle Differenzierungen, 

die die Schule weiter bereithält, auf unterschiedliche Eigenschaften, – 

seien es Unterschiede im Vermögen oder in der Bereitschaft, zurückgeführt 

werden können. Das System ist mit dem Prinzip der Chancengleichheit scheinbar 

vollständig entlastet (Graf/Lamprecht 1991: S. 94).  

 

1.1.Umstrukturierung des Schulwesens ab 1919 

 

Gesellschaftliche Kräfte, die seit dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts für die 

Liberalisierung und Demokratisierung eintreten, rücken immer wieder die Forderung nach 

einer integrativen Gestaltung von Schule und Unterricht in den Mittelpunkt. Diesbezüglich 

war die Einführung der vierjährigen Grundschule als undifferenzierte Elementarschule für alle 

schulpflichtigen Kinder in der Weimarer Republik 1919/1920 ein Meilenstein.  

Nennenswert ist auch, dass in der Bundesrepublik Deutschland der 1960er Jahre auch in den 

höheren Schulen gemeinsamer Unterricht für Mädchen und Jungen eingeführt wurde.  

Aus den Reformdebatten, die in den 1960er und 1970er Jahren zum Abbau sozialer 

Ungleichheit die Gesamtschule hervorbrachten, konnte man sich lediglich auf die Ergänzung 

zum dreigliedrigen Sekundarschulsystem entscheiden (vgl. Gomolla 2009: S. 26).  

 

Ähnliche Bestrebungen sehen wir nach dem Ersten Weltkrieg auch in Österreich: 

Der kurz als Staatssekretär für Unterricht tätige Otto Glöckel reformierte die innere und 

äußere Struktur der Schule. Hauptziele seiner Schulreform waren neben der Einheitsschule 

der 10- bis 14-Jährigen (bis heute ein viel diskutiertes und auch stark ideologisch besetztes 

Thema) die Koedukation von Buben und Mädchen in der gleichen Klasse, die Arbeitsschule 

mit ganzheitlichen Unterrichtsformen, die Weltlichkeit der Schule, die Schulgeldfreiheit und 
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Beihilfen für sozial schwache Familien sowie ein schülerzentrierter Unterricht.  

Nach der Bekämpfung der Schulpolitik des sozialdemokratischen Politikers seitens der 

christlich-sozialen Partei gab es 1927 einen Kompromiss in der Schulpolitik: das Haupt- und 

Mittelschulgesetz. Somit wurde die Dreiteilung der österreichischen Schullandschaft in 

Volksschule, Haupt- und Mittelschule festgeschrieben (vgl. Ecker 2009)2.  

Die Entwicklung des Schulsystems nimmt durch die Teilung Deutschlands in Ost und West in 

unterschiedliche Richtungen einen bipolaren Lauf: Das dreigliedrige Schulsystem, das zu 

Zeiten der Weimarer Republik entstanden ist, wird nach dem zweiten Weltkrieg von der BRD 

wiederbelebt. Die DDR orientiert sich hingegen am Einheitsschulgedanken und entwickelte 

diesbezüglich eine andere Systemform (vgl. Gogolin/Krüger-Potratz 2010).   

 

Ab 1976 wurden in der Bundesrepublik Deutschland zahlreiche Schulversuche mit 

Integrationsklassen durchgeführt, die später in den 1980er Jahren ausgeweitet wurden. Der 

Großteil der Schüler/innen mit „sonderpädagogischem Förderbedarf“ wird jedoch nach wie 

vor separiert in Sonderschulen unterrichtet (vgl. KMK 2008).  

Seit Beginn dieses Jahrzehnts sind jedoch widersprüchliche Entwicklungen zu verzeichnen: 

Auf der einen Seite löste das schlechte Abschneiden des deutschen Bildungssystems in 

internationalen Schulleistungsvergleichen – vor allem durch die hohe Kopplung des 

Bildungserfolgs an die soziale Herkunft – neue Debatten über die Abschaffung der frühen 

Selektion und der gegliederten Sekundarstufe aus. Eine wichtige Innovation hingegen war die 

Flexibilisierung der Schuleingangsphase, mit der ansatzweise das strikte 

Jahrgangsklassenprinzip aufgebrochen wurde (vgl. Gomolla 2009: S.27).  

Auf der anderen Seite werden Tendenzen zur Homogenisierung durch Reformen im 

Bildungssystem, die die Schulen förmlich dazu zwingen, stärker nach ökonomischen 

Beweggründen zu arbeiten, verstärkt.  

Für Kinder mit Migrationshintergrund, mit „besonderen Lernbedürfnissen“ und Kindern aus 

Armutsverhältnissen wird es zunehmend schwieriger, einen Platz an einer nach akademischen 

Gesichtspunkten „guten Schule“ zu erhalten (vgl. Geiling/Hinz 2005: S. 103-134).  

Es ist jedoch interessant zu verzeichnen, dass bis Ende der 1990er Jahre ein Selbstverständnis 

vorherrschte, dass die Bundesrepublik Deutschland nicht als Einwanderungsland gelte und 

dass die ausländischen Familien bald in ihre Heimat zurückkehren werden. Somit wurden für 

die ab 1955 einreisenden „Gastarbeiterkinder“ zunächst keinerlei Vorkehrungen zur 

 
2 Verfügbar auch unter: http://www.politischebildung.com/pdfs/ecker_aw.pdf (letzter Zugriff: 05.03.20, 16:42) 
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schulischen Integration getroffen (vgl. Krüger-Potratz 2005: 38-43; vgl. Nieke 1986: S. 462-

470; vgl. Nieke 2008).  

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder beschloss erst 1964 die Schulpflicht 

für ausländische Kinder. Somit wurde der gemeinsame Unterricht mit „autochthonen“ 

Kindern zum Regelfall (vgl. KMK 1978).   

Der Anschluss der ausländischen Kinder und Jugendlicher nach dem Wechsel in die 

Regelklasse sollte durch folgende Maßnahmen ermöglicht werden: Vorbereitungs- oder 

Förderklassen, zusätzliche Förderstunden, Zusammenarbeit mit Eltern sowie 

Hausaufgabenhilfe.  

Der Unterricht in den Erstsprachen diente vor allem der Vorbereitung auf eine mögliche 

Rückkehr in die Herkunftsländer und wurde vom regulären Schulunterricht separat 

abgehalten.  

In den 1980er Jahren wurde ein Erlass zum „Unterricht für ausländische Schüler“ 

verabschiedet, der auf die Aufhebung der organisatorischen Separierung, die durch das 

Vorbereitungsklassensystem verfestigt wurde, zielte, und setzte primär auf die 

akkulturierende Wirkung der äußerlichen Integration (vgl. Gomolla 2009: S. 28).  

 

In Österreich hingegen liegen die Ursprünge des muttersprachlichen Unterrichts in den 1970er 

Jahren. In enger Kooperation mit der Türkei und der damaligen SFR Jugoslawien wurden die 

ersten Kurse für Türkisch, Slowenisch und Serbokroatisch eingerichtet (vgl. Fleck 2009: S. 

1).  

Die vorrangigen Ziele des Unterrichts waren, den Kindern die Möglichkeit zu geben, ihre 

Muttersprache zu pflegen und Kenntnisse über ihr Heimatland zu erwerben, damit nach der 

Rückkehr in die Heimat die schulische Ausbildung ohne weitere Schwierigkeiten fortgesetzt 

werden kann und die kulturelle Verbundenheit mit der Heimat zu erhalten (vgl. BMUK 1985, 

zit. nach Cinar 1998: S. 28).  

Die Zielsetzungen des muttersprachlichen Zusatzunterrichts in Österreich entwickelten sich in 

Widerspruch zu den realen Entwicklungen in dem Land (s. auch Kapitel 2). Ging man von der 

Annahme aus, dass viele bis alle Familien der sogenannten „Gastarbeiter“ zurückkehren 

sollten, blieben diese doch im Land (vgl. Fleck 2009: S. 1).  

Für Fleck erforderten diese gesellschaftlichen Veränderungen im Rahmen der neuen 

Erkenntnisse der Sprachwissenschaft (vgl. auch BM:UKK 2010) eine gewisse 

Neuorientierung des schulischen Muttersprachenunterrichts.  

Diese Veränderungen sollten Punkte wie die Förderung der Zweisprachigkeit der Kinder, die 
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explizite Förderung der Erstsprache (muttersprachliche Unterricht für die Förderung des 

Lesens und Schreibens) und die Anwesenheit von Lehrpersonen mit der jeweiligen 

Muttersprache (Aufwertung des Prestiges der Erstsprache) (vgl. Fleck ????: S.  2-3-).  

Im Jahr 1992 hingegen wurden Fachlehrpläne für den muttersprachlichen Unterricht an den 

Allgemein Bildenden Pflichtschulen (Volks-, Haupt-, Sonder- und Polytechnischen Schulen) 

verordnet (vgl. ebd.: S. 3).  

Im Rahmen der Novellierung der Lehrpläne für die Sekundarstufe I, die im Schuljahr 2000/01 

in Kraft getreten sind, wurde auch erstmals ein Fachlehrplan für den Muttersprachenunterricht 

an der AHS-Unterstufe erlassen. Dieser war jedoch wortident mit jenem für die Hauptschule 

(vgl. ebd.). Nachdem im Schuljahr 2004/05 auch ein Lehrplan für die AHS-Oberstufe folgte, 

kann man nun von Lehrplänen für die Grundstufe (Volksschule und Unterstufe der 

Sonderschulen), für die Sekundarstufe I sowie von einem Lehrplan für die AHS-Oberstufe 

sprechen (vgl. ebd.). 

Dazu gesagt muss werden, dass im Rahmen der neuen Lehrpläne einerseits auf die 

Formulierung von der allfälligen Rückkehr der Kinder ins Herkunftsland der Eltern verzichtet 

wurde, andererseits die Lehrpläne so offen gestaltet sind, dass sie grundsätzlich auf jede 

Sprache anwendbar sind (vgl. ebd.).  

 

1.2.Exkurs: Mono- und bilinguale Schul- und Sprachmodelle auf internationaler Ebene  
 

Reich und Roth zeigen in Studien aus den USA, dass bilinguale Schulmodelle weitaus bessere 

Bedingungen für zweisprachig aufwachsende Kinder bieten als monolinguale (vgl. 

Reich/Roth et al. 2002: S. 17-18). Dies betrifft sowohl die sprachlichen Fortschritte als auch 

die schulischen Erfolge.  

Es ist zu vermerken, dass diese Studien sich auf – weitgehend – bilinguale Gebiete mit 

autochthonen Minoritäten beziehen, in denen z.B. „nur“ die Sprachen Englisch und Spanisch 

gesprochen werden. Es hat sich jedoch gezeigt, dass bilinguale Modelle in migrationsbedingt 

heterogenen Stadtteilen in Deutschland mit Gewinn angewandt werden können.  

Bei den Unterrichtsformen der Schule geht es um solche, in denen Schüler/innen mit 

Kompetenzen in bestimmten Sprachen nach verschiedenen Organisationsformen und 

didaktisch-methodischen Vorgehensweisen in Deutsch und in einer Migrationssprache, die in 

der Umgebung der Schule verankert ist, unterrichtet werden. 

Der Modellversuch „Bilinguale Grundschule“ in Hamburg wäre für die Schulbildung mit und 

in zwei Sprachen ein Beispiel, wobei sich in diesem Versuch gezeigt hat, dass auch Kinder 
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mit anderen Sprachen als Deutsch und der unterrichteten, problemlos in dieses Modell 

integriert werden können – vielleicht weil Sprache und Sprachförderung einen Schwerpunkt 

bilden, der auch diesen Kindern zugutekommt (vgl. ebd.: S. 34-35.).  

Monolinguale Modelle, die vor allem eine geringe Unterstützung in der Aneignung der 

Unterrichtssprache versprechen, zeigen sich im Spektrum der sprachlichen Bildungsmodelle 

nach der Wahrnehmung von Roth und Reich als für die Beschulung von zwei- und 

mehrsprachig aufwachsenden Kindern am wenigsten erfolgversprechend (vgl. Reich/Roth 

2002: S. 17-18.).  

Würden die Verantwortlichen diese Analyse ernst nehmen und die Chancengerechtigkeit als 

eines der größten und wichtigsten Ziele definieren, müssten alle Bemühungen darauf 

ausgerichtet sein, das monolinguale Bildungsmodell zu überwinden, um eine größere 

Chancengerechtigkeit zu gewährleisten.   

Es ist natürlich auch wichtig zu erwähnen, dass die Monolingualität der nationalen Schule aus 

zahlreichen Gründen nicht von heute auf morgen in Richtung Zwei- und Mehrsprachigkeit 

veränderbar ist, unter anderem aus dem Grund, dass Lehrkräfte, die an den Schulen 

unterrichten, nicht in der Lage sind, ihren Unterricht in Migrationssprachen durchzuführen, 

und zwar nicht nur deshalb, weil sie der betreffenden Sprachen nicht mächtig sind, denn die 

Gestaltung von Unterrichtsangeboten der verschiedenen Fächer in diesen Sprachen, z.B. 

Mathematik, ist nicht nur abhängig von den Sprachkompetenzen, sondern vor allem von einer 

spezifischen sprachlichen und fachlichen Ausbildung, die derzeit kaum angeboten wird.  

Eine Zusammenschau der verschiedenen Studien, die sich in den letzten Jahren den 

Möglichkeiten der Verbesserungen von monolingualen Bildungsangeboten gewidmet haben, 

lassen folgende Gestaltungsmerkmale als Erfolg versprechende benennen (vgl. 

Gogolin/Lange 2010 und Dirim/Mecheril 2010a):  

v Fachsensible Deutschförderung: Da eine isolierte Sprachförderung mit wenig Erfolg 

verbunden ist, wäre eine Verzahnung von Sprach- und Fachunterricht und eine 

Gestaltung der Deutschförderung mit Bezügen zu den verschiedenen 

Unterrichtsfächern aus didaktischer Sicht ein großer Gewinn.  

 

v Sprachsensibler Fachunterricht: Da in jedem Unterrichtsfach Sprache eine wesentliche 

Rolle spielt, ist eine sprachförderliche Gestaltung jeder Unterrichtsstunde aller Fächer 

unter Berücksichtigung von verschiedenen Zugängen zum Deutschen unumgänglich. 
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v Schullaufbahnübergreifende Unterstützung im Erwerb des Deutschen als 

Zweitsprache: Dass Kinder und Jugendliche sich die Umgangssprache innerhalb 

kurzer Zeit – etwa 6 Monate bis 2 Jahre – auch ohne explizite Förderung aneignen 

können, zeigen Studien zur Aneignung des Englischen als Zweitsprache.  

Die Aneignung der „Bildungssprache“ hingegen ist ein langjähriger Prozess, bei dem 

Schüler/innen eine 5- bis 8-jährige Begleitung benötigen (vgl. Gogolin/Lange 2010). 

Als Argument kann geliefert werden, dass sich die Studie auf das Englische bezieht, 

jedoch ist es naheliegend, dass die Lage bezogen auf das Deutsche ähnlich sein wird.  

 

v Bildungsangebote in den Migrationssprachen: Dass alleine der sogenannte 

herkunftssprachliche Unterricht in der Migrationssprache angeboten wird, ist zu 

wenig. Vielmehr sollte dies auch im Sinne der „gegenseitigen Fruchtbarmachung“ von 

Sprachen und der Nutzung von sprachlichen Zugängen zu den Fächern erfolgen.  

 

v Nutzung der Migrationssprachen als Medium des Lernens: Kinder und Jugendliche 

eignen sich Wissen durch ihre Migrationssprachen an. Somit wäre es auch 

anzustreben, dass ebenso im Rahmen von monolingualen Modellen 

Kommunikationsprozesse für die Verwendung von verschiedenen Sprachen geöffnet 

werden.  

 

v Verzahnung der Angebote in den Migrationssprachen mit Angeboten der 

Deutschförderung: Es muss die Möglichkeit gegeben werden, Sprachen in den 

Sprachenfächern im Sinne der Bewusstwerdung sprachlichen Lernens explizit zu 

vergleichen. Als Beispiel kann das Unterrichten von syntaktischen Strukturen des 

Arabischen bezogen auf das Deutsche angegeben werden. Hierfür könnte 

möglicherweise sogar ein eigenständiges Unterrichtsfach eingerichtet werden (vgl. 

Krumm/Reich 2011).  

 

v Diagnosegestützte Sprachförderung: Laut der Lerntheorie von Vygotskijs (2002) ist es 

ertragreicher, wenn Sprachförderangebote sich an der Stufe der „nächsten Zone der 

Entwicklung“ orientieren, um Schüler/innen nicht zu unterfordern und sie dazu 

anregen, die nächste Entwicklungsstufe zu erreichen. Sprachstandsdiagnosen dienen 

dazu, um festzustellen, auf welcher Stufe der Sprachentwicklung sich die 

Schüler/innen befinden. An diese Diagnosen werden anschließend weitere 
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Förderentscheidungen angeknüpft (vgl. Döll/Dirim/Neumann 2011).  

 

v Fokussierung der Bildungssprache: Die Sprache der Schule ist zusammengesetzt aus 

der (fächerübergreifenden) Bildungssprache, der Alltagssprache und der Fachsprache. 

Um Schüler/innen die Aneignung des Registers zu gewährleisten, das für die 

schulische Ausbildung zentral ist, sind Förderprozesse an dem Register der 

Bildungssprache zu orientieren (vgl. Gogolin/Lange 2010) 

 

1.2.1. Gesetzliche Rahmenbedingungen der unterschiedlichen Schul- und Sprachmodelle 
 
Welches sprachliche Modell für Schüler/innen in Gebieten, die von Migration geprägt sind, 

aufgebaut und umgesetzt werden kann, ist auch eine rechtliche Frage. Dies ist ganz 

unabhängig von den Lehrer/innen, die sich bereitstellen, einen ungewöhnlich hohen Einsatz 

zu leisten, um Kindern und Jugendlichen eine besser passende Bildung zu ermöglichen (vgl. 

Dirim 2015, S. 37).  

Ziehen wir als Beispiele die USA und Österreich heran: In den USA besitzen Kinder bereits 

seit 1974 das Recht auf Unterstützung in der Aneignung der Schulsprache Englisch (vgl. 

Niedrig 2011, S. 94-95).  

In Österreich hingegen ist die Verpflichtung zur Sicherung der Kenntnis der 

Unterrichtssprache auf die Erziehungsberechtigten verlagert: 

Die Erziehungsberechtigten haben dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinder zum Zeitpunkt der 

Schülereinschreibung die Unterrichtssprache im Sinne des Abs. 1 lit. b so weit beherrschen, 

dass sie dem Unterricht zu folgen vermögen (§3 Abs. 3 SchUG).  

Nach demselben Gesetz wird ein/e SchülerIn mit fehlenden Deutschkenntnissen als 

„außerordentliche/r SchülerIn“ eingestuft. Mit diesem Status ist das Angebot auf 

Unterstützung in der Unterrichtssprache für maximal zwei Jahre gewährleistet.  

Ein weiteres Beispiel in Österreich wäre das Recht auf Bildung in der „Muttersprache“: 

Dieses steht den anerkannten Minderheiten mit den Sprachen Slowakisch, 

Burgenlandkroatisch, Romani, Ungarisch, Tschechisch und Slowenisch sowie der Minderheit, 

die die Österreichische Gebärdensprache (ÖGS) verwendet, zu (vgl. Dirim 2015, S. 38).  

In Deutschland ist die Situation dieselbe: Obwohl es Angebote in den Migrationssprachen 

gibt, kann ihr Fehlen nicht mit einer Klage gegen Schulbehörden geahndet werden. Zum 

Angebot des „Herkunftssprachlichen Unterricht“ gibt es in den deutschen Bundesländern 

unterschiedliche Regelungen, wie z.B. in Niedersachsen, wo Eltern den Unterricht beantragen 
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können. Die Bildung in den Migrationssprachen gilt im Vergleich zu anderen 

Unterrichtsfächern als additiv und fakultativ. Dies wäre z.B. beim Englisch- oder 

Mathematikunterricht undenkbar (vgl. ebd.). 

2. Migrationsbewegungen in Deutschland und Österreich 
 

2.1.Historischer Rückblick auf Einwanderungsprozesse in Österreich 
 

Seit den 1960er Jahren hat sich Österreich eindeutig zum Einwanderungsland transformiert. 

Im Jahr 2002 zählte das Land bereits 8,06 Millionen Einwohner/innen (Statistik Austria 

2019). Somit ist die Bevölkerung seit 1951 um 1,13 Millionen gewachsen. Dieses Wachstum 

ist überwiegend auf die starken Zuwanderungen seit den 1960er Jahren zurückzuführen (vgl. 

Hahn 2007: S. 184). 1961 stellte die ausländische Wohnbevölkerung – also jene, die keine 

österreichische Staatsbürgerschaft besaßen – mit 100.200 Personen gerade mal 1,3% der 

gesamten österreichischen Bevölkerung. Bis 1973/74 war ihr Anteil auf 4,1 Prozent (+2,8%), 

also 300.000 Personen, angewachsen (vgl. Hahn 2007: S. 184).  

Politische Flüchtlinge, etwas mehr als 20.000, trafen in Österreich 1956/57 aus Ungarn, 

1968/69 aus der ehemaligen Tschechoslowakei (knapp 162.000) und 1981/82 aus Polen (um 

die 120.000 – 150.000) ein. Fast jeweils zwei Drittel stellten einen Asylantrag in Österreich, 

es blieben jedoch nur knapp 5-10% tatsächlich in Österreich (vgl. ebd.).  

Zum Transitland wurde Österreich 1973-1989 auch für knapp 25.000 Juden aus der 

Sowjetunion, die via Österreich in die USA, nach Israel oder in andere Staaten emigrierten. 

Seit 1990 hat Österreich diese Funktion als Drehscheibe für russisch-jüdische Migrant/innen 

verloren, da diese seitdem direkt aus Russland in ihre Zielländer auswandern können (vgl. 

ebd.).  

Österreich wurde nach der Öffnung des Eisernen Vorhangs 1989 und den Balkankriegen in 

den 1990er Jahren abermals zu einem Transitland: Tausende Arbeitsmigranten aus den 

Balkanländern, aus den ostmitteleuropäischen Ländern und aus der ehemaligen Sowjetunion 

durchquerten Österreich auf dem Weg nach Westen. Hinzu kamen kriegerische Ereignisse 

wie die Ermordung und Verfolgung von Angehörigen ethnischer Minderheiten in Kroatien 

(1991), Bosnien und Herzegowina (1992/93), und im Kosovo (1999), die zu einer 

Massenflucht geführt hatten (vgl. ebd.) 

Etwa zwei Drittel der Flüchtlinge entschieden sich dazu im Land zu bleiben und erhielten eine 

Niederlassungsbewilligung; Hingegen 11.000  Flüchtlinge kehrten in ihre Heimat zurück und 
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etwa 12.000 setzten ihre Migration in ein anderes Land fort (vgl. ebd. S. 185).  

Die zunächst gezielt angeworbenen Arbeitsmigrant/innen vor allem aus der Türkei 

(Anwerbeabkommen 1964) und aus Jugoslawien (1966), bildeten den Großteil der 

ausländischen Zuwanderer/innen in Österreich, die seit den 1960er Jahren kamen und blieben. 

Österreich war, im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern, erst relativ spät mit einem 

Mangel an Arbeitskräften konfrontiert. Ähnlich wie in Deutschland gab es kein Interesse an 

einer permanenten Niederlassung oder an einer Integration der auch in Österreich 

“Gastarbeiter“ genannten Arbeitswanderer beiderlei Geschlechts (vgl. Hahn 2007: S. 185; vgl. 

Bauer 2008: S. 5-6)..   

Die zwischen Österreich und den Anwerbeländern vereinbarten Kontingente wurden zunächst 

kaum ausgeschöpft: Erst ab 1969 stieg die Zahl der “Gastarbeiter“ rasch an und erreichte 

1973 mit 226.800 Personen den ersten Höhepunkt (vgl. Hahn 2007: S. 185). 

1974, zehn Jahre später, folgte ein Anwerbestopp und die Zahl der ausländischen 

Arbeitskräfte sank aufgrund von Emigration um rund 40 Prozent auf 138.700 Personen (vgl. 

Hahn 2007: S. 185; vgl. Bauer 2008: S. 6).  

Der Anwerbestopp führte gleichzeitig dazu, dass sich ein Teil der ausländischen Arbeitskräfte 

in Österreich niederließ. Es folgten Familiennachzüge ebenso wie Nachwanderungen von 

entfernten Freunden und Verwandten – vor allem nach dem Krieg auf dem Balkan: So hatten 

von den 1989 – 1991 nach Wien kommenden Ausländern 56 Prozent bereits Verwandte in der 

Stadt, die hier schon über einen längeren Zeitraum wohnhaft waren und auf deren Hilfe sie 

zählen konnten (vgl. Hahn 2007: S. 185).  

Die Nachfrage nach Arbeitskräften, die sich aus der gut entwickelnden Wirtschaft nach 1989 

ergab, wurde mit Zuwanderer/innen aus der Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien gedeckt.  

In der Zweiten Republik wurden Arbeitsmarkt und Zuwanderung durch die kooperative 

Interessenspolitik von Unternehmerverbänden, Gewerkschaft und Staat gelenkt. Dieses 

sozialpartnerschaftliche System der Zuwanderungs- und Arbeitsmarktregulierung, welches 

typisch für Österreich ist, wurde 1993 von einem Quotensystem abgelöst, das Neuzugänge 

wesentlich erschwerte (vgl. Bauer 2008: S. 8). Die jeweilige Quote wurde auf die einzelnen 

Bundesländer aufgeteilt und orientierte sich an den Kapazitäten des Schul- und 

Gesundheitswesens sowie an der Lage des Arbeits- und Wohnungsmarktes. Die Einführung 

dieses Aufenthaltsgesetzes markierte eine Zäsur in der Zuwanderungspolitik, die bis dahin 

relativ offen gehandhabt wurde (vgl. Hahn 2007: S. 185).  

Zu einer weiteren Beschränkung kam es im Jahre 1997: Durch das erlassene 

Integrationspaket, zusammengesetzt aus dem Fremdengesetz, zu dessen Grundsatz 
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“Integration vor Neuzuwanderung“3 gehörte, sowie Novellen des 

Ausländerbeschäftigungsgesetzes, der Bundeshöchstzahlenüberziehungsverordnung und des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes, wurde der Neuzuzug weiterhin beschränkt und ein System 

der stufenweisen Aufenthaltsverfestigung eingeführt. Seitdem Österreich Mitglied der 

Europäischen Union ist (1995)4, ist die geringere Zahl der (legal beschäftigten) Arbeitskräfte 

aus Drittstaaten und gleichzeitig die gestiegene Zahl aus dem EU-Raum zu verzeichnen (vgl. 

ebd.).  

Die Integration der Zuwanderer/innen in Österreich nach 1945 gestaltete sich aufgrund 

wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Rahmenbedingungen, die eine ökonomische und 

soziale Ausgrenzung derer förderte, sehr schwierig. Der österreichische Arbeitsmarkt wurde 

seitens der verstaatlichten (Industrie-) Betriebe und des breiten öffentlichen (und 

kommunalen) Dienstes, in dem Postenvergabe und Aufstiegschancen stark von 

parteipolitischen und gewerkschaftlichen Interessen geprägt waren und die Unterbringung der 

“eigenen“ Leute im Vordergrund stand, dominiert. Somit war es für die Zuwanderer/innen 

weit undurchlässiger in den Arbeitsmarkt einzutreten als in anderen europäischen Ländern. 

Ähnliches galt für den Wohnungsmarkt, auf dem Zuwanderer/innen vor allem im Bereich des 

öffentlich geförderten Mietwohnungssegments ausgegrenzt blieben (vgl. ebd.). 

Von einer globalen Zuwanderung kann in Österreich bis heute noch kaum die Rede sein: der 

Anteil von Zuwanderer/innen aus Asien (2001: 5,3%), Afrika (2,1%) und den USA (0,9%) an 

allen Ausländer/innen ist, trotz stetigem Anstieg seit den 1960er Jahren, selbst zu Beginn des 

21. Jahrhunderts noch verschwindend gering (vgl. ebd.).  

Im Vergleich dazu wurden im Jahr 2015 88.340 Asylanträge, 2016 42.285 und 2017 24.735 

gestellt. Sieht man sich die Zahlen der Anerkennungen gemessen jeweils an der 

Gesamtbevölkerung an, so ergeben sich folgende Zahlen:  

- 2015: 14.413 Anerkennungen bei 8 576 261 Personen = 0,17% 

- 2016: 22.307 Anerkennungen bei 8 690 633 Personen = 0,26% 

- 2017: 21.767 Anerkennungen bei 8 767 962 Personen = 0,25%5  (vgl. BMI 09/2018; BMI 

2017; BMI 2016; BMI 2015; Statistik Austria 2018; Statistik Austria 2017; Statistik Austria 

2016)    

Somit kann man auch hier nicht von einer globalen Zuwanderung oder gar „Überflutung“ in 

Österreich sprechen.  

 
3  Siehe: https://www.parlament.gv.at/PAKT/PR/JAHR_1997/PK0385/index.shtml 16.02.20, 00:22 
4 https://www.parlament.gv.at/PERK/PE/OEINEU/index.shtml 16.02.20, 00:44 
5 https://ec.europa.eu/eurostat/en/web/population-demography-migration-projections/statistics-illustrated – 
04.11.18, 16:24 



 15 

Seit den 1960er Jahren hatte sich bei den Zuwanderer/innen aus der Türkei und Jugoslawien 

ein reges religiös und / oder ethnisch orientiertes Vereinsleben herausgebildet: Die einzelnen 

Vereine zielen bis heute auf unterschiedliche Interessensgruppen (z.B. 

Kleinunternehmer/innen, Frauen oder Studierende) und verstehen sich sogar teilweise als 

deren Interessenvertreter. Aber insgesamt kann man sagen, dass die Vereinskultur von 

Zuwanderer/innen in Österreich deutlich getrennt von der der Einheimischen ist (vgl. Hahn 

2007: S. 186) 

Die Anerkennung der “Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich (IGGÖ)“ als eine 

öffentlich-rechtliche Körperschaft 1979 hat bisher die gesellschaftliche Akzeptanz der 

Muslim/innen in der österreichischen Bevölkerung nicht gefördert.  

Die fehlende Bereitschaft der österreichischen Bevölkerung sich mit Migrant/innen, deren 

Kultur und Religion, deren Lebens- und Arbeitsbedingungen intensiver auseinanderzusetzen, 

hat zur Folge, dass Integration von den Zuwanderer/innen verlangt wird, die „Einheimischen“ 

im Alltag aber wenig dazu beitragen (vgl. Hahn 2007: S. 187).  

 

2.2. Rückblick auf die Einwanderungswellen nach Deutschland ab 1945 
 

Die enorme Expansion des bundesdeutschen Arbeitsmarkts im Zeichen einer massiven 

Ausweitung des Außenhandels, die zugleich Ursache und Folge des Wirtschaftsbooms nach 

dem Ende der unmittelbaren Nachkriegszeit war, bildeten den Hintergrund für die Anwerbung 

von Millionen Arbeitswanderern (“Gastarbeiter“) beiderlei Geschlechts aus Südeuropa (Bade, 

Oltmer 2007: S. 159).  

Der wachsende Bedarf des westdeutschen Arbeitsmarkts wurde zunächst zusätzlich noch von 

der starken Zuwanderung aus der DDR gedeckt. Diese Zufuhr endete plötzlich 1961.  

Nachdem die ersten Anwerbevereinbarungen 1955 mit Italien, 1960 mit Spanien und 

Griechenland abgeschlossen wurden, folgten entsprechende Abkommen mit der Türkei 

(1961) und Marokko (1963), Portugal (1964) und Tunesien (1965) sowie 1968 mit 

Jugoslawien. 

Der Anteil der Italiener, Spanier und Griechen sank jedoch in den 1970er Jahren, während seit 

Ende der 1960er Jahre die Anteile der Jugoslawen und vor allem der Türken anstiegen. Der 

Anteil der Ausländer/innen wuchs im Jahre 1960 von 1,2% auf über 4,9% im Jahre 1970 und 

auf 7,2% im Jahre 1980 und blieb in den darauffolgenden Jahren annähernd auf dieser Höhe.  

1980 lag der Anteil unter den Zugewanderten an italienischen Bürger/innen bei 13,9%, der 



 16 

Anteil von jugoslawischen Bürger/innen bei 14% und den höchsten Anteil stellten türkische 

Staatsangehörige mit rund 33% dar. Der Anteil der Ausländer/innen an der Gesamtzahl der 

abhängig Beschäftigten lag 1980 bei fast 10%, ging dann jedoch leicht zurück und 

stabilisierte sich bei knapp 8%. 

Der bald in der öffentlichen Diskussion, nicht jedoch im amtlichen Sprachgebrauch etablierte 

Begriff “Gastarbeiter“, implizierte eine beruflich-soziale Klassifizierung mit dem 

Schwergewicht auf un- beziehungsweise angelernte Arbeiten, vorwiegend in der industriellen 

Produktion. Die “Gastarbeiter“ stellten in den 1970er Jahren 75% der ausländischen 

Arbeitnehmer/innen in der Bundesrepublik.  

1973 erfolgte ein Anwerbestopp, der die Ausländerbeschäftigung senkte und die 

transnationale Fluktuation der ausländischen Arbeitskräfte begrenzte, weil seither aus 

freiwilliger Rückkehr in die Anwerbeländer auf Zeit ein unfreiwilliger Abschied auf Dauer 

werden konnte, denn ausländische Arbeitskräfte, die ihre Arbeitsverhältnisse beendeten, um 

für eine temporäre Zeit in ihre Heimat zurückzukehren, hatten in der Regel keine zweite 

Chance mehr, erneut als Arbeitswanderer zugelassen zu werden. Somit schrumpfte die Zahl 

der “neuen“, arbeits- und sozialrechtlich weniger gesicherten ausländischen Arbeitskräfte, 

während die Zahl derer stieg, die blieben und ihre Familien nachzogen. Somit wurde aus 

“Gastarbeitern“ mit Daueraufenthalt faktisch Einwanderer/innen. Die Zahl der ausländischen 

Bevölkerung lag 1973 wie 1979 bei rund vier Millionen und stieg bis 1989 auf knapp 4,9 

Millionen (7,3%) an.  

Schon in den späten 1970er Jahren lebte ein Großteil der Ausländerfamilien in Deutschland in 

einem gesellschaftlichen Paradox – also in einer Einwanderungssituation ohne 

Einwanderungsland. Dies wurde im Verwaltungshandeln tabuisiert und im politischen 

Entscheidungsprozess verdrängt. Die Selbstbeschreibung der Bundesrepublik als 

“Nichteinwanderungsland“ wurde seit Beginn der 1980er Jahre als Abwehrformel aber 

zunehmend auch funktionslos angesichts einer pragmatischen Umstellung der administrativen 

Praxis auf Integration nach Recht und Gesetz.  

Jedoch wuchsen mit der Aufenthaltsdauer die Rechtsansprüche an den Wohlfahrtsstaat 

beziehungsweise dessen Leistungsverpflichtung gegenüber der zugewanderten Bevölkerung 

(vgl. Bade, Oltmer 2007: S. 159-160).  
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2.3. Schlüsselbegriff „Gastarbeiter“ 
 

Die Kombination von “Gast“ und “Arbeiter“ ist etwas kurios. Gästen steht gewöhnlich 

Gastrecht zu, sie sind davon entlastet zu arbeiten und zumeist befinden sie sich in einer 

privilegierten und nicht in einer deprivilegierten Situation im Haus der Gastgebenden.  

Der Begriff ist Produkt eines Medien- und Alltagsdiskurses. Er rückt aus zwei Gründen in den 

Vordergrund: Dass diese Menschen im Ausland (in unserem Fall in Deutschland und 

Österreich) sind, um zu arbeiten, und dass sie dies für eine begrenzte Zeit tun.  

Die doppelte Bedeutung des Begriffs ist eine Beschreibung, die zum disziplinierenden und 

normativen Anspruch wird: “Gäste“, die beispielsweise länger als vorgesehen bleiben, 

beginnen, ein Ärgernis für das jeweilige Land und die Bevölkerung zu werden, vor allem 

dann, wenn sie nicht ihrer Funktion als Arbeitskraft entsprechen. Unter diesen Bedingungen 

haben die Arbeitsgäste den legitimen Anspruch verloren, sich bei “den Einheimischen“ 

aufzuhalten. Logischerweise waren für Gastarbeiter/innen keine Bildungs-, aber auch keine 

psychosozialen Angebote vorgesehen, denn es war nur wichtig, dass sie arbeitsfähig waren. 

Dies war auch der Grund, warum nur “gesunde“ Arbeitsgäste eine Arbeitserlaubnis, woran 

die Aufenthaltserlaubnis gebunden war, erhielten. Auch sonst waren keine zusätzlichen 

Maßnahmen – wie etwa Deutschkurse – vorgesehen. Somit mussten sich die eingewanderten 

Arbeitskräfte die deutsche Sprache selbstständig und auf eigene Kosten aneignen (vgl. Varela 

2010, S. 30).  
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3. Theoretischer Zugang 
 

Nach den Einleitungen in die Geschichte des Schulwesens in Österreich und Deutschland und 

den Migrationsbewegungen in den beiden Ländern und den Exkursen in Richtung mono- und 

bilingualer Modelle und dem Begriff „Gastarbeiter“ möchte ich mich in diesem Teil zuerst 

den Daten von Schüler/innen mit Migrationshintergrund widmen und diverse Vergleiche 

aufstellen.  

Diesbezüglich werde ich einerseits die Daten des „MiMe – Migration und Mehrsprachigkeit“ 

und andererseits die Informationsblätter zum Thema Migration und Schule der Arbeitsstelle 

für Migration und Schule heranziehen.  

Anschließend möchte ich mich den Organisationsformen des DaZ-Unterrichts und der 

additiven und integrativen Sprachförderung widmen.  

Als letzten Punkt möchte ich in diesem Kapitel sowohl das Thema der Migrationspädagogik 

und die damit verbundenen Unterpunkte des pädagogischen Diskurses, der Stellung der 

Sprache an den Schulen und dem Konzept des othering im Detail behandeln, als auch die 

Forschungsergebnisse aus dem FörMig-Band 7 – Förderung von Kindern und Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund –  (als Abrundung und Conclusio der behandelten Themen) näher 

betrachten.  

 

3.1.DaZ-Schüler/innen in Österreich  

 

Die Statistiken des Bundesministeriums für Bildung basieren auf der Grundlage der 

Österreichischen Schulstatistik.  

Die Zahl der Schüler/innen, mit anderen Erstsprachen als Deutsch, wurde erstmals im 

Schuljahr 1991/92 erhoben. Die Bezeichnung „Mit anderen Erstsprachen als Deutsch“ wird in 

dem Informationsblatt beibehalten, obwohl in der Österreichischen Schulstatistik von 

„SchülerInnen mit nichtdeutscher Muttersprache“ die Rede war und seitdem Inkrafttreten des 

Bildungsdokumentationsgesetzes (BilDok, 2003/04) die „im Alltag gebrauchte(n) 

Sprache(n)“ abgefragt wird (werden). Bei Mehrfachangaben ist die Datenbasis die jeweils 

erste Angabe zum letztgenannten Erhebungsmerkmal. Trotz unterschiedlicher Begrifflichkeit 

geht es um die gleiche Zielgruppe.  

Ab dem Jahr 2003/04 wurden auch die slowenischen Schüler/innen in Kärnten und Kroaten 

und Ungarn im Burgenland berücksichtigt. Somit wurden ab diesem Jahr alle Schüler/innen, 



 19 

deren Primärsprache eine andere als Deutsch ist, ungeachtet ihrer Staatsbürgerschaft, 

miteinbezogen. 

Mit dem Schuljahr 2009/10 – für einzelne Bundesländer bereits im Schuljahr 2008/09 – 

wurden auch die Schüler/innen mit anderen Erstsprachen als Deutsch im Modellversuch 

„Neue Mittelschule“ aufgenommen. Infolge der Änderung des Schulorganisationsgesetzes ab 

dem Schuljahr 2012/13, welches die Übernahme des Modellversuchs ins Regelschulwesen 

umfasst, gilt Folgendes: 

Die Neue Mittelschule, also die ehemalige Hauptschule, zählt nun zu den allgemein bildenden 

Pflichtschulen, während die NMS-Modellversuche an den AHS-Unterstufen entsprechend der 

Gesetzeslage bei den AHS mitgezählt werden. Der Rückgang der Schülerzahlen an den 

Hauptschulen erklärt sich somit durch die Umwandlung der meisten Hauptschulen in Neue 

Mittelschulen (vgl. BMB 2017a, S. 3-4). 

Ein Vergleich zwischen den Schuljahren 2009/10 und 2015/16 wird die Anzahl der 

Schüler/innen mit anderen Erstsprachen als Deutsch in den jeweiligen Schulformen adäquat 

veranschaulichen.  

Im Schuljahr 2009/10 verzeichneten die Wiener Schulen insgesamt einen Anteil von 42,2% 

(89.950) Schüler/innen mit anderen Erstsprachen als Deutsch. Hierbei sind die 

Bundesanstalten für Leibeserziehung und Schulen mit eigenem Organisationsstatut nicht 

inkludiert.  

 

Während in den Hauptschulen der Anteil bei 62,8% (18.121) lag, wiesen die AHS-Unterstufe 

einen Anteil von 30,8% (10.244), die AHS-Oberstufe 27,3% (6.763), die Berufsbildenden 

Mittleren Schulen 49,3% (3.591) an Schülerinnen und Schüler mit anderen Erstsprachen als 

Deutsch auf. 

Somit ist zu vermerken, dass der Anteil in den Allgemein Bildenden Pflichtschulen (APS) am 

höchsten in den Hauptschulen (62,8%), am niedrigsten in der AHS-Unterstufe (30,8%) und 

der Anteil in der Oberstufe am höchsten in den Berufsbildenden Mittleren Schulen (49,3%) 

und am niedrigsten in den AHS-Oberstufen (27,3%) lag. Die Sonderschulen und 

Lehrerbildenden Höheren Schulen wurden bei dieser Analyse nicht berücksichtigt.  

Wenn wir einen Blick in das Schuljahr 2015/16 werfen, dann sehen wir, dass der Anteil der 

Schülerinnen und Schüler mit anderen Erstsprachen als Deutsch von 42,2% (89.950, SJ 

2009/10) auf 50,0% (109.478) stieg.   

Die „Rankings“ zwischen den Schulformen veränderten sich kaum: Der höchste Anteil in den 
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Allgemein Bildenden Schulen lag bei den Neuen Mittelschulen mit 71,6% (18.817) 

Schüler/innen und der niedrigste Anteil bei der AHS-Unterstufe mit 39,1% (13.397).  

Den niedrigsten Anteil wies in der Oberstufe abermals die AHS-Oberstufe mit einem Anteil 

von 37,1% (9.726) Schüler/innen auf. Den höchsten Anteil hingegen kann man zum 

wiederholten Male in den Berufsbildenden Mittleren Schulen mit einem Anteil von 59,4% 

(4.420) vermerken (vgl. BMB 2017a, S. 13-14).  

Ein etwas differenziertes Bild haben wir im Bundesland Oberösterreich: Hier verzeichnete 

man im Jahre 2009/10 einen Anteil von 13,7% (28.730) an Schüler/innen mit anderen 

Erstsprachen als Deutsch.  

Die Zahl dieser Schüler/innen lag im selben Jahr im Bereich der Allgemein Bildenden 

Schulen am niedrigsten in der AHS-Unterstufe mit 20,6% (1.599) Schülerinnen und Schülern 

und am höchsten in den Hauptschulen mit 17,9% (8.336) Anteil an SchülerInnen (gemessen 

an den absoluten Zahlen).  

In der Oberstufe lag die niedrigste Zahl in den Berufsbildenden Pflichtschulen mit 4,2% 

(1.276) an Schüler/innen und am höchsten in den Berufsbildenden Mittleren Schulen mit 

14,0% (1.988) an Schüler/innen.  

 

Im Schuljahr 2015/16 sah die Lage folgendermaßen aus:  

Mit 13,4% (2.114) SchülerInnen belegte die AHS-Unterstufe den letzten, die Neuen 

Mittelschulen mit 27,6% (9.338) Schüler/innen den ersten Platz.  

Auch in der Oberstufe wiederholte sich das Ergebnis, wobei die Berufsbildenden 

Pflichtschulen mit einem Anteil von 9,6% (2.470) an Schüler/innen den letzten und die 

Berufsbildenden Mittleren Schulen mit einem Anteil von 20,3% (1.652) an Schüler/innen den 

ersten Platz belegten (vgl. BMB 2017a, S. 8-9). 

Die Sonderschulen und Lehrerbildenden Höheren Schulen wurden bei dieser Analyse 

ebenfalls nicht berücksichtigt. 

 

3.2.Modelle der sprachlichen Bildung und Organisationsformen des „Deutsch als 
Zweitsprache (DaZ)“ Unterrichts  

 

In diesem Kapitel möchte ich zuerst die drei Modelle der sprachlichen Bildung und 

anschließend explizit die Organisationsformen des DaZ-Unterrichts darstellen. Hierbei sollen 

die Formen in Österreich näher unter die Lupe genommen werden.  
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3.2.1. Einsprachige Modelle 
 

Modelle dieser Art sind durch die ausschließliche oder ganz überwiegende Verwendung einer 

Sprache als Medium des Unterrichts gekennzeichnet. Hierbei kann man von folgenden zwei 

Modellen sprechen:  

a) Submersion: Hierbei handelt es sich um ein Modell, wo Schüler/innen mit einer 

Erstsprache, die nicht die Schulsprache ist, in die regulären Klassen eingeschult 

werden. Es wird darauf vertraut, dass die Schüler/innen die Schulsprache durch den 

Kontakt mit ihren Mitschüler/innen und das Unterrichtsgeschehen die Sprache 

erlernen. Die vorübergehende Sprachförderung in der Schulsprache kann angeboten 

und von den Schüler/innen wahrgenommen werden.  

b) Immersion: Schüler/innen mit einer Erstsprache, die nicht die Schulsprache ist, 

erhalten zusätzlichen Unterricht in der Schulsprache in einer Weise, die ihren 

sprachlichen Voraussetzungen entspricht. Ein kennzeichnendes Merkmal dieses 

Modells ist, dass Lehrpersonen eingesetzt werden, die oft selbst zweisprachig sind. Sie 

sind für den Unterricht der Schulsprache als Zweitsprache eigens qualifiziert, sodass 

sie sich auf die sprachlichen Niveaus ihrer Schüler/innen einstellen können.  

Unterschieden wird zwischen „partial“ und „total immersion“ und zwischen „early“, 

„delayed“ und „late immersion“: Bei „late immersion“, „partial“ und „delayed“ 

handelt es sich bereits um Übergänge zu zweisprachigen Modellen (vgl. Reich/Roth 

2002, S. 17-18).  

 

3.2.2. Zweisprachige Modelle 
 

Diese Modelle sind jene, in denen wesentliche Teile des Curriculums in zwei verschiedenen 

Sprachen dargeboten werden. Hier kann man von drei Modellen sprechen:  

a) Transitorische Modelle: Nachdem homogene Klassen für eine gewisse Zeit 

überwiegend in der Erstsprache unterrichtet werden, erhalten sie zunehmend 

Unterricht in der Zweitsprache und gehen dann in reguläre Klassen über. Bei manchen 

Schulen erstreckt sich der Unterricht in der Erstsprache über eine relativ kurze Zeit, 

wie etwa zwei Schuljahre, bei anderen wird dieser über einen längeren Zeitraum, wie 

etwa vier bis sechs Schuljahre, geführt.  



 22 

b) Language-Maintenance-Modelle: Hier wird die Sprache der Herkunft, auch „language 

of origin“ beziehungsweise „community language“ genannt, beziehungsweise des 

kulturellen Erbes, auch als „heritage language“ bezeichnet, während der gesamten 

Schulzeit als Medium für einen wesentlichen Teil des Curriculums herangezogen und 

als Fach unterrichtet.  

Soweit dieser Unterricht nur für Schüler/innen einer Sprachgruppe (einer 

Sprachminderheit) angeboten wird, wird er auch als „one-way bilingual education“ 

klassifiziert.  

 

c) Two-Way-Immersion: Bei diesem Modell werden Schüler/innen verschiedener 

Sprachgruppen (in der Regel Angehörige einer bestimmten Minderheit und der 

Mehrheit) gemeinsam in beiden Sprachen unterrichtet und die Zweisprachigkeit wird 

während der gesamten Schulzeit beibehalten. In diesen Modellen verbinden sich 

„Bildungszweisprachigkeit“ und die Spracherhaltungsfunktionen miteinander (vgl. 

Reich/Roth 2002, S. 17-18). 

Mehrere Sprachen und sprachliche Zugänge berücksichtigende Modelle entwickeln sich seit 

einigen Jahren im Rahmen von Schulversuchen und sind auf den Umgang mit 

migrationsgesellschaftlicher Mehrsprachigkeit abgestimmt: In regulären Klassen, die durch 

große sprachliche Vielfalt in der Schülerschaft gekennzeichnet sind, erhalten Schüler/innen 

additive Angebote zur Unterstützung in der Schulsprache und – im Idealfall damit verzahnt – 

Angebote zur Weiterentwicklung der verschiedenen Erst- und Familiensprachen. Hinzu 

kommen in günstigen Fällen die Berücksichtigung der Sprachentwicklung in der 

Schulsprache als Querschnittsaufgabe und die Berücksichtigung der Erst- und 

Familiensprachen als Medium des Lernens in den verschiedenen Fächern (vgl. ebd.; vgl. 

Bainski 2008; Blair/Bourne 1998).  

 

3.3.Organisationsformen des DaZ-Unterrichts  
 

Das Modell der Submersion, also jenes, wo die Schüler/innen mit einer anderen Erstsprache 

als Deutsch in regulären Klassen eingeschult werden und wo darauf vertraut wird, dass sie die 

deutsche Sprache vor allem durch den Kontakt mit ihren Mitschüler/innen erlernen, ist in 

Deutschland und Österreich die Regel (vgl. Kniffka & Siebert-Ott 2009: S. 141; Knapp 2014: 

S. 143). 



 23 

In Österreich wird dies durch das „Schulunterrichtsgesetz“ (SchUG) § 16 geregelt, das in Abs. 

1 besagt, dass die „Unterrichtssprache ist die deutsche Sprache, soweit nicht für Schulen, die 

im Besonderen für sprachliche Minderheiten bestimmt sind, durch Gesetz oder durch 

zwischenstaatliche Vereinbarungen anderes vorgesehen ist.“6 

Ausnahmen gelten neben den erwähnten „sprachlichen Minderheiten“ (sechs autochthone 

Volksgruppen, die burgenlandkroatische, slowenische, ungarische, tschechische, slowakische 

Volksgruppe und Volksgruppe der Roma)7 für Privatschulen. 8 

Schüler/innen mit einer anderen Erstsprache als Deutsch erhalten separaten Förderunterricht 

in Deutsch als Zweitsprache (dieser Fall wird auch gestützte Submersion genannt).  

Die Förderkurse finden jedoch meist am Nachmittag oder in den Randstunden statt. Die 

Anzahl der Stunden und Kurse wird je nach Anzahl der Schüler/innen festgelegt (vgl. Kniffka 

& Siebert-Ott 2009: S. 141; Knapp 2014: S. 143).  

Durch das neue Konzept der sogenannten „Deutschförderklassen“ (BMBWF 2019) wurde 

System in Österreich zur Gänze umgekrempelt. In Kapitel 5 der Arbeit wird näher darauf 

eingegangen. 

In Deutschland ist der Förderunterricht nur ganz selten curricular eigenständig organisiert. 

Die Unterrichtseinheiten, die nachbereitet werden, versuchen sprachliche Defizite, die im 

regulären Unterricht entstehen können, auszugleichen. Wie schon erwähnt, ist diese Form der 

Förderung weit verbreitet, gilt jedoch als wenig gewinnbringend und zielführend, da die 

Motivation der Schüler/innen zumeist sehr gering ist und nachträgliche Verbesserungen, die 

vor allem sprachlicher Art sein können, nur sehr wenig Beachtung im Regelunterricht finden.  

Der vorbereitende Förderunterricht ist sehr häufig effektiver: In diesen Einheiten werden 

Inhalte der Folgestunde(n) des regulären Unterrichts bearbeitet und wichtige sprachliche 

Begrifflichkeiten (im Speziellen Fachtermini) und Strukturen vermittelt, sodass die 

Schüler/innen vorbereitet in den Regelunterricht gehen und sich besser am 

Unterrichtsgeschehen beteiligen können. Diese Vorgehensweise setzt jedoch voraus, dass der 

regelmäßige Austausch zwischen Förder- und Regelklassenlehrpersonen über die 

Unterrichtsinhalte über die Bühne geht (vgl. Kniffka & Siebert-Ott 2009: S. 141; Knapp 2014: 

S. 143). Auch innerhalb des Regelunterrichts kann neben den zusätzlichen Förderkursen für 

DaZ-Lernende eine Unterstützung stattfinden.  

Hierbei werden binnendifferenzierende Maßnahmen realisiert, indem den DaZ-Lerner/innen 

 
6https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009600&Artike
l=&Paragraf=16&Anlage=&Uebergangsrecht= (letzter Zugriff: 16.02.20, 02:07) 
7 Vgl. https://www.bundeskanzleramt.gv.at/themen/volksgruppen.html (letzter Zugriff 16.02.20, 02:10) 
8 Vgl. ebd.  
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teilweise andere Materialien und Aufgaben bereitgestellt werden als der übrigen Klasse. Das 

Merkmal solcher Aufgaben ist, dass sie den jeweiligen Sprach- beziehungsweise Lernstand 

der Schülerinnen und Schüler berücksichtigen und sich beispielsweise durch Textentlastung 

(z.B. kürzere Texte oder einfacher Wortschatz und Satzbau) und einen geringen 

Schwierigkeitsgrad auszeichnen.  

Eine weitere Möglichkeit der inneren Differenzierung bietet das Tutorienprinzip: Hierbei 

übernehmen leistungsstarke Schülerinnen und Schüler die Rolle eines Tutors beziehungsweise 

Tutorin und unterstützten die DaZ-Lernenden in bestimmten Unterrichtsphasen (z.B. bei 

Einzel-, Partner- oder Gruppenarbeiten).  

Ebenso kann durch Teamteaching eine Sprachförderung innerhalb der Regelklasse stattfinden, 

indem sich eine der beiden Lehrkräfte gezielt den DaZ-Schüler/innen zuwendet und ihnen 

behilflich zur Seite steht (vgl. Knapp 2014: S. 142).  

Es ist jedoch zu betonen, dass die Sprachförderung im Zusammenhang mit der Regelklasse 

nur zu realisieren ist, wenn DaZ nicht mehr länger als Sondermaßnahme, sondern als 

Unterrichtsprinzip in allen Fächern verstanden wird. Nur wenn sich wirklich jede/r Lehrer/in , 

und damit sind u.a. auch die Physik- und/oder Mathematiklehrer/innen gemeint, für die 

Sprachförderung von Kindern und Jugendlichen mit anderer Erstsprache als Deutsch 

mitverantwortlich fühlen und diese Verantwortung nicht allein den Förder- und/oder 

Deutschlehrkräften überlassen, besteht für die Lernenden die Möglichkeit eine angemessene 

Kompetenz in der Zweitsprache zu erlangen und dem Unterricht im Regelunterricht zu folgen. 

Die dadurch entstehende erhöhte Sprachaufmerksamkeit in den Schulfächern dürfte für alle 

Schüler/innen von Nutzen sein, da insbesondere die Vermittlung von der Fachsprache stärker 

sprachbezogen erfolgt und nicht implizit in der Vermittlung fachlicher Inhalte.  

Dies würde jedoch in Summe bedeuten, dass die Lehrpersonen eine Doppelqualifikation 

benötigen (DaZ- sowie fachdidaktisch) und sich ein obligatorischer Teil der 

Lehrer/innenausbildung mit sprachdidaktischen Fragestellungen beschäftigen müsste (vgl. 

Rösch 2004: S. 92-93; Luchtenberg 2009: S. 468; Kniffka & Siebert-Ott 2009: S. 9; Rösch 

2007: S. 294).  

Die Einbindung des DaZ-Unterrichts in der Lehrer/innenausbildung variiert in Österreich von 

Hochschule zu Hochschule.  

Die Pädagogische Hocschule Wien (PH Wien) bietet im Rahmen des Bachelorstudiums 

„Primarstufe“ den Schwerpunkt „Sprachliche Bildung“ an.9 

Dieser umfasst Bereiche wie „Sprachentwicklung, Mehrsprachigkeit oder Deutsch als 
 

9 https://www.phwien.ac.at/studienangebot/primarstufe-informationen-fuer-studieninteressierte (letzter Zugriff: 
16.02.20, 03:20) 
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Zweitsprache“ und soll mit den Fachdidaktiken der jeweiligen Fächer verknüpft werden. 

Jedoch ist dieser Schwerpunkt nur einer von fünf, wobei die Studierenden lediglich einen 

auszuwählen haben.10 

Die Universität Wien hingegen bietet im Rahmen der Ausbildung „Bachelor Lehramt 

Allgemeine Bildungswissenschaftliche Grundlagen im Verbund Nord / Ost“ unter der 

Überschrift „Lebenswelten“ ein Seminar zur „Sprachlichen Vielfalt“ und unter dem Titel 

„Kommunikationsräume“ ein Seminar zur „Mehrsprachigkeit und sprachenförderlichen 

Unterrichtsgestaltung“ an. 11 Auch hier muss dazu gesagt werden, dass neben den erwähnten 

Seminaren auch andere Lehrveranstaltungen zur Auswahl stehen.  

Ein Blick auf die Fächer Mathematik, Physik und Chemie zeigt, dass im „UF Mathematik“ 

lediglich ein Seminar mit dem Titel „Meine Schüler/innen verstehen mich nicht – 

Sprachsensibler Mathematikunterricht“12 im Wahlbereich angeboten wird, während in den 

beiden anderen Fächern gar keine Lehrveranstaltungen zu der Thematik angeboten werden. 13 

An der Universität Innsbruck hingegen befindet sich im Rahmen der „Schul- und 

Bildungsforschung“ eine VO zu der Thematik „Lebensweltliche Mehrsprachigkeit und 

Interkulturalität im Schul- und Bildungssystem I“. Auch diese ist eine von vier 

Lehrveranstaltungen, unter denen die Studierenden eine Auswahl treffen müssen (vgl. LFU 

Innsbruck 2019).  

Ebenso sind Module im Wahlbereich, die sich mit der Thematik der „Deutsch als 

Zweitsprache“ (DaZ) beschäftigen, u.a. in den Masterstudien der PH Wien und PH NOE 

wiederzufinden. 14 

Somit ist hier festzuhalten, dass Lehramtsstudierende in ganz Österreich ihre Ausbildung 

abschließen können, ohne auch nur eine Lehrveranstaltung zu dem Gebiet „DaZ“ absolviert 

zu haben. Eine Ausnahme stellt das Unterrichtsfach „Deutsch“ dar, wo Studierende das 

verpflichtende Modul „Deutsch als Zweitsprache“ abzulegen haben.15 

 
10 Vgl. ebd. 
11 Vgl. https://ufind.univie.ac.at/de/vvz_sub.html?semester=2020S&path=242037(letzter Zugriff: 16.02.20, 
03:29) 
12 Vgl. https://ufind.univie.ac.at/de/vvz_sub.html?semester=2020S&path=239695(letzter Zugriff: 16.02.20, 
03:35) 
13 Chemie: https://ufind.univie.ac.at/de/vvz_sub.html?semester=2020S&path=239783/ Physik: 
https://ufind.univie.ac.at/de/vvz_sub.html?semester=2020S&path=237659(letzter Zugriff: 16.02.20, 03:35) 
14 Vgl. PH Wien: https://www.phwien.ac.at/files/VR_Lehre/Mitteilungsblatt/Ziff_5/Curricula 
2019/PHW_Mastercurriculum_Primarstufe_Erl_20190603.pdf / PH NOE: https://www.ph-
noe.ac.at/fileadmin/root_phnoe/PHNÖ/Mitteilungsblatt/verordnungen/Curricula_Primarstufe/aktuell18/PHNOE_
Master_Primar_V6.pdf(letzter Zugriff: 16.02.20, 03:53) 
15 Beispiele aus zwei Universitäten sollen hier angeführt werden: Universität Innsbruck: 
https://www.uibk.ac.at/studium/angebot/uf-deutsch/studienverlauf/de.pdf/ Universität Wien: 
https://mtbl.univie.ac.at/storage/media/mtbl02/2013_2014/2013_2014_202.pdf (letzter Zugriff: 16.02.20, 04:05) 
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4. Ansätze in der Pädagogik und Othering 
 

4.1.Die Begriffe „Pädagogik“ und „Bildung“ 
 

Die näheren Schilderungen der Begriffe „Pädagogik“ und „Bildung“ sollen als Einleitung zu 

den drei Ansätzen der Pädagogik dienen.  

Durch die Erläuterungen sollen die Absichten und möglichen Auswirkungen dieser 

Handlungen verdeutlicht werden.  

Zu aller erst soll dem Begriff „Bildung“ aufmerksam geschenkt sein. Folgende Definition 

stellt eine Annäherung an diesen dar: 

Bildung (eruditio, ex rudibus = aus dem Rohzustand und über ihn hinaus) meint die 

Aneignung von Kenntnissen und Fertigkeiten in Selbstverfügung und aktiver Gestaltung mit 

dem Ziel der reflexiven Ausformung eines kultivierten Lebensstils (Educand-Perspektive) 

(Raithel u.a. 2009, S. 35). 

Das Wort Bildung wurde im althochdeutschen bildunga und im mittelhochdeutschen bildunge 

genannt. Anfänglich umfasste es die Bedeutungen Nachbildung, Ebenbild, Bildnis und Bild, 

anschließend traten Verfertigung, Schöpfung, Gestaltung und Gestalt hinzu.  

Ebenso speist es sich aus den europäischen Traditionen der griechisch-hellenistischen, die 

besagt, dass darunter die Formung des Leibes und der Seele zu verstehen ist, der römischen 

Antike, die die Kultivierung der Seele hervorhebt und aus der christlichen 

„Gottesebenbildlichkeit“ (vgl. Menze 1970, S. 134-137).  

Der Begriff Bildung, welcher noch immer als wichtiger, unverzichtbarer Grundbegriff gilt, 

besitzt eine lange geisteswissenschaftliche Tradition und zählt als pädagogische 

Grundkategorie. Als exklusiv deutscher Begriff, für den man kein Äquivalent in anderen 

Sprachen findet, wird er in älteren pädagogischen Definitionen als Kultivierung der 

verschiedenen Facetten von Menschlichkeit verstanden, um an den in einer Gesellschaft 

üblichen Lebensformen teilhaben zu können. Ebenso kann man die Bildung als den Prozess 

der Transformation und Konstitution von Subjekten im Zuge einer selbsttätigen und aktiven 

Auseinandersetzung dieser Subjekte mit der Welt bezeichnen. Der Begriff hebt vielmehr den 

Vorgang und das Resultat eines Werdens hervor, das sich in der aktiven Auseinandersetzung 

eines Menschen mit seiner kulturellen, materiellen und sozialen Umwelt vollzieht.    

In manchen Traditionen, wie dem Idealismus und Neuhumanismus hingegen, werden diese 
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Akzente noch weitergeführt und die Herausformung von inneren Werten und die 

Vervollkommnung der subjektiven Erlebnistiefe in Freiheit und Einsamkeit verstanden.  

Im tieferen Sinne kann Bildung als Selbstbildung verstanden werden. Dies bedeutet nicht, 

dass dieser Werdegang unabhängig von der Interaktion mit anderen Menschen 

beziehungsweise von äußeren Bedingungen wäre (vgl. Koller 2012, S. 9-12, Koller 2016, S. 

32-34, Raithel u.a. 2009, S. 36).  

Der Begriff „Pädagogik“ hingegen ist auf den altgriechischen Begriff paideia zurückzuführen, 

was sinngemäß als „Bildung“ oder „Erziehung“ übersetzt werden kann. Die Bedeutung ist 

nicht nur alleine auf den Schulunterricht zu beziehen, sondern fasst auch jede höhere 

Entwicklung des Menschen durch Erziehungs- und Bildungsprozesse zusammen.  

Das Wort paideia setzt sich aus den beiden altgriechischen Wortstämmen pais für „Kind“ und 

agein für „führen“ zusammen. In der Antike wollte man hiermit die Führung der Kinder vom 

Elternhaus in die Übungs- und Bildungsstätte versinnbildlichen.  

Ende des 18. Jahrhunderts wurde im deutschen Sprachgebrauch neben dem Begriff der 

Pädagogik auch der Begriff der Erziehungswissenschaft verwendet. Unter der 

Erziehungswissenschaft, welche eine vergleichsweise junge Disziplin ist, kann man die 

sozialwissenschaftliche Betrachtung pädagogischer Prozesse verstehen.  

Neben der fundierten Reflexions- und Erfahrungswissenschaft dienen die Pädagogik 

beziehungsweise Erziehungswissenschaft auch als Handlungswissenschaft, die an der 

Verbesserung pädagogischer Vorgänge von Erziehung, Lernen, Sozialisation und Bildung 

mitarbeitet (vgl. Stein 2017, S. 11-12).  

Margit Stein, Autorin und Professorin für Allgemeinpädagogik, definiert die Pädagogik, die 

sie mit der Erziehungswissenschaft gleichsetzt, folgendermaßen:  

Pädagogik beziehungsweise Erziehungswissenschaft ist die Wissenschaft, die Prozesse der 

Erziehung, Bildung, des Lernens und der Sozialisation wissenschaftlich beobachtet, 

interpretiert, erklärt, die Auswirkung dieser Prozesse vorhersagt und somit allen hieran 

beteiligten Personen der pädagogischen Praxis Handlungswissen zur Verfügung stellt (Stein 

2017, S. 12).  
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4.2.Die Ausländerpädagogik 
 

Nach der Einführung in die Begriffe „Pädagogik“ und „Bildung“ möchte ich mich zuerst der 

sogenannten „Ausländerpädagogik“ und anschließend der „Interkulturellen Pädagogik“ 

widmen, um darzustellen, wie es zur Migrationspädagogik gekommen ist.   

Die Kapitel sollen den Werdegang und die Unterschiede zwischen den einzelnen Theorien 

näher erleuchten.  

In den 1960er Jahren gab es noch keine pädagogischen Reaktionen auf Konsequenzen der 

Einwanderung der „Gastarbeiter“, die selber mit einer kurzen Aufenthaltsdauer rechneten und 

somit Familien in ihren Heimatländern zurückgelassen haben. Erst mit der in den 70er Jahren 

– auch als „Dekade des Defizitdiskurses“ bezeichnet (Mecheril 2010a) – etablierten 

Ausländerpädagogik wird die migrationsspezifische Thematik diskutiert, wobei „Ausländer“ 

hier noch als „defizitär“ angesehen werden.  

Unter der Ausländerpädagogik ist ein Prinzip zu verstehen, mit welchem versucht wurde auf 

die migrationsbedingte Pluralität zu antworten. Dieses Prinzip formte sich erst durch 

mangelnde Sprachkenntnisse der Schüler/innen der Migrationsfamilien, die durch die 

Familienzusammenführung gegen Ende der 60er Jahre einwanderten. Die zentrale Aufgabe 

lag in der Sprachförderung, um Kinder mit Migrationshintergrund so schnell wie möglich in 

den Regelunterricht zu integrieren. Einerseits hegte man die Absicht, durch die 

Vorbereitungsklassen und den Unterricht die Zielgruppe in das Geschehen einzubinden, 

andererseits wurde auch ein muttersprachlicher Ergänzungsunterricht organisiert, um die 

Rückkehrfähigkeit zu bewahren (vgl. Diehm/Radtke 1999: S. 127-130; Jeuk 2010: S. 104; 

Mecheril 2010a: S. 56; Raithel u.a. 2009: S. 254).   

Zusammenfassend kann man sagen, dass beim Ansatz der Ausländerpädagogik „der 

Ausländer“ als „Anderer“ gilt, das Unterscheidungskriterium die Herkunft ist, der thematische 

Fokus auf den (Sprach-)Fertigkeiten liegt und das Handlungskonzept die Förderung und/oder 

die Kompensation ist (vgl. Mecheril 2010a, S. 61).   

4.2.1. Kritikpunkte an der Ausländerpädagogik  
 

Mit den oben genannten Praktiken sind auch gewisse Grenzziehungen verbunden, die den 

erwähnten Gruppen eine „besondere Stellung“ beimessen und auf eine symbolische Nicht-

Zugehörigkeit verweisen.  

Während z.B. Einsprachigkeit als Normal-Zustand verstanden wird, wird Zwei- 

beziehungsweise Mehrsprachigkeit als eine Abweichung von der Norm gesehen. Zusätzlich 
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wird sie als schädlich für den Schulwerdegang eines Kindes, für die deutsche 

Sprachentwicklung und allgemein als ein Integrationshemmnis beurteilt (vgl. Dirim/Mecheril 

2010a: S. 109; Foroutan/Ikiz 2016: S. 142).  

Es kann von einer positiven oder negativen Bewertung gesprochen werden, also Anerkennung 

oder Nicht-Anerkennung, des in den „Herkunftsländern“ erworbenen kulturellen Kapitals für 

den Bildungserfolg von „Kindern mit Migrationshintergrund“ im „Aufnahmeland“. Der 

wesentliche Kritikpunkt diesbezüglich beläuft sich auf die Reduktion der Migration auf 

Immigration, wobei die Komplexität und Pluralität von Migrationsverläufen sowie deren 

Konsequenzen für Bildungsinstitutionen aus dem Auge geraten (vgl. Gogolin/Pries 2004; vgl. 

Seukwa 2016: S. 199).  

Die Kritikpunkte kamen mit der Einsicht, dass die Rückkehr der sogenannten Gastarbeiter in 

ihre Herkunftsländer sich nicht bestätigte. Stattdessen wurden ihre Kinder fester Bestandteil 

des Bildungssystems und die Kritik an der Ausländerpädagogik wuchs, weil sie versuchte, die 

Thematiken aus einer Förder-, Defizit- und Sonderperspektive zu betrachten. Die Kritik bezog 

sich vor allem darauf, dass die Assimilation der Kinder mit Migrationshintergrund im 

Mittelpunkt stand und ihre Heterogenität und kulturelle Vielfalt nicht gewürdigt wurde. 

Ebenso wurde kritisiert, dass die Ausländerpädagogik nur eine „Sonderpädagogik“ sei, um die 

Defizite von „Ausländern“ zu beseitigen (vgl. Mecheril 2004: S. 84-85; Jeuk 2010: S. 104-

105; Raithel u.a. 2009: S. 93; Roth 2002: S. 44).  

 

4.3.Die Interkulturelle Pädagogik 
 

Nachdem gesehen wurde, dass einerseits das Konzept der „Ausländerpädagogik“ 

unzureichend ist und andererseits die „Gastarbeiter“ doch nicht wie geplant zurückkehren, 

musste ein Umdenken bezüglich der Konzepte stattfinden. Als Reaktion darauf wurde die 

sogenannte „Interkulturelle Pädagogik“ entwickelt und etabliert, die bis zur Gegenwart ihren 

Platz in diversen Curricula beibehält. Das Kapitel soll neben den zentralen Punkten des 

Konzeptes auch Standpunkte des Bundesministeriums für Bildung näherbringen. Ebenso 

werden die wichtigsten Punkte aus dem Grundsatzerlass für Interkulturelle Bildung und dem 

Unterrichtsprinzip „Interkulturelles Lernen“ des Bundesministeriums für Bildung in 

Österreich erwähnt. 

Es besteht eine weitgehende Einigkeit darüber, dass die Phase der „Ausländerpädagogik“ bis 

Anfang der 1980er Jahre dauerte. Diese ging anschließend in eine Phase der „Interkulturellen 
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Pädagogik“, die noch heute fortgesetzt wird, über (vgl. Diehm/Radtke 1999: S. 127).  

Seit Anfang der 80er-Jahre wird das Wort „interkulturell“ im Zusammenhang mit Pädagogik, 

Bildung und Erziehung verwendet (vgl. Raithel u.a. 2009: S. 254). In Österreich ist 

„Interkulturelles Lernen“ seit 1992 als Unterrichtsprinzip in den Lehrplänen aller Allgemein 

Bildenden Schulen verankert (vgl. BMB 2017b: S. 1).  

So wie die Ausländerpädagogik stellt auch die Interkulturelle Pädagogik keine historisch 

abgrenzbare Phase dar, sondern vielmehr die pädagogischen Prinzipien, mit denen auf die 

migrationsbedingte Pluralität geantwortet wurde (vgl. Mecheril 2004: S. 89).  

Schließlich entwickelte sich aus der Kritik an der Ausländerpädagogik der Ansatz der 

Interkulturellen Pädagogik, die sich vor allem mit der Frage beschäftigt, welche 

Auswirkungen die kulturelle, soziale und sprachliche Komplexität auf die Prozesse der 

Erziehung, der Sozialisation und auf die Bildung haben und zielt auf die Vorbereitung auf ein 

Leben in einer dauerhaften multikulturellen Gesellschaft (vgl. Gogolin / Krüger-Potratz 2010: 

S. 11; Jeuk 2010: S. 105; Raithel u.a. 2009: S. 260).  

Ein großer Unterschied zur Ausländerpädagogik liegt darin, dass die mitgebrachten Kulturen 

und Sprachen beachtet, geschätzt und im Unterricht auch gefördert werden sollen, damit diese 

vor allem als Bereicherung für alle Schüler/innen zu sehen sind. Der Unterricht in der 

Muttersprache soll nicht mehr dazu dienen, die Rückkehrfähigkeit der Kinder der Gastarbeiter 

zu bewahren (vgl. Kap. 4.2.), sondern um die Mehrsprachigkeit zu fördern und zu 

unterstützen (vgl. Diehm/Radtke 1999: S. 130-131; vgl. Jeuk 2010: S. 105).  

An diesem Punkt versucht das Unterrichtsprinzip „Interkulturelles Lernen“ (in allen 

Schulstufen) die Schüler/innen dazu zu ermuntern, „Kenntnisse in der Muttersprache im 

Unterricht sinnvoll einzubringen“ (BMB 2016: S. 49), die „Wertschätzung aller Sprachen und 

die Entwicklung der Fähigkeit der Schülerinnen und Schüler“ (ebd. S. 50) in den Mittelpunkt 

zu rücken und die allfällige Mehrsprachigkeit von Schüler/innen als wertvolle Ressource zu 

sehen und in allen Unterrichtsgegenständen zu nutzen (vgl. ebd. S. 52).  

Diese Intentionen sind wahrlich zu begrüßen, doch bleibt die Frage offen, wie diese in einem 

monolingualen Unterricht16 berücksichtigt und umgesetzt werden sollen.  

Weitere Gründe, warum die Interkulturelle Pädagogik positiv konnotiert war, sind die 

 
16 „Der Erwerb bzw. die Kenntnis der Unterrichts- und Bildungssprache Deutsch stellt die Grundlage für die 
Beteiligung an allen Bildungsprozessen dar und bildet damit eine wesentliche Voraussetzung für Schulerfolg und 
spätere Integration in den Arbeitsmarkt sowie für die Teilhabe am politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben in Österreich.“ (https://bildung.bmbwf.gv.at/schulen/unterricht/ba/bsd/bsd.html; Zugriff 
am 07.08.19, 17:33) 
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programmatische Absetzung von der als defizitorientiert und paternalistisch bezeichneten 

Ausländerpädagogik oder des weniger bekannten Begriffs „Assimiliationspädagogik“ 

(Prengel 2019: S. 71-72) und die Anerkennung gegebener ethnischer und kultureller 

Differenzen (vgl. Raithel u.a. 2009: S. 254).  

Auf der Grundlage von Nieke (2008) entwarf Auernheimer eine Hierarchisierung von den 

Zielsetzungen interkulturellen Lernens.  

An erster Stelle steht hierbei das Vermitteln von Offenheit und die Kontaktbereitschaft, die zu 

einem Verständnis und einer Anerkennung des, beziehungsweise der, Anderen führen sollen.  

Dies wiederrum soll das Erkennen von Stereotypisierungstendenzen und die Reflexion 

eigener Vorurteile ermöglichen.  

Darauf aufbauend geht es um die generelle Einsicht, dass jegliches menschliche Verhalten 

kulturgebunden ist.  

Die vorletzte Stufe, die die Fähigkeit interkulturellen Kommunizierens und Verstehens 

bestärken soll, soll letztendlich zur Befähigung zum Dialog führen (vgl. Auernheimer 2003: 

S. 126).  

Auch der Grundsatzerlass geht „von einem offenen und vielfältigen Kulturbegriff“ (BMB 

2017b: S. 3) aus, weil diese die Identität des Einzelnen und der Gesellschaften und Gruppen, 

in denen wir leben beziehungsweise uns bewegen, beeinflussen (vgl. ebd).  

Durch den Begriff „Interkulturelle Bildung“ werden „Verstehen“ und „Verständigung“ 

zwischen Kulturen selbst zum Gegenstand und Anlass von „Bildung“ erhoben.  

 

Christiane Thompson stellt diesen Punkt folgendermaßen dar:  

Die dem Begriff vorausgehenden Problematisierungen erscheinen nun in der definitorischen 

Positivität des neuen Begriffs eingeholt. Das variierende Attribut zu „Bildung“ verändert nun 

aber auch, wie man sich zu dem Begriff verhalten kann: Wer sollte etwas gegen 

Verständigung und Verstehen einzuwenden haben? (Thompson 2016: S. 67) 

In weiterer Folge wird geschildert, dass das Verhältnis der unterschiedlichen Kulturen als 

symmetrisch behauptet wird, dabei jedoch die Machtpositionen der Mehrheitsgesellschaft 

ausgeblendet und fortgesetzt werden. Ebenso werden Menschen als Repräsentanten einer 

einheitlichen Kultur, die essentialisierend und homogenisierend auf Ethnizität und Nation 

bezogen wird, verstanden (vgl. Mecheril 2005: S. 313-315; Messerschmidt 2014; Thompson 

2016: S. 67-68).  
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Der Grundsatzerlass für Interkulturelle Bildung möchte die Lernenden dazu befähigen, „wie 

mit kulturellen Zuschreibungen Macht ausgeübt und Herrschaft legitimiert wird“ (BMB 

2017b: S. 4) um „Empathie und Ambiguitätstoleranz zu entwickeln“, „eine kritische und 

wertschätzende Grundhaltung einzunehmen – als Grundlage für Zivilcourage und eine 

konstruktive Konfliktkultur ohne kulturelle Zuschreibungen“ und „ausgrenzende, rassistische, 

sexistische Aussagen und Handlungsweisen zu erkennen, zu hinterfragen und dagegen 

aufzutreten“ (ebd.).   

4.3.1. Kritikpunkte an der Interkulturellen Pädagogik  
 

Auch wenn die Interkulturelle Pädagogik nennenswerte und tiefgreifende Erfolge zu 

verzeichnen hat, wird sie, wie vielleicht jedes Konzept und jede Theorie, von mehreren Seiten 

angefochten, hinterfragt und kritisiert.  

Im Zentrum dieser Diskussion steht der zugrundeliegende Kulturbegriff, der von einer 

Homogenität der einzelnen Kulturen ausgeht und somit einer gegenseitigen Abgrenzung eine 

Gelegenheit bietet, die so nicht existiert.  

Jeuk fasst diesen Punkt folgendermaßen zusammen, in dem er der Meinung ist, dass 

Migrant/innen unter den verschiedensten Lebensbedingungen, kulturellen und sozialen 

Kontexten verschiedenste Lebensgewohnheiten ausgebildet haben. Dies wird durch die 

Annahme der homogenen Kulturen ignoriert und somit zurecht kritisiert. Vielmehr muss von 

Mischkulturen ausgegangen werden, die sich eben nicht durch Homogenität, sondern durch 

große Heterogenität auszeichnen (vgl. Jeuk 2010: S. 106). 

Mecheril sieht das Grundproblem darin, dass eine spezifische Andersartigkeit immer schon 

vorausgesetzt und damit eine Differenz befördert wird, weil es sich bei dieser kulturellen 

Differenz, die zum Thema wird, um migrationsbedingte Unterschiede handelt (vgl. Mecheril 

2004: S. 80-93).  

Diese sogenannte „spezifische Andersartigkeit“ wird seitens des Unterrichtsprinzips 

„Interkulturelles Lernen“ – beabsichtigt oder unbeabsichtigt – durch folgende zwei Aussagen 

in den allgemeinen didaktischen Grundsätzen für die Neuen Mittelschulen und allgemein 

bildenden höheren Schulen untermauert: 

Sensibilität für die psychische und soziale Situation von Kindern mit Migrationshintergrund ist 

besonders wichtig. […] Die Normalität des Anderen soll zunehmend zur 

Selbstverständlichkeit werden (BMB 2016a: S. 50).  
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Hierbei möchte ich folgenden Punkten eine besondere Aufmerksamkeit schenken:  

Es stehen alle Kinder mit Migrationshintergrund unter Verdacht, dass sie sich psychisch und 

sozial in einer labilen Situation, die nicht näher geschildert wird, befinden. Wenn man nur 

bedenkt, dass dieses Dokument den Lehrenden als Informationsblatt dienen soll, so kann man 

sich vorstellen, wie sogenannte „Kinder mit Migrationshintergrund“ möglicherweise 

behandelt werden, da dieses Dokument als ein wichtiger Anhaltspunkt für diverse 

Interaktionen dienen könnte.  

Eine weitere Frage ist, wie Lehrer/innen auf diese „Situation“ didaktisch und methodisch 

vorbereitet werden.  

Die zweite zitierte Passage bekräftigt das Dasein eines „Anderen“ durch die direkte 

Bezeichnung und zeigt, dass diese/r nun bereits seit knapp 60 Jahren (s. Kap. 2.1.) noch 

immer keine Normalität erlangt hat und dann doch langsam zur Selbstverständlichkeit werden 

darf.  

Nicht zuletzt stehen diese Aussagen im krassen Gegensatz zu folgendem Punkt des 

Grundsatzerlasses:  

Sie (die Interkulturelle Bildung, Anm.) ist ein Beitrag gegen Ausgrenzungsmechanismen und 

stellt der Haltung „Wir und die Anderen“ („Othering“, Anm.) die Befähigung zum Umgang in 

und mit heterogenen Gruppen gegenüber (BMB 2017b: S. 3) 

Anschließend an diesen Punkt und abschließend für dieses Kapitel möchte ich drei von den 

vier Anfragen Paul Mecherils an die Interkulturelle Pädagogik zusammenfassend darstellen. 

Diese kommen aus einer migrationspädagogischen Perspektive und sollen somit auch als 

Übergang zu dem nächsten Kapitel dienen.  

Als erstes Problem wird das Problem der kulturalistischen Reduktion 

migrationsgesellschaftlicher Verhältnisse angegeben.  

Die Anerkennung kultureller Differenz, welches als zentrales Bildungsziel gesehen wird, 

weist aufgrund der kulturellen Pluralität und Vielfalt der Gesellschaft eine gewisse 

Plausibilität auf. Somit haben wir es häufig mit einer normativen Perspektive zu tun, diese 

Lebensformen in ihrer Differenz anzuerkennen und die Ausbildung von Fertigkeiten 

wechselseitiger kommunikativer Anerkennung wertzuschätzen.  

Der Bezug auf die „interkulturelle“ Perspektive ist wesentlich und somit auch das Eintreten 

für die Gleichheit aller, unabhängig von der Herkunft, die Befähigung zum interkulturellen 

Verstehen und zum interkulturellen Dialog und die Haltung des Respekts für Andersheit (vgl. 

Auernheimer 2007: S. 21; Mecheril 2010a: S. 63).  
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Aus dem allgemeinen Bildungsziel für die Volksschule des Unterrichtsprinzips 

„Interkulturelles Lernen“ ist zu entnehmen, dass versucht wird, hier anzusetzen, indem es 

„das gemeinsame Lernen und das Begreifen, Erleben und Mitgestalten kultureller Werte“ 

(BMB 2017c: S. 49) anstrebt und bemüht ist „Interesse und Neugier an kulturellen 

Unterschieden zu wecken, um nicht nur kulturelle Einheit, sondern auch Vielfalt als wertvoll 

erfahrbar zu machen“ (ebd.).  

Bei der kulturellen Differenz, die im Rahmen der Interkulturellen Pädagogik thematisiert 

wird, handelt es sich um „migrationsgesellschaftliche Differenzen“.  

Die Interkulturelle Bildung wird nämlich verstanden als pädagogische Reaktion, kultureller 

und theoretischer Art auf die migrationsbedingte, kulturelle Pluralität der Gesellschaft.  

Dies gibt auch der Grundsatzerlass für Interkulturelle Bildung des Bundesministeriums für 

Bildung an, indem dort festgelegt wird, dass „Interkulturelle Bildung kein abgeschlossenes 

Konzept (sei), weil ihr Betrachtungsgegenstand und Referenzpunkt – die migrations- und 

mobilitätsgeprägte multikulturelle Gesellschaft – sich stetig verändert.“ (BMB 2017b: S. 2). 

Des Weiteren versucht die Interkulturelle Pädagogik der Tatsache Rechnung zu tragen, dass 

das Bildungswesen von Angehörigen verschiedener Kulturen und Ethnien besucht wird. 

Hierbei besteht das Grundproblem darin, dass dieser Versuch eine spezifische 

Verschiedenheit immer schon setzt.  

Diese Voraussetzung schafft zweierlei: Die Bevorzugung des Kulturbegriffs bewirkt, dass 

„Kultur“ die zentrale Differenzdimension sei, wo die relevanten Unterschiede der 

Besucher/innen des Bildungswesens zu untersuchen und zu behandeln sind. Diese Perspektive 

hat zur Folge, dass die Pluralität, die bei der Beschäftigung mit Migrationsprozessen 

hervorgebracht wird, zu sehr eingeschränkt wird. Das zentrale Problem dabei ist, dass sich 

migrationsgesellschaftliche Differenzverhältnisse nicht auf kulturelle Differenzen reduzieren 

lassen, da rechtliche, ökonomische und politische Facetten ebenso zu berücksichtigen sind 

(vgl. Homann 1989: S. 12; Mecheril 2010a: S. 63; Prengel 2019: S. 59).  

Paul Mecheril fasst diesen Punkt folgendermaßen zusammen: 

Solange Interkulturelle Pädagogik keine Pädagogik ist, die sich mit der kulturellen Pluralität 

hoch differenzierter Gesellschaften in allgemeiner Einstellung beschäftigt, und im 

Wesentlichen eine Pädagogik ist, die sich mit Pluralisierung und Diversifizierung als Resultat 

von „Migration“ auseinandersetzt, bleibt „Interkulturelle Pädagogik“ als Bezeichnung einer 

erziehungswissenschaftlichen Fachrichtung unklar (Mecheril 2010a: S. 64).  

Die zweite Anfrage, die Mecheril als „Inseldenken“ (2010a) bezeichnet, behandelt die 

zentrale Kritik, dass der Begriff „Kultur“ nicht in der Lage sei, gegenwärtige Phänomene der 
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Vermischung, der Überschreitung kulturellere Grenzen und Hybridisierung zu erfassen. Der 

Kulturbegriff trüge seiner Logik und Optik nach zur Vereinheitlichung von kulturellen 

Strukturen, welche jedoch eher als Gebilde der Differenz zu verstehen insbesondere unter 

gegenwärtigen Gegebenheiten durch starke Überlagerungen und Vernetzungen markiert sind 

(vgl. Mecheril 2010a: S. 64).  

Der Grundsatzerlass versucht dieser Kritik entgegenzuhalten, indem er bestrebt ist 

„wechselnden Zugehörigkeiten und mehrfachen Identitäten in der eigenen und in anderen 

Biographien nachzuspüren“ (BMB 2017b: S. 4).  

Wolfgang Welsch, der bezüglich der Thematik der transkulturellen Überlegungen eine 

wichtige Person ist, kritisiert den Kulturbegriff genauso und schlägt folgendes vor: 

Angesichts solcher Befunde ist die Verabschiedung des traditionellen Kulturkonzepts mit 

seinem unheilvollen Doppel von innerem Einheitszwang und äußerer Abschottung auch unter 

normativen Gesichtspunkten geboten. Es käme künftig darauf an, die Kulturen jenseits des 

Gegensatzes von Eigenkultur und Fremdkultur zu denken.  (Welsch 1994).  

Der dritte und letzte Punkt, dem ich mich widmen möchte, ist, dass der Begriff der „Kultur“ 

ebenso als Sprachversteck für Rassekonstruktionen dienen kann.  

Leiprecht ist der Meinung, dass in Diskursen, in denen es um Flucht und Einwanderung geht, 

immer öfter das Wort „Kultur“ und immer weniger das Wort „Rasse“ gebraucht wird, denn 

das Wort „Kultur“ sei in vielen Texten zum Äquivalent und Sprachversteck für „Rasse“ 

geworden (vgl. Leiprecht 2001: S. 28-29).  

Dieses Problem wird seitens der Interkulturellen Pädagogik nur selten benannt, kaum 

bearbeitet und daher nicht nur nicht aufgeklärt, sondern auch verdeckt (vgl. Mecheril 2010: S. 

66). 

4.4. Migrationspädagogik 
 

Das Erfordernis, sich pädagogisch und erziehungswissenschaftlich mit dem Themenfeld Migration 

und Bildung auseinanderzusetzen, ergibt sich vor dem Hintergrund, dass für die 

Migrationsgesellschaft und ihre Bildungszusammenhänge Unterschiede und Unterscheidungen 

bedeutsam sind (Mecheril 2010a: S. 12).  

Nach den 1990er Jahren entwickelte sich aus der Kritik an dem Ansatz der Interkulturellen 

Pädagogik eine Pädagogik, die unterschiedlich benannt wird. Mecheril (2004) schlägt dafür 

den Begriff „Migrationspädagogik“ vor. Darunter werden Themen und Fragestellungen 

zusammengefasst, die in der Pädagogik „unter den Bedingungen einer 
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Migrationsgesellschaft“ (Mecheril 2004: S. 18) relevant sind. Somit ist hier nicht die Sprache 

von Eingliederung von zugewanderten Menschen in eine Einwanderungsgesellschaft, sondern 

von einer sogenannten Migrationsgesellschaft, in der die Einwanderung teilweise 

Generationen zurückliegt. Die Migrationspädagogik beschäftigt sich mit den Folgen der 

Migration, unterstreicht die Heterogenität der Menschen mit Migrationshintergrund und 

verzichtet auf kulturelle Stereotype, wie sie der Interkulturellen Pädagogik vorgeworfen wird 

(vgl. Jeuk 2010: S. 107; Mecheril 2004: S. 18-19).  

Hierbei bezieht man sich auf pädagogische Phänomene wie „Vermischung als Folge von 

Wanderungen, Entstehung von Zwischenwelten und hybriden Identitäten […] Konstruktionen 

des und der Fremden oder auch die Erschaffung neuer Formen von Ethnizität“ (Mecheril 

2004: S. 18). Nach Mecheril soll der Gegenstand der Migrationspädagogik die 

Zugehörigkeitsordnungen und die Frage, wie diese durch Bildungsinstitutionen produziert, 

verschoben und problematisiert werden, sein (vgl. Mecheril 2010a: S. 16).  

Die Frage rund um das Thema Migration schließt auch immer wieder die politischen und 

alltagsweltlichen Auseinandersetzungen mit ein: Wie und wo legt ein nationalstaatlicher 

Kontext seine Grenzen fest und wie geht er innerhalb dieser Grenze mit Heterogenität, 

Differenz und Ungleichheit um?  

Das Thema „Migration“ problematisiert und thematisiert „Grenzen“.  

Konkret geht es hier um symbolische Grenzen der Zugehörigkeit und nicht so sehr um 

territoriale Grenzen. Die Frage der „Zugehörigkeit“ wird versucht durch die Migration auf 

individueller, gesellschaftlicher und sozialer Ebene näher beleuchtet zu werden, denn durch 

diese Thematik wird eine Differenzlinie befragt, die zu den grundlegendsten 

gesellschaftlichen Unterscheidungen gehört, und die zu einer Dichotomie zwischen „Innen“ 

und „Außen“ führt.  

Wenn man von „Migration“ spricht, geht es auch um die Frage, wie eine Gesellschaft einer 

Nation ihre Grenze festlegt und wie sie innerhalb dieser mit Ungleichheit, Grenze und 

Differenz umgeht. Es wird nicht nur die die Zugehörigkeit der „MigrantInnen“ „in Frage 

gestellt“, sondern muss allgemeiner erfasst werden. Ganz allgemein muss über die Frage 

„Wie möchten wir leben?“ diskutiert werden.  

Somit können wir sagen, dass das Phänomen der Migration dazu angemessen ist, eine 

Problematisierung und Thematisierung von Grenzen zwischen „Außen“ und „Innen“ und 

zwischen „Nicht-Wir“ und „Wir“ zu bewirken und damit sowohl die Infragestellung einer 

fundamentalen Unterscheidung gesellschaftlicher Ordnung als auch Stärkung vorzunehmen 

(vgl. Castro Varela 2010: S. 35, Mecheril 2010a: S. 12-13).  



 37 

Somit wird auch verständlich, warum Erfahrungen und Phänomene der Zugehörigkeit 

gegenwärtig von so hoher Bedeutung sind: 

Wir sprechen über Zugehörigkeiten, weil Zugehörigkeit zum Problem geworden ist – individuell 

und überindividuell. Hierbei müssen wir „Erfahrungen“ als Phänomene verstehen, die aus 

sozialen, sprachlich-kulturellen und politischen Kontexten resultieren. Erfahrungen existieren 

nicht an sich und nicht für sich, sondern sind in einer umfassenden Weise in diskursive 

Zusammenhänge eingebettet und werden in diesen Kontexten hervorgebracht (Mecheril 2010a: S. 

13).  

Es kann also festgehalten werden, dass für die Migrationsgesellschaft 

Zugehörigkeitsunterscheidungen und Zugehörigkeitsunterschiede von großer Bedeutung sind. 

Wichtig ist auch zu erwähnen, dass diese Unterscheidungen und Unterschiede nicht einfach in 

„natürlicher Weise gegeben“ sind, sondern juristisch, politisch und kulturell in Interaktionen 

immer wieder hergestellt werden (vgl. Mecheril 2010a: S. 13).  

Aus dieser Ableitung kann die Migrationspädagogik nun folgendermaßen definiert werden: 

Migrationspädagogik beschäftigt sich mit Zugehörigkeiten und den Bedingungen und 

Konsequenzen ihrer Herstellung (Mecheril 2010a: S. 13).  

Diese Definition alleine ist jedoch nicht ausreichend, da es sehr viele Dimensionen von 

Zugehörigkeit, wie z.B. die Geschlechts- oder Milieuzugehörigkeit oder die Zugehörigkeit in 

einer studentischen Lektüregruppe gibt.  

Wenn über „Migration und Zugehörigkeit“ nachgedacht wird, hört man oft von 

Bezeichnungen wie „ethnische“ oder „kulturelle“ Zugehörigkeit. Deswegen wird hier auch 

der Ausdruck „natio-ethno-kulturelle“ Zugehörigkeit bevorzugt. Somit ist zu sagen, dass 

neben den obig genannten Zugehörigkeiten auch die natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeiten 

herangezogen und thematisiert werden. Die Auseinandersetzungen um diese Grenzen können 

als diskursive Prozesse verstanden werden (vgl. Castro Varela 2010: S. 36, Mecheril 2010a: 

S. 13).  

Die Perspektive der Migrationspädagogik interessiert sich für pädagogische Bedingungen und 

Konsequenzen einer sozialen Ordnung der Differenzen. Sie ist mit Ordnungen des 

Unterscheidens und des Unterschieds beschäftigt, die auch immer Phänomene der 

Hierarchisierung und der „machtvollen Unterscheidung“ und Hervorbringung des 

Unterschieds zwischen „Nicht-Anderen“ und „Anderen“ darstellen. Es ist wichtig zu 

erwähnen, dass die Migrationspädagogik sich mit spezifischen Anderen und spezifischen 

Ordnungen befasst, in denen es um natio-ethno-kulturelle Ordnungen, wobei zunächst die 
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Differenz zwischen natio-ethno-kulturellen Anderen bedeutsam ist, geht. Durch Ordnungen 

werden „Normalitäten“ geschaffen, welche eine Beschreibung von etwas als etwas, das 

erwartet werden darf, definiert werden kann. Unter Normalität ist auch immer ein Zustand zu 

verstehen, der eintreten soll. Somit kann man einerseits sagen, dass es „normal“ ist, dass es in 

einer Einwanderungsgesellschaft Migrant/innen gibt, andererseits aber diese/r als der/die 

Andere, der/die Nicht-Normale, der/die Fremde, der- oder diejenige, der/die von einem 

imaginären Normaltyp abweicht, gilt. Ein Beispiel hierfür wäre die sogenannte „hybride 

Identität“ und damit zusammenhängenden Begriffen „plurale Identitätsformen“ und 

„Mehrfachzugehörigkeiten“. Diese sind in einer verdichteten Welt durch eine „Schrumpfung“ 

von Zeit und Raum durchaus als „Normalfall“ zu bezeichnen. Sie können eingenommen 

werden und müssen dies sogar manchmal. (vgl.  Castro Varela 2010: S. 37, S. 52; Hall 1994; 

Mecheril 2010a; S. 16).  

Dem Fall der Mehrfachzugehörigkeit nähert sich Castro Varela folgendermaßen und stellt die 

Nationalstaaten auf die Probe:  

Der Fall der Mehrfachzugehörigkeit stellt hierbei eine ernste Herausforderung für 

nationalstaatliche Gesellschaften und ihre Bildungsinstitutionen dar, vor allem jene 

Institutionen, die Mühe haben, sich von ihrem nationalen Selbstverständnis zu lösen. Da in den 

Alltagspraxen der Migrationsgesellschaft und ihren pädagogischen Orten lebensweltliche 

Mehrfachzugehörigkeiten eine bedeutsame Art und Weise der Selbstpräsentation, der 

Beziehungsgestaltung und des Weltbezugs […] darstellt, gewinnt eine Mehrfachzugehörigkeit 

sichtbar machende, thematisierende und anerkennende Perspektive an pädagogischem Sinn 

und Stärke (Castro Varela 2010, S. 52-53).  

Nachdem nun geklärt wurde, dass sich die Migrationspädagogik zentral mit „Zugehörigkeiten 

und deren Bedingungen und Konsequenzen“ und im Rahmen dessen mit „natio-ethno-

kulturellen Zugehörigkeiten“ beschäftigt, gilt es nun zu fragen, unter welchem Blickwinkel 

der ganze Prozess vollzogen wird.  

Auf diese Frage findet Paul Mecheril folgende Antwort: 

„Migrationspädagogik“ bezeichnet einen Blickwinkel, unter dem Fragen gestellt und 

 thematisiert werden, die bedeutsam sind für eine Pädagogik unter den Bedingungen einer 

Migrationsgesellschaft. Es geht also beispielsweise um die an koloniale Figuren 

 anschließende Konstruktion des und der Fremden, um die Vielfalt der Sprachen und die Macht 

der Sprache(n), um die Frage der Repräsentation von Migrant/innen im  öffentlichen Raum 
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und auch in Bildungsinstitutionen […] (Mecheril 2010a: S. 19). 

 

4.4.1. Schlechterstellung Migrationsanderer 
 

Die Schlechterstellung Migrationsanderer ist durch diverse Studien belegt und hat 

unterschiedliche Gründe. Letzteres möchte ich mit den Theorien von İnci Dirim und Paul 

Mecheril (2010) näher beleuchten, wobei die institutionelle Diskriminierung im letzten 

Kapitel der Arbeit behandelt werden soll.  

Anfangs möchte ich drei exemplarische Beispiele aus Österreich näher betrachten.  

Wie bereits in den Kapiteln 1, 1.1., 4.2. und 4.3. teilweise erwähnt und geschildert, versucht 

das Bildungssystem die „Herausforderung“ der Heterogenität der Schüler/innen durch diverse 

Homogenisierungen zu bewältigen. 

Die steigenden Zahlen von Schüler/innen mit einer anderen Erstsprache als Deutsch werden 

in der Öffentlichkeit vermehrt wahrgenommen und zumeist auch aus einer defizitär 

ausgerichteten Perspektive zum Thema gemacht. Die Zuschreibung „Migrationshintergrund“ 

wird häufig als Anzeichen einer Problematik gesehen (vgl. Mecheril u.a. 2010b: S. 22).  

Hierbei reicht ein erneuter, kurzer Blick auf die Statistiken des Bundesministeriums für 

Bildung: 

Während sich in den Allgemein Bildenden Pflichtschulen (APS) in ganz Österreich im 

Schuljahr 2009/10 129.848 Schüler/innen befanden, stieg diese Zahl im Jahre 2015/16 auf 

163.282. Ebenso erhöhte sie sich im Bereich der Allgemein Bildenden Höheren Schulen 

(AHS) von 28.571 (2009/10) auf 40.171 (2015/16) (vgl. BMB 2017a: S. 14).   

Wie die öffentliche Wahrnehmung dieser Schüler/innen in den Medien und diversen Kanälen 

verarbeitet wird, können wir anhand von drei exemplarischen Beispielen sehen: 

Die Homepage der „Familienberatung“, welche dem Bundesministerium für Frauen, Familie 

und Jugend unterliegt,  beschreibt die erwähnten Schüler/innen folgendermaßen: 

Diese „Zweite Generation“ wächst meist im Kreis einer sozial schwachen Familie in einem 

Migrantenviertel der Stadt auf und besucht eine sog. „Brennpunktschule“. Hier treffen Kinder 

und Jugendliche unterschiedlicher sprachlicher Herkunft aufeinander. Da sie zuhause und 

unter Freunden primär ihre Muttersprache sprechen, verstehen sie Deutsch oft schlecht oder 

gar nicht. Sattelfest sind sie in der Muttersprache oft ebenso nicht. 17  

 
17 https://www.familienberatung.gv.at/start/wie-kann-integration-in-der-schule-stattfinden-alternativen-zur-
auslaenderklasse/ (Zugriff am 10.08.19, 22:31). 
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Auch hier geht man von sozial schwachen Familien aus, die in „Migrantenviertel“ (nicht 

näher beschrieben) leben und in sogenannte „Brennpunktschulen“ gehen. Ebenso wird 

aufgrund der Mehrsprachigkeit auf sprachliche Defizite hingewiesen. 

Doch sie hegen die Absicht, ein „Bewusstsein für den Migrationshintergrund als Ressource zu 

schaffen“18 und die „Mehrsprachigkeit“ und den „differenzierten Hintergrund“ zu nutzen, 

„um voneinander zu lernen und gegenseitig zu profitieren“.19 

Die Boulevardzeitung „Österreich“ betitelt ihren Artikel, der am 13. September 2018 online 

erschienen ist, mit der Schlagzeile „Jeder 2. Wiener Schüler spricht zuhause kein Deutsch“.20 

Im Artikel bezieht man sich auf den Integrationsbericht 2018, der im Kapitel der 

„Sprachförderung“ folgende Punkte feststellt: 

Die großen Unterschiede in den Leistungen der SchülerInnen nach Schulstandort legen 

allerdings nahe, dass das bisherige System an Sprachförderungen für RisikoschülerInnen allein 

nicht ausreicht, um den Anschluss an den Schnitt der SchülerInnen zu finden (BMEIA 2018: 

S. 40).   

Nachdem auch festgehalten wird, dass sich momentan fast „zwei Millionen Personen mit 

Migrationshintergrund“21 in Österreich aufhalten und die „Hälfte aller Bezieher 

(Bedarfsorientierte Mindestsicherung, Anm.) 2017 eine ausländische Staatshörigkeit 

aufwies“22, kann man aus dem Artikel schließen, dass diese Gruppen keine wesentlichen 

positiven Beiträge zur Gesellschaft beitragen.  

Die Diskussion um die Schüler/innen mit Migrationshintergrund erhielt nach den Aussagen 

der Lehrerin Susanne Wiesinger im März 2018 gegenüber dem Medium „Addendum“ eine 

ganz andere und – meiner Meinung nach – viel zu einseitige Perspektive.  

In dem Video des Beitrages mit dem Titel „Brennpunkt Schule: Machtlos gegen islamische 

Einflüsse?“ ist Susanne Wiesinger, seit 25 Jahren Lehrerin in Wien-Favoriten und Vertreterin 

der sozialdemokratischen Lehrergewerkschaft, folgender Meinung:  

Es ist einfach zu viel. Das ist eine Klasse von 25, wo man 21 Kinder in unsere Gesellschaft 

mal integrieren müsste. Nicht nur sprachlich, sondern auch kulturell. Das kann keiner 

 
18 Ebd. (Zugriff am: 10.08.19, 22:35). 
19 Vgl. ebd. 
20 https://www.oe24.at/oesterreich/politik/Jeder-2-Wiener-Schueler-spricht-zuhause-kein-Deutsch/348538713 
(Zugriff am: 10.08.19, 22:42).  
21 Ebd. (10.08.19, 23:08) 
22 Ebd. (10.08.19, 23:09) 
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schaffen. Wohin sollen wir sie integrieren? Wir sind die einzigen der österreichischen 

Mehrheitsgesellschaft, die sie kennen (Addendum 2018: 00:19-00:4223).  

Des Weiteren beklagt sie sich über die religiösen Zugehörigkeiten der Schüler/innen und ihre 

vermeintlichen Folgen: 

Ich glaube, der Unterschied zwischen ihrer Welt zu Hause und unserer Welt ist so groß, dass 

sie das gar nicht mehr auf die Reihe kriegen. Die Scharia ist für viele meiner Schüler 

sicherlich höherstehend. Das ist schon das Wichtigste, ein guter Muslim und eine gute 

Muslima zu sein (Addendum 2018: 1:21-1:51).  

Anfangs spricht die Lehrerin von 21 Kindern, die ihrer Meinung nach sowohl sprachlich als 

auch kulturell noch zu integrieren sind. Diesen Aussagen könnte man entnehmen, dass sie 

eine Homogenisierung anstrebt. Gleichzeitig ist sie jedoch der Meinung, dass dies unmöglich 

ist, weil sie auch nicht wisse, wohin sie die Kinder integrieren soll.  

Abgesehen davon, dass diese Aussagen etwas konfus sind, stellt sie alle Schüler/innen unter 

Verdacht und zieht auch keine Differenzierung in Betracht, indem sie alle als „die Muslime“ 

bezeichnet, wie in weiterer Folge zu sehen ist.  

Diese Gruppe klassifiziert sie durch ihre angebliche und tiefgründige Zugehörigkeit zu der 

sogenannten „Scharia“ und ist der Meinung, dass dies der zentralste Punkt in ihrem Leben sei.  

Im September desselben Jahres bringt Susanne Wiesinger ihr Buch mit dem Titel 

„Kulturkampf im Klassenzimmer. Wie der Islam die Schulen verändert.“24 heraus.  

Auch dort sind Passagen wie "In Gesprächen versuchte man uns Lehrer zu begeistern, dass es 

doch eine gute Idee sei, wenn muslimische Schüler zu ihren Gebetszeiten die Klasse verlassen 

könnten. In einigen Schulen wurden diese Vorschläge bereits verwirklicht. Es gibt eigene 

Gebetsräume für muslimische Schüler." oder "Ich möchte auch nicht, dass sie in den Pausen 

ihre Füße auf der Toilette waschen, um die rituelle Reinheit vor dem Gebet herzustellen. Wo 

soll das enden?" (Wiesinger 2018: S. 26).  

Ersterem widerspricht die Stadtverwaltung, indem sie festhält, dass es in Wien keine 

öffentlichen Pflichtschulen mit Gebetsräumen gibt.  

Auf die zweite Aussage erwidern die seitens des „Spiegel Online“ befragten Schüler/innen, 

dass sie das noch nie erlebt hätten, dass sich jemand in der Schule für das Gebet die Füße 

wäscht25. 

Überraschenderweise wurde Susanne Wiesinger im Dezember des letzten Jahres als Leiterin 
 

23 https://www.addendum.org/schule/islam-in-der-schule/ (Zugriff am 13.08.19, 13:43).  
24 https://www.qvv.at/qvvnews/susanne-wiesingers-kulturkampf-im-klassenzimmer-ab-sofort-im-buchhandel/  
25 Vgl. https://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/susanne-wiesinger-lehrerin-schreibt-buch-ueber-
muslimische-schueler-a-1250806.html (Zugriff am 13.08.19, 14:29).  
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der seitens des letzten Bildungsministers Heinz Faßmann geschaffenen Stelle für Wertefragen 

und Kulturkonflikte befördert26.  

In dieser Position soll sie als unabhängige Anlaufstelle die Lehrkräfte, Eltern, Schulleitungen 

und Schüler/innen bei Missständen und behördlichen Versäumnissen unterstützen und 

beraten.  

Ziel soll es auch sein, österreichweit bestehende Problemlagen zu erheben und ein Forum für 

den Austausch zwischen den Betroffenen zu schaffen27. 

Jedoch wurde Ende Jänner die Ex-Ombudsfrau für Wertefragen und Kulturkonflikte 

Wiesinger seitens des Ministeriums freigestellt. Grund dafür soll ihr zuletzt erschienenes 

Buch “Machtkampf im Ministerium“28 gewesen sein. 29 Das Ministerium zeigte sich sichtlich 

„verärgert“ darüber und wolle mit der Bildungsdirektion diskutieren, welche Rolle sie in der 

Zukunft einnehmen wird.30  

Diese Aussagen widersprechen im Allgemeinen den Ergebnissen des Nationalen 

Bildungsberichtes 2018. Dort wird im Rahmen des Schul- und Unterrichtsklimas das 

Wohlbefinden der Schüler/innen erfasst. Es wird festgehalten, dass Kinder mit 

Migrationshintergrund eine hohe Schulfreude aufweisen. Ebenso wird vermerkt, dass, je 

höher die soziale Benachteiligung an der Schule ist, desto höher das Wohlbefinden der 

SchülerInnen ist (vgl. Oberwimmer u.a. 2019: S. 170-171).  

Ein für mich wichtiger Ansatzpunkt ist auch noch, dass die Herangehensweise der Lehrerin 

problematisch wirkt, da Schüler/innen ein schulisches Umfeld benötigen, das auf 

Wertschätzung, Unterstützung und Respekt basiert, um ihr Potenzial auszuschöpfen. Ebenso 

sind sie positiv eingestellt, wenn sie sich im Unterricht unterstützt fühlen, sei es durch das 

Angebot zusätzlicher Hilfeleistung oder Interesse an ihrem Lernerfolg (vgl. Pitzer/Skinner 

2017: S.17-18). 

Neben vielen Studien, die belegen, dass Migrationsandere im österreichischen Schulsystem 

schlechter gestellt werden, lassen sich auch einige allgemeine Gründe hierfür nennen.  

Wichtig ist anzumerken, dass es hier keine monokausalen Zusammenhänge gibt, sondern die 

Wirkung unterschiedlicher Aspekte zur Schlechterstellung führt und man nicht mit einfachen 

Problemlösungen rechnen darf (vgl. Dirim/Mecheril 2010b: S. 123).  

Erstens kann zwischen Aspekten, die mit der Funktionsweise des Schulsystems verbunden 

 
26 Vgl. https://bildung.bmbwf.gv.at/schulen/beratung/owk/index.html (Zugriff am 13.08.10, 14:34).  
27 Vgl. ebd.  
28 https://www.qvv.at/qvvnews/machtkampf-im-ministerium/  
29 Vgl. https://www.kleinezeitung.at/service/newsticker/5754578/Ombudsfrau-Wiesinger-vom-Ministerium-
freigestellt (letzter Zugriff: 06.03.20, 15:58) 
30 Vgl. ebd.  
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sind (z.B. Aspekte der Ausstattung und Organisation der Schule, der Didaktik und Methodik 

des Unterrichts und Kompetenz des Personals einer Schule) und den 

Bildungsvoraussetzungen der Schüler/innen mit Migrationsgeschichte sowie den 

Unterstützungsmöglichkeiten seitens der Familien unterschieden werden (vgl. Dirim/Mecheril 

2010b: S. 124; Diehm/Radtke 1999: S. 51-52).  

Zweitens kann man zwischen „unspezifischer“ und „spezifischer“ Benachteiligung 

differenzieren. Unter spezifischer Benachteiligung versteht man jene, die direkt mit dem 

Migrationsstatus, also beispielsweise den lingualen Voraussetzungen, oder mit der 

Zuschreibung dieser Voraussetzungen in Verbindung gebracht wird.  

Unter der unspezifischen Benachteiligung hingegen ist zu verstehen, dass auf Aspekte wie 

den sozioökonomischen Status der Familien und Eltern der Schüler/innen Bezug genommen 

wird (vgl. Dirim/Mecheril 2010b: S. 124-125).  

Drittens kann zwischen Gründen unterschieden werden, „die gewissermaßen als zeitlich 

vorgelagerte Eingangsbedingungen in das schulische Bildungssystem oder generell als 

außerschulische Bedingungen zu verstehen sind, und Gründen, die in dem Bildungssystem 

selbst liegen“ (ebd.: S. 125).  

Außerschulische Faktoren wirken einerseits als spezifische Eingangsbedingungen für den 

schulischen Bildungsverlauf, beeinflussen diesen und wirken begünstigend oder nicht.  

Es werden allgemein und hinsichtlich Migrantenfamilien drei zentrale außerschulische 

Aspekte behandelt: der sozioökonomische Status der Familien, ihre Sprache(n) und ihre 

kulturelle Orientierung (vgl. ebd.: S. 125).  

Diese dürfen jedoch nicht als „Bedingung“ aufgefasst werden, da sie grundsätzlich keine 

„positive“ oder „negative“ Wirkung entfalten. Es geht vielmehr darum, dass die vorhandenen 

Fertigkeiten und Ressourcen der Familien einen vergleichsweisen geringen Beitrag zur 

Bewältigung der Anforderungen leisten, die die Institution Schule an die Familien stellt.  

Somit kann man sagen, dass die „Passung“ beziehungsweise „Resonanz“ zwischen 

schulischen Anforderungen an die Familien und familialen Ressourcen das zentrale Problem 

ist (vgl. ebd.).  

Das Problem der Resonanz ist bedeutsam, weil die gesellschaftliche Organisation von 

schulischer Bildung das Vorhandensein eines außerschulischen, z.B. also familialen 

Kontextes als gegeben voraussetzt. Dieser wirkt nicht nur im Hinblick auf die Erfüllung 

schulischer Aufgaben unterstützend, sondern stellt zur gleichen Zeit einen Ort des Schutzes 

vor der Schule dar. Das Bedenkliche dabei ist, dass diese Voraussetzung Ungleichheiten 

produziert, weil vor allem die Jugendlichen und Kinder, die die Normalitätserwartung der 
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Schule erfüllen, im Bildungssystem erfolgreicher sind. Dabei helfen Kenntnisse über die 

verschiedenen Bildungsinstitutionen und ihrer Funktions- und Arbeitsweise und eine gewisse 

Vertrautheit mit der Rolle der Lehrer/innen und dem sozialen Geschehen zwischen den 

Schüler/innen. Diese Informationen kommen aufgrund eigener Erfahrungen und Aneignungen 

zustande. Wesentlich ist hierbei auch die Teilhabe an das schulische Geschehen und den 

umgebenden kommunikativen Netzwerken wie z.B. Elternabende oder informelle Kontakte 

zwischen Eltern. Hier gewinnen Familien einen Einblick in die Bildungseinrichtung, an die 

sie einen nicht unwesentlichen Teil der Bildung und Erziehung ihrer Kinder abgegeben (vgl. 

ebd.: S. 125-126).  

Dieser lebensweltliche Bezug, der auch als kulturelle Praxis der Schule bezeichnet werden 

kann, muss seitens aller Eltern erst einmal erlernt werden, aber für alle kulturell nicht 

selbstverständlich sein (aufgrund unterschiedlicher Gewohnheiten und Gegebenheiten in den 

Herkunftsländern, Anm.). Für Eltern mit Migrationshintergrund kommt erschwerend noch 

hinzu, dass diese Netzwerke sowohl nach Stil und Inhalten als auch sprachlich in der Regel 

einseitig und damit potenziell ausschließend sind. Somit würde die Motivation der Eltern 

nicht ausreichen, um sich in das soziale System der Schule einzubringen. Ebenso gilt es die 

Voraussetzungen und „Hürden“ diesbezüglich zu meistern (vgl. ebd.: S. 126).  

Entscheidender als die Teilnahme an den erwähnten Geschehnissen und Netzwerken ist die 

sozioökonomische Situation vieler Familien mit Migrationsgeschichte.  

Geld schafft entweder direkte (z.B. Ermöglichung von Nachhilfe) oder indirekte (z.B. Zahl 

der jüngeren Geschwister, um die sich die älteren z.T. kümmern müssen) 

Rahmenbedingungen, die oft negativ auf Bildungs- und Lernprozesse wirken. Somit kann 

man sagen, dass ein niedriges Haushaltseinkommen die Wahrscheinlichkeit eines hohen 

Bildungserfolges verringert (vgl. ebd.).  

Nachdem nun ein kurzer Einblick auf die außerschulischen Aspekte gewährleistet wurde, 

lohnt es sich auch innerschulische Aspekte der Schlechterstellung anzusehen.  

Dirim und Mecheril (2010) führen in die Thematik folgendermaßen ein: 

Die Institution Schule hat es mit Schüler/innen zu tun, die im Hinblick auf ihre 

Bildungsvoraussetzungen sehr unterschiedlich sind. Mit Blick auf die ungleichen Eingangs- 

und Rahmenbedingungen, die für die Bildungsverläufe ihrer Schüler/innen gelten, gelingt es 

dem Schulsystem letztlich nicht, die Nachteile auszugleichen, die mit dem Vorhandensein 

beziehungsweise mit dem Fehlen bestimmter Voraussetzungen für einige Schüler/innen 

verknüpft sind (Dirim/Mecheril 2010b, S. 127).  
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Wie gelingt es der Schule jedoch diese Differenz zwischen Schüler/innen mit und ohne 

Migrationsgeschichte so fortzusetzen, dass der Umstand „Migration“ als Nachteil für 

gesellschaftliche Partizipation bestätigt wird?  

Darauf gibt es zwei prinzipielle Antworten, wobei es hier vielmehr um „die prinzipielle 

Wirkungsweise des Typs innerschulischer Benachteiligung“ (ebd.) gehen soll. Ich möchte 

mich auf einen dieser zwei konzentrieren, da der zweite Ansatz im letzten Kapitel behandelt 

werden soll.  

Der erste Ansatz bezieht sich auf die lingual und kulturell einseitige Praxis der Schule. Diese 

ist jedoch mit Bezug auf eine große Zahl von Kindern aus Migrantenfamilien unangemessen 

und be- und verhindert Bildungsverläufe, die zu einer erfolgreichen Partizipation an 

gesellschaftlichen Prozessen und Strukturen beitragen können. Unter dem Leitsatz der 

Chancengleichheit und Gleichberechtigung möchte man zwar gleiche Ausgangsbedingungen 

im Bildungssystem zur Verfügung stellen, diese tragen jedoch zu einer raffinierten, da 

maskierten, Form von Ungleichheit bei (vgl. ebd.: S. 127-128). Dieses Phänomen wird auch 

als „Illusion der Chancengleichheit“ (Bourdieu/Passeron 1971). bezeichnet und als „gleicher 

Wettbewerb unter Ungleichen“ (Dirim/Mecheril 2010b: S. 128) beschrieben.  

Diese Ungleichheit spiegelt sich bei der Erwartung wider, dass Eltern in der Lage sind, 

inhaltlich und zeitlich die Kinder bei ihren Hausaufgaben zu unterstützen (vgl. ebd.: S. 128). 

Um nur ein Beispiel von vielen zu nennen.  

Diese Gleichbehandlung, die bei gegebenen Unterschieden und ungleichen Startbedingungen 

fortgesetzt wird, schreibt Benachteiligungen fort und bestätigt diese. Daher gehört zu den 

zentralen Aufgaben des schulische Bildungssystems, der von den Schüler/innen eingebrachten 

unterschiedlichen Disponiertheiten und Dispositionen zu entsprechen (vgl. ebd.: S. 130).  

Ein wichtiges Beispiel diesbezüglich ist die „Sprache“. Einerseits erwartet die Schule 

Schüler/innen, die fähig sind das Deutsche in einem bereits differenzierten Maß zu sprechen. 

Zweitens wird in der Regel kein mehrsprachiges, sondern zumeist ausschließlich ein 

deutschsprachiges Angebot präsentiert. Drittens wird das Ganze in einer Weise, die nicht an 

die alltagsweltliche Sprachwirklichkeit der Schüler/innen anschließt, angeboten. Ein zentraler 

Punkt ist, dass alle Schüler/innen von diesen drei Punkten betroffen sind, Kinder aus 

Migrantenfamilien jedoch in einer spezifischen Weise.  

In Österreich kommt noch die Erschwernis hinzu, dass Erziehungsberechtigte die Sorge für 

die Unterrichtssprache tragen: 
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(3) Die Erziehungsberechtigten haben dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinder zum Zeitpunkt 

der Schülereinschreibung die Unterrichtssprache im Sinne des Abs. 1 lit. b („die 

Unterrichtssprache der betreffenden Schule soweit beherrscht, daß er dem Unterricht zu folgen 

vermag“, Anm.) soweit beherrschen, dass sie dem Unterricht zu folgen vermögen (§ 3 Abs. 3 

SchUG).  

 

4.5. Das Konzept des Othering 
 

Nach den Schilderungen der diversen Pädagogikmodelle, die im Hinblick auf die 

Migrationsanderen von der Vergangenheit bis zur Gegenwart angewendet wurden, 

beziehungsweise noch immer werden, möchte ich nun das Konzept othering näher 

beleuchten.  

4.5.1. Die postkoloniale Perspektive 
 

Der Begriff „othering“ ist zentral aus der Perspektive des Post-Kolonialismus zu erklären.  

Eine bedeutende Figur, die bei dieser Thematik nicht unerwähnt bleiben darf, ist definitiv 

Stuart Hall. In seinem Werk „Ideologie, Identität und Repräsentation“ (2004) spricht er vom 

„Spektakel der Anderen“ und leitet mit folgenden Fragen ein:  

Was ist die geheime Faszination von „Andersheit“ und warum bezieht sich alltagskulturelle 

Repräsentation so häufig darauf? Welche typischen Formen und Praktiken werden heute 

angewandt, um „Differenz“ in der Alltagskultur zu repräsentieren und wo kommen diese 

populären Figuren und Stereotypen her (Hall 2004: S. 108)? 

Hall vertritt die Meinung, dass insbesondere durch die Bilder und Untertitel, die in den 

Medien vermittelt werden, Differenzen markiert werden. Wie diese Bilder jedoch interpretiert 

werden, ist eine Thematik bei der Repräsentation von Menschen, die sich nun ethnisch oder 

„rassisch“ von der Mehrheitsbevölkerung unterscheiden (vgl. Hall 2004: S. 110-121). 

Im Rahmen seiner Analyse von Fotos der schwarzen Athleten in den Medien hält Hall auch 

fest, dass diese Personen erst dann eine Bedeutung erhalten, „wenn sie im Zusammenhang, 

gegen- oder in Verbindung miteinander gelesen werden“ (Hall 2004: S. 129). Als Beispiel 

hierfür wird eine Pirelli-Werbung von Carl Lewis herangezogen, in der er einerseits als 

herkömmlicher, männlicher, schwarzer Athlet identifiziert wird, andererseits wird diese 

Identifikation durch die Assoziation mit der Weiblichkeit, die durch die roten Stöckelschuhe 

markiert wird, unterbrochen und gestört. Somit wirkt der männliche, schwarze Super-Athlet 
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nicht ganz so, wie er scheint (vgl. Hall 2004: S. 130-134).  

Der Autor zeigt anhand von vier theoretischen Ansätzen, warum Differenz überhaupt eine 

Rolle spielt. Mit der Intention, dass ich eine Redundanz verhindern möchte, werde ich mich 

lediglich auf drei der erwähnten Theorien beschränken und die dritte, die anthropologische 

Theorie, nicht anführen.  

Der erste Ansatz hat seinen Ursprung in der Linguistik und steht in Assoziation mit Saussure 

und seinem Sprachmodell. Das zentrale Argument, das hierbei angeführt wird, ist, „dass 

Differenz deshalb ins Gewicht fällt, weil sie essentiell für Bedeutung ist; ohne sie kann 

Bedeutung nicht existieren“ (Hall 2004: S. 137). Diese Dichotomien, die bei der Erklärung 

von Differenzen entstehen, können einerseits eine hohe Nützlichkeit aufweisen, um die 

Vielfalt der Welt zu erfassen, andererseits auch äußerst reduktionistische und rohe Mittel sein, 

um eine gewisse Bedeutung herzustellen (vgl. Hall 2004: S. 138).  

In der zweiten Theorie, die ebenfalls aus der Sprachtheorie kommt, geht es um die 

Auffassung, dass Differenz gebraucht wird, um eine Bedeutung durch einen Dialog mit dem 

„Anderen“ herstellen zu können (vgl. Hall 2004: S. 140).  

Stuart Hall lehnt sich hierbei an den Kritiker und Linguist Bakhtin (1981). Dieser war der 

Meinung, dass die Sprache uns dazu befähige, eine Konversation über Bedeutung zu führen, 

damit wir Worte neu besetzen und ein bereits existierendes Set von Assoziationen aufbrechen 

können. Somit entstehe Bedeutung durch die Differenz zwischen den Teilnehmern (vgl. 

Bakhtin 1981, S. 293).  

Der vierte und letzte Ansatz ist eine psychoanalytische Erklärung, die sich auf die Rolle von 

„Differenz“ in unserem psychischen Leben bezieht (vgl. Hall 2004: S. 145).  

Das zentrale Argument lautet hier, „dass „das Andere“ die Basis für die Konstitution des 

Selbst, für uns als Subjekte und für die sexuelle Identität ist“ (ebd.).  

Als Basis dieser Theorie gilt die Psychoanalyse von Freud und das „Ödipuskomplex“ (1913) 

und weitere Theorien wie von Lacan (1997) und Klein (1957).  

Diese Darstellungen, die von einem labilen Bewusstsein der Kinder ausgehen und den 

Kindern teilweise erotische Beziehungen zu ihren Erziehungsberechtigten zuschreiben (vgl. 

Hall 2004: S. 146-149), weisen nicht nur positive Erscheinungen bezüglich der „Differenz“ 

auf. Diese Meinungen sagen aus, dass unsere Subjektivität „von unseren unbewussten 

Beziehungen mit signifikanten Anderen“ (Hall 2004: S. 149) abhängt.  

Diese Handlungen weisen jedoch auch negative Implikationen auf. Aus der Perspektive der 

Psychoanalyse sehen wir, dass es keinen stabilen inneren Kern der Identität oder des Selbst 

gibt, der gegeben ist, d.h., dass wir als Subjekte psychisch niemals vollständig einheitlich 
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sind. Durch diesen niemals kompletten unbewussten und unruhigen Dialog mit dem 

„Anderen“ und seine Internalisierung werden unsere Subjektivitäten geformt.  Dies bedeutet, 

dass die Subjektivität in Beziehung zu etwas konstruiert wird, das uns komplettiert, aber 

gleichzeitig uns auch immer fehlt, weil es sich außerhalb von uns befindet (vgl. Hall 2004: S. 

149-150).  

Abschließend zu der Thematik erwähnt Hall zwei zentrale Aspekte und Bedeutungen der 

„Differenz“, wobei die zweite hier hervorgehoben werden soll:  

Zweitens ist „Differenz“ ambivalent. Sie kann sowohl positiv als auch negativ sein. Sie ist 

notwendig für die Produktion von Bedeutung, die Formierung von Sprache und Kultur, für 

soziale Identitäten und ein subjektives Bewusstsein des Selbst als ein sexuelles Subjekt. Und 

gleichzeitig ist sie bedrohlich, eine Quelle von Gefahr, von negativen Gefühlen, Spaltungen, 

Feindseligkeiten und Aggressionen gegenüber dem „Anderen“ (Hall 2004: S. 152).  

Maria do Mar Castro Varela hingegen schildert die Bedeutung der postkolonialen Theorie 
folgendermaßen: 

Postkoloniale Theorie stellt eine wichtige kritische Intervention in die Geistes- und 

Sozialwissenschaften dar, die unter anderem die hegemoniale Wissensproduktion, die 

epistemische Gewalt und ein Phänomen wie die normalisierte Produktion von Bildungsferne 

in den Blick nimmt. Im die Pädagogik interessierenden Fokus stehen das Zusammenspiel von 

Bildung und Macht […] (Castro Varela 2016: S. 152).  

Pluralisierungen und Heterogenisierungen der europäischen Gesellschaft, die durch die 

Migration zustande kommen und mehrere Millionen Menschen aus unterschiedlichsten 

Herkunftsländern in den Metropolen zusammenbringen, werden in der Pädagogik viel 

diskutiert. Jedoch haben diese nicht den Effekt, dass man sich von der imaginierten 

Homogenität trennt.  

Die postkoloniale Theorie fokussiert sich auf die epistemische Gewalt, die seitens der 

kolonialen Herrschaft nicht nur gesichert, sondern auch moralisch legitimiert wurde. Die 

Grundintention dahinter ist, dass man das Ausgelöschte und Verschwiegene hörbar und 

sichtbar machen will. Postkoloniale Studien versuchen in die eurozentrische Narrative zu 

intervenieren und hegemoniale Strukturen zu transformieren (vgl. Castro Varela 2016: S. 153 

-154).  

Ein weiterer, wichtiger Vordenker der Postkolonialen Studien ist Edward Said.  

Sein Werk „Orientalism“ ist als koloniale Diskursanalyse zu verstehen, die zeigt, wie Wissen 

über die Kolonisierten produziert wurde und gleichzeitig skizziert, wie dieses Wissen der 

kolonialen Herrschaftssicherung diente. Wissenschaftliche Disziplinen, wie etwa die 
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Orientalistik, dienten nicht der neutralen Beschreibung von Territorien, sondern den 

imperialistischen Intentionen der Herrscher. Um den oben bereits erwähnten Orientalismus als 

einen hegemonialen europäischen Diskurs zu beschreiben, entwickelte Said Konzepte, unter 

anderem das Konzept des „Othering“. Im Deutschen auch als „Different-machen“, „Zum-

Anderen-machen“ oder „Veranderung“ übersetzbar (vgl. Castro Varela 2016: S. 154).  

Dieses Konzept wird wesentlich durch eine dualistische Bedeutungsfixierung untermauert. 

Während der kolonialen Herrschaft war es notwendig, die gewaltvolle Repräsentation der 

Anderen als unterlegen und anders zu zeigen. Die bahnbrechende Idee dahinter jedoch ist, ein 

Untersuchungsgegenstand und ein kontrollierbares Objekt gleichzeitig herzustellen (vgl. 

Castro Varela 2016: S. 155).  

Die Konstruktion von Anderen kann somit als machtvoller Prozess des Different-Machens, 

der Hineinrufung in eine untergeordnete Position und der Ausgrenzung verstanden werden. 

Dadurch werden gesellschaftliche Dynamiken von Unterwerfung und Herrschaft und 

bestehende Differenzordnungen immer wieder auf aufs Neue diskursiv hergestellt, 

reproduziert und abgesichert (vgl. Riegel 2016: S. 54). 

Edward Said ist der Meinung, dass jede Kultur einen Gegenpol, einen konkurrierenden 

beziehungsweise verschiedenartigen, benötigt. Auch ist er der Überzeugung, dass die Identität 

ein Konstrukt, manchmal sogar eine direkte Erfindung, ist, die ein „Anderes“ benötigt. Dabei 

ist es wichtig, wie die jeweilige Differenz zu dem „Unseren“ gedeutet und anschließend auch 

umgedeutet wird (vgl. Said 2009: S. 380). Die Eigen- oder Fremdidentität sieht Said nicht als 

etwas statisches, sondern als „ein ständig revidierter, historischer geistiger und 

soziopolitischer Prozess der Auseinandersetzung zwischen Individuen und Institutionen“ 

(ebd.). Diese Zuschreibungen und Konstruktionen können zu sozialen Konflikten wie z.B. in 

den Bereichen des Einwanderungsrechts oder auch im Bildungswesen führen. Auch hierbei 

geht es um gezielte Fragen von Ohnmacht und Macht (vgl. ebd.). Said beschreibt diese 

Prozesse so, dass bereits seit dem 18. Jahrhundert der Orientale als „unvernünftig, verderbt 

(sündig), kindisch und abartig“ (Said 2009: S. 53) gesehen wurde, während der Europäer als 

„vernünftig, tugendhaft, erwachsen und normal“ (ebd.) gekennzeichnet wurde. Der 

Orientalismus habe somit eine spezielle „Denkweise für den Umgang mit etwas Fremdem von 

seinen Anfängen bis heute eine bedauerliche Tendenz zur Schubladenbildung und 

Schwarzweißmalerei gezeigt“ (Said 2009: S. 60). Diese Bilder und Konstruktionen, die durch 

diverse hegemoniale Diskurse entstehen, gehören nun zur tatsächlichen Kultur und 

Zivilisation Europas und werden mit entsprechenden Institutionen, dem Fachwissen, 

Vokabular und eigenen Doktrinen weitergetragen (vgl. Said 2009: S. 10).  
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Aus sozialpsychologischer Sicht ist Othering etwa zu verstehen als Distinktion und 

Abgrenzung von Individuen gegenüber anderen Gruppen oder Menschen (vgl. Riegel 2016: S. 

154). Die postkoloniale Sicht hingegen verweist „auf die diskursive Verschränkung von 

Wissen und Macht, auf die durch binäre Kategorisierungen legitimierte ungleiche Verteilung 

von Privilegien und sozialen Ressourcen sowie die damit verbundene soziale Funktion von 

Othering zur Absicherung und Aufrechterhaltung von vorherrschenden Macht- und 

Herrschaftsverhältnissen.“ (Riegel 2016: S. 54).   

 

4.5.2. Die Perspektive der kritischen Rassismusforschung und Migrationspädagogik 
 

Im deutschsprachigen Raum kann man das Konzept des Othering im Kontext von kritischer 

Rassismusforschung und Migrationspädagogik folgendermaßen erläutern: 

Das Konzept des Othering beschreibt, wie die „Fremden“ zu „Fremden“ gemacht werden und 

dabei ein „Wir“ konstruiert wird, welches anders als das fremde „Nicht-Wir“ ohne 

Spannungen erscheint und darin auch noch eine sichere Gemeinschaft symbolisiert wird. So 

lässt sich sagen, dass, wenn die sogenannten „Fremden“ wild sind, „wir“ zivilisiert sind, und 

wenn die „Fremden“ emotional sind, so sind wir „rational“. Im Makrobereich kann man von 

„exotischen“ Orten sprechen, die Objekt utopischer und träumerischer Diskurse waren. 

Hierbei muss jedoch erwähnt werden, dass die Darstellung anderer Völker sich immer an 

europäischen Vorstellungen orientierte.  

Somit sehen wir hier sowohl eine barbarische als auch idyllische Darstellung des „Anderen“, 

die zeitgleich und gleichermaßen Teil des Othering-Diskurses sind (vgl. Castro 

Varela/Mecheril 2010: S. 42).  

Naika Foroutan und Dilek Ikiz hingegen versuchen sich dem Begriff im Hinblick auf die 

Zugehörigkeitsverhältnisse und Grenzziehungen in einer Migrationsgesellschaft zu nähern 

und kommen zu folgendem Schluss: 

Gesellschaften, die sich bedingt durch Migrations- und Globalisierungsprozesse verändern, 

sind auch mit neuen Formen von Grenzziehungen und neuen Aushandlungsprozessen 

bezüglich Zugehörigkeiten und Nicht-Zugehörigkeiten konfrontiert. Der Mechanismus, der der 

Herstellung von Grenzziehungen und natio-ethno-kultureller Zugehörigkeiten zugrunde liegt, 

ist Othering (Foroutan/Ikiz 2016: S. 142).  

Jene Punkte, die als fremd beziehungsweise anders beschrieben werden, stellen die 

vermeintlichen Normalitäten, Selbstverständlichkeiten und die eigene Ordnung infrage. Der 
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sogenannte „VerAnderungsprozess“ schließt Bewertungen sowohl für das Eigene als auch für 

das Andere mit ein. Somit kommt es zu einer binären Unterscheidungspraxis, in der das 

Eigene als Ausgangspunkt dient und unmarkiert und unbenannt bleibt. Das „ethnisch“ 

beziehungsweise kulturelle Andere hingegen dient als Abgrenzung und wird als unnormal und 

minderwertig präsentiert. Das wesentliche Problem hierbei ist, dass zumeist abwertende und 

negative Zuschreibungen gegenüber der anderen Gruppe eine integrierende und 

identitätsstiftende Funktion für die Eigengruppe bilden. Kurz beschrieben würde dies lauten, 

dass die hergestellte Distanz zu der anderen Gruppe die Zugehörigkeit zu der eigenen Gruppe 

definiert und dass das Andere für das Eigene konstitutiv ist (vgl. Foroutan/Ikiz 2016: S. 142).  

 

4.5.3. Die pädagogische Perspektive 
 

Pädagogisches Handeln ist angesichts gesellschaftlich verankerter Macht- und 

Herrschaftsverhältnisse und institutioneller Vorgaben, Regeln und Routinen sowie angesichts 

pädagogischer Paradoxien und Ambivalenzen im Umgang mit Differenz und Ungleichheit 

widersprüchlich (Riegel 2016: S. 175).  

So leitet Riegel die „Pädagogischen Praktiken des Othering“ ein und gibt des Weiteren an, 

dass die im pädagogischen Kontext agierenden Subjekte in diese Umstände miteingebunden 

sind und diese sogar mitherstellen. Weiters bestehe natürlich auch die Möglichkeit, durch 

pädagogisches Agieren in diese Verhältnisse einzugreifen und somit die eigenen Handlungs- 

und Denkweisen reflektieren zu lassen und zu verändern (Vgl. Riegel 2016: S. 175).  

 

In der Analyse von Riegel zeigte sich, dass Pädagog/innen, wenn sie über Schüler/innen 

sprechen, häufig zu homogenisierenden und bipolaren Bildern greifen und dabei 

Unterscheidungen, die mit unterschiedlichen Bewertungen verbunden sind, zwischen 

verschiedenen Gruppen vornehmen. Insbesondere wenn es um Diskurszusammenhänge zu 

„Diversität“ oder „Vielfalt“ geht, wird auf vermeintliche Differenzen verwiesen, die religiös, 

kulturell oder national behaftet sind. Andere Unterschiede wie z.B. das Geschlecht oder die 

sozioökonomischen Verhältnisse geraten in den Hintergrund. Auch ist interessant zu 

beobachten, dass die Pädagog/innen ihren Blick alleine auf „Migrationsandere“ (Mecheril 

2010: S. 17) richten (vgl. Riegel 2016 S. 176 ff.).  

 

Auch wenn diese beschriebenen Muster und Vorgehensweisen sich auf Pädagog/innen in 

Deutschland beziehen, kann man große Ähnlichkeiten im österreichischen Bildungssystem 
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beobachten.  

Dies möchte ich anhand von einigen Beispielen aus den Berichten „Antimuslimischer-

Rassismus-Report“ (2018) der „Dokumentations- und Beratungsstelle – Islamfeindlichkeit & 

antimuslimischer Rassismus“ (Dokustelle) und „Diskriminierung im österreichischen 

Bildungswesen“ (2017) der „Initiative für ein diskriminierungsfreies Bildungswesen“ (IDB) 

darstellen.  

Die Dokustelle definiert ihre Tätigkeiten als Beistand und Beratung für Betroffene, 

Vermittlung von Ereignissen an die jeweiligen Institutionen, Bildungsarbeit und 

Bewusstseinsbildung, Kooperation und zuletzt als Dokumentieren von den Vorfällen (vgl. 

Dokustelle 2018: S. 6-7).  

In einem beschriebenen Vorfall, der sich im Mai des letzten Jahres an einem Wiener 

Gymnasium abspielte, wird einem Mädchen verboten mitzuturnen, weil sie ihr Kopftuch 

vergaß. Im Nachhinein wurde die Schülerin von der Lehrerin in der Klasse bloßgestellt, 

indem sie zu hören bekam, dass das Kopftuch gar nicht wichtig sei und ob sie es überhaupt 

freiwillig oder aufgrund des Zwangs ihrer Eltern trüge (vgl. Dokustelle 2018: S. 22).  

Politiker gehen hierbei sogar einen Schritt weiter und sehen den Islam beziehungsweise die 

Muslime einerseits als Verantwortliche für die negativen Ergebnisse in der Bildung, 

andererseits als homogenes Konstrukt.  

So wird im Report eine Rede des FPÖ-Politikers Peter Schmiedlechner dokumentiert, in der 

er sagt, dass sich islamische Kindergärten gegen österreichische Werte stellen. Ebenso betont 

er, dass es beim Übergang vom Kindergarten zur Schule Aufholbedarf gäbe und hier eine 

Ausweitung des Kopftuchverbots und Deutschpflicht in den Pausen zu begrüßen wären (vgl. 

Dokustelle 2018: S. 40). Somit wird die „Islamkarte“ gezogen und den muslimischen Kindern 

die Schuld für das negative Abschneiden bei diversen Studien gegeben und hinzugefügt, dass 

ein Kopftuchverbot und eine Deutschpflicht in den Pausen positive Beiträge leisten können. 

Auch die geforderte Deutschpflicht hinterlässt einen nationalistischen Eindruck und weniger 

eine bildungsfördernde Maßnahme.  

 

Die Initiative für Diskriminierungsfreie Bildung dokumentiert seit 2016 Diskriminierungsfälle 

im Bildungswesen. Während 2016 47 Fälle dokumentiert wurden, kam man ein Jahr darauf 

(2017) auf 173 Fälle (vgl. IDB 2017: S. 17). 61,8% der Betroffenen sind Schüler/innen, 7,9% 

Lehrpersonen, 3,4% KIGA-Kinder, 2,3% Studierende und 2,3% fallen unter „Sonstige“. 

42,50% der Vorfälle werden aufgrund Islamophobie ausgeübt und 33,39% wegen einer 

ethnischen Zugehörigkeit. Den Rest decken die Gründe Behinderung, Sexismus, Anti-
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Semitismus und Homophobie ab. (vgl. IDB 2017: S. 18). Hier ist gut zu sehen, dass die von 

Mecheril (2010) und Riegel (2016) erwähnte natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeit in den 

Vordergrund tritt und die restlichen Faktoren eher in den Hintergrund.  

Einige Beispiele seien hier erwähnt.  

In der Rubrik „Diskriminierung aufgrund von Islamophobie“ des IDB werden acht 

Fallbeispiele näher erläutert. Zwei davon möchte ich hier aufgreifen.  

In einem seitens der IDB dokumentierten Vorfall wurde einer Schülerin nahegelegt, dass sie 

vor Beginn mit der Volksschule in die Vorschule gehe, damit sie ihre Deutschkenntnisse 

aufbessern soll. Der „Hacken“ an der ganzen Sache war jedoch, dass die Mutter „autochthone 

Österreicherin“ war und aber ein Kopftuch trug, weil sie Konvertitin war und somit Deutsch 

ihre Erstsprache gewesen ist. Das Äußere verleitete die Direktorin direkt zu dem Schluss und 

zu dem Vorurteil, dass die Tochter einer Muslima mit Kopftuch keine bis wenige 

Deutschkenntnisse besitze. Doch dadurch, dass die Erstsprache der Mutter Deutsch war, war 

dies auch bei der Tochter der Fall (vgl. IDB 2017: S. 21-22).  

Der nächste Vorfall zeigt, wie vorurteilhaft sogar Lehrer/innen ein Geschehen beurteilen 

können und welche Konsequenzen dies haben kann.  

Ein Schüler wollte nach der Projektwoche bei der Urkundenvergabe einer Lehrerin nicht die 

Hand schütteln und wurde dafür mit dem Satz kritisiert, dass vielleicht sein Gott nicht will, 

dass man Ungläubigen die Hand gibt, dass das aber in Österreich so gemacht wird.  

Nachdem die Direktorin ihn zu sich holt und mit ihm spricht, bricht er in Tränen aus und zeigt 

ihr seine Hände, die eine Form von Nesselsucht haben. Nachdem die Lehrerin davon erfuhr, 

war sie ziemlich traurig, dass sie so voreilig geurteilt habe und entschuldigte sich hierfür beim 

Schüler. Letzteren zwei Aspekte sind definitiv lobenswert, weil einerseits die Direktorin 

äußerst bedacht und neutral handelt und die andere Lehrerin sich anschließend entschuldigt. 

Andererseits jedoch zeigen die anfangs getätigten Aussagen der Lehrerin, welche Gedanken 

sich im Kopf einer Lehrkraft abspielen können (vgl. IDB 2017: S. 22).  

Auch werden in der Rubrik „Diskriminierung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit“ 12 

Fallbeispiele näher geschildert. Zwei davon möchte ich hier erwähnen.  

Ein Fallbeispiel wird folgendermaßen beschrieben: 

Schüler_innen unterhalten sich während der Pause in ihrer Erstsprache Türkisch. Die  

Lehrperson, welche gerade Aufsicht hatte, betritt nach der Pause das Konferenzzimmer und 

sagt zu einer Kollegin, mit lauter Stimme: „Des Gsindl wü ned auf Deutsch reden? Dann 

sollen sie sich schleichen! Keiner von uns versteht ihre Affensprache, wer weiß, ob die über 

uns schimpfen.“ (IDB 2017: S. 29).  
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Diese Aussage ist derartig tiefgreifend, so dass man es gar nicht glauben mag, dass diese 

seitens einer Lehrperson getätigt worden ist. Abgesehen davon, dass alle anderen Sprachen 

außer der deutschen Sprache nicht wertgeschätzt werden, werden diese hier auch noch als 

„Affensprache“ beschrieben und die Sprecher/innen als „Gsindl“. Nicht weniger dramatisch 

ist die Aussage, dass diese Schüler/innen Deutsch sprechen, oder „sich schleichen“ sollen. 

Somit ist im Bewusstsein dieser Lehrkraft die Existenz der hiesigen Schüler/innen an ihre 

Deutschkenntnisse geknüpft. Eine andere Sprache wird nicht toleriert. Somit wird man von so 

einer Lehrperson auch keine Sprachsensibilität im Unterricht erwarten können. 

Der nächste Vorfall zeigt sehr gut, wie sehr manche Vorurteile noch immer in Köpfen 

festsitzen und sich in Interaktionen in der Schule widerspiegeln.  

Nachdem eine Lehrperson das Klassenzimmer betritt, schreit ein Schüler nach seiner 

Geldbörse, die er nicht mehr findet und die er laut seiner Aussage das letzte Mal auf seinem 

Tisch gesehen hat und nach dem WC-Besucht nicht mehr fand. Daraufhin gibt die Lehrperson 

dem Schüler den „Tipp“, dass er bei X nachsehen soll. Die Schülerin kommt aus ursprünglich 

aus Polen. Es ist nicht das erste Mal, dass sie von Lehrer/innen mit dem Vorurteil konfrontiert 

wird, dass Diebstähle vermehrt von Menschen aus diesem Land verübt werden (vgl. IDB 

2017: S. 29).  

Es ist äußerst traurig zu lesen, dass Lehrer/innen noch immer sehr weit mit Vorurteilen 

behaftet sind und diese auch nicht reflektiert werden. Lehrkräfte sollten sich bewusst sein, 

dass diese oder ähnliche Aussagen sich auf den Selbstwert der Schüler/innen auswirkt und das 

Leben derer sowohl in ökonomischer als auch psychologischer Hinsicht nachhaltig auswirkt. 

Ebenso müssen sich Lehrperson im Klaren sein, dass die indirekte 

Diskriminierungswirksamkeit Empfänger/innen und Beobachter/innen von diskriminierenden 

Handlungen beziehungsweise Botschaften keinesfalls unbetroffen bleiben, nur weil sie 

gewisse Merkmale gerade nicht aufweisen (vgl. IDB 2017: S. 28).  

Diese Beispiele zeigen, dass natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeiten vor den Türen der 

Schulen nicht enden und im Schulalltag seitens der Schüler/innen auch widerspiegelt werden. 

Meiner Meinung nach führt diese Diversität und Vielfalt jedoch nicht immer zwangsweise zu 

einer Wertschätzung, da Lehrkräfte einerseits viel zu wenig über ihr Verhalten reflektieren 

und andererseits an den Universitäten bezüglich der Sensibilisierung viel zu wenig gemacht 

wird. Jedoch führen im Großen und Ganzen diese Fälle zu dem beschriebenen „Othering“, die 

auch von der Politik mitgetragen wird.  
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5. Analyse des Bildungsprogramms der Bundesregierung Österreichs „Kurz I“ 
mit Fokus auf das Konzept „Deutschförderklassen und Deutschförderkurse“ 

 

In diesem Kapitel soll anfangs das Bildungsprogramm der Regierung „Kurz I“ (18. Dezember 

2017 – 28. Mai 2019)31 analysiert und näher betrachtet werden. Anschließend hege ich die 

Absicht, das Konzept der sogenannten „Deutschförderklassen und Deutschförderkurse“, das 

seitens derselben Regierung ins Leben gerufen wurde, näher unter die Lupe zu nehmen. Dabei 

wird im Rahmen der Forschungsfrage eine Antwort darauf gesucht, ob diese Konzepte eine 

Förderung ohne ein Othering zulässt.  

Zuletzt werden auch Stellungnahmen diverser Institutionen bezüglich der Konzepte 

zusammenfassend erwähnt.  

5.1. Allgemeine Analyse des Bildungsprogramms  
 
Am Anfang des Kapitels „Bildung“ wird erwähnt, dass ein modernes Bildungssystem den 

differenzierten Anforderungen – unterschiedlicher Bedarf an Themen, die gefördert oder 

aufgeholt werden müssen – durch eine differenzierte Struktur an Schultypen entgegnen 

müsse. Ebenso wird betont, dass Kernkompetenzen (das Beherrschen der Grundrechenarten 

und das sinnerfassende Schreiben und Lesen) vermittelt, Talente und Interessen von 

Schüler/innen gefördert und entwickelt werden müssen, um mögliche Defizite auszugleichen 

(vgl. Regierungsprogramm 2017: S. 59). 

Die Zieldefinition des Bildungsprogrammes wurde in sechs Punkten zusammengefasst 

(Regierungsprogramm 2017: S. 59):  

1. Qualitätsvolle Elementarpädagogik durch höhere Standards bei Bildung und 

Betreuung 

2. Bewährtes differenziertes Schulsystem erhalten und ausbauen 

3. Vereinheitlichung und Standardisierung der Benotung sowie kontinuierliche 

Feststellung des Leistungsfortschritts 

4. Stärkung der Aufsicht über Bildungseinrichtungen, stärkere Sanktions- und 

Kontrollmöglichkeiten 

5. „Lande der Meister“ – Lehre durch mehr Durchlässigkeit und moderne 

Ausbildungsmöglichkeiten attraktiver machen 

6. Auslandsschulwesen als Visitenkarte Österreichs  

 
31 Vgl. https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/geschichte/regierungen-seit-1945.html 
(13.11.2019, 17:06) 
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Aufgrund der Relevanz und der Verhinderung Redundanz möchte ich mich den Punkten 2, 3 

und 4 näher widmen und die Punkte 1, 5 und 6 außer Acht lassen.  

Die Zieldefinition „Bewährtes differenziertes Schulsystem erhalten und ausbauen“ wurde mit 

folgenden Sätzen eingeleitet: 

Jede Schülerin und jeder Schüler in diesem Land verfügt über unterschiedliche Talente und 

Begabungen, hat besondere Interessen und möglicherweise in gewissen Bereichen Förder- und 

Aufholbedarf. Ein Schulsystem muss diesen differenzierten Anforderungen in seiner Struktur 

Rechnung tragen (Regierungsprogramm 2017: S. 60).  

Des Weiteren bekannte man sich zum „differenzierten Schulwesen“ (Regierungsprogramm 

2017: S. 60) und wollte die einzelnen Schultypen stärken. Ein wesentlicher Schultyp sei die 

Neue Mittelschule (NMS), welche man „durch Schwerpunktbildungen stärken und 

attraktivieren“ wollte (ebd. S. 60-61.).  

Ebenso beabsichtigte die Regierung „Kurz I“, den Administrationsaufwand nachhaltig zu 

senken, damit Lehrer/innen, Pädagog/innen sich auf ihre Kernaufgabe, also das Arbeiten mit 

Kindern und Unterrichten, verstärkt konzentrieren können. Auch hatte man das Ziel, die 

Bildungseinrichtungen für jene zu öffnen, die zwar über keine pädagogischen, aber anderen, 

im Schulbereich nützlichen Ausbildungen, verfügen (vgl. ebd. S. 61).    

Unter den Bildungsstandards, die zu einem leistungsfähigen Schulsystem beitragen sollen, 

wurden u.a. die Punkte „Evaluierung und Konsolidierung aller bestehenden Schulgesetze, 

komplette Überprüfung aller in Kraft stehenden Erlässe, Verordnungen und Rundschreiben 

auf ihre Praktikabilität und Notwendigkeit, Verschärfungen der Bestimmung zur Ahndung 

von Schulpflichtverletzungen, Auflösung des „Bildungsinstituts für Bildungsforschung, 

Innovation und Entwicklung des österreichischen Schulwesens“ (BIFIE), Erhalt und Stärkung 

des Sonderschulwesens“ dokumentiert (ebd. S. 61-63).  

Der Punkt, der ein „neues einheitliches Bundesgesetz für alle im Bildungsbereich tätigen 

Pädagoginnen und Pädagogen“ (ebd. S. 61), vorsieht, zeigt auch, dass für die erwähnte 

Berufsgruppe u.a. folgende Schwerpunkte angepeilt wurden (ebd S. 61-62): 

-  Definition der pädagogischen Voraussetzungen und Anforderungen, Ausbildungs- 

und Fortbildungserfordernisse (Gesundheitsaspekt, Erste Hilfe, Umgang mit Migration 

und Mehrsprachigkeit, Wirtschaftsverständnis und Berufsorientierung) 

- Neue Arbeitszeitmodelle für Pädagoginnen und Pädagogen, um Schulen eine 

standortautonome, flexible Arbeitszeitgestaltung zu ermöglichen 
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- Wiedereinführung der sonderpädagogischen Ausbildung: Ausbildungserfordernisse 

und Inhalte im Bereich der Sonderpädagogik definieren 

- Evaluierung der „Pädagogenausbildung NEU“ 

Unter dem Ziel „Prüfung einer Grundsatzbestimmung für schulische Verpflichtungen und 

öffentliche Zuwendungen“ (ebd. S. 62) wurden u.a. auch die „Bindung der Sozialleistungen 

an die Einhaltung von (schul)gesetzlichen Verpflichtungen, generelle Koppelung des Bezugs 

von Sozialleistungen an die Einhaltung der aus der Schul- beziehungsweise Bildungspflicht 

resultierenden Auflagen und Vorgaben, Sanktionen bei Sozial- und Transferleistungen für 

Eltern und Erziehungsberechtigte im Fall einer Missachtung von Aufgaben und Pflichten“ 

(ebd. S. 62) vorgesehen.  

Bei dem Ziel „Vereinheitlichung und Standardisierung der Benotung sowie kontinuierliche 

Feststellung des Leistungsfortschritts“ wurde insbesondere auf bestimmte Grundkompetenzen 

und Anforderungen der Berufswelt Bezug genommen (vgl. ebd. S. 64).  

Unter dem Unterpunkt „Schulreife und Vorschulpflicht“ (ebd. S. 64) wurde beabsichtigt, 

verbindliche Standards, die als Voraussetzung für das Erreichen der Schulreife gelten sollen, 

näher zu definieren, einen Katalog für Schulreife-Kriterien zu erstellen und 

Deutschkenntnisse vor Schuleintritt zu überprüfen (vgl. ebd. S. 64).  

Die „Ausarbeitung und gesetzliche Verankerung einer Bildungspflicht“ (ebd. S. 64) sollte das 

Ziel haben, bestimmte Grundfertigkeiten eines Grundwissens wie Schreiben, Rechnen, soziale 

und kreative Kompetenzen und Schreiben zu vermitteln und damit verbunden eine 

Verpflichtung zu etablieren, dass Schüler/innen so lange im Schulsystem verbleiben, bis diese 

beschriebenen Kompetenzen beherrscht werden (vgl. ebd. S. 64).  

Ebenso fallen unter diesem Unterpunkt die Regelungen, dass Deutsch vor dem 

Regelunterricht zu beherrschen ist und dass harmonisierte und standardisierte 

Sprachstandserhebungen für Neueinsteiger, eigene Deutschklassen für Schüler/innen, die die 

Unterrichtssprache nicht ausreichend beherrschen und strenge Kriterien im Hinblick auf den 

Übertritt ins Schulwesen etabliert werden sollen (vgl. ebd. S. 66).  

Als eigener Punkt wurde die „Einrichtung von Förderklassen für jene, die bis zum Ende der 9. 

Schulstufe die Standards der Bildungspflicht nicht ausreichend erfüllen“ angegeben (ebd. S. 

66).  

Der Punkt „Stärkung der Aufsicht über Bildungseinrichtungen, stärkere Sanktions- und 

Kontrollmöglichkeiten“ (ebd. S. 66) bezweckte u.a. dass „die Bildung und Betreuung von 

Schülerinnen und Schülern […] auf Basis der jeweiligen Lehrpläne und der Grundsätze der 
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Verfassung sowie der Werte- und Gesellschaftsordnung zu erfolgen“ (ebd. S. 66) hat. Wenn 

diese missachtet werden würden, wäre mit Sanktionen zu rechnen (vgl. ebd. S. 66).  

Die Regierung intendierte dabei, dass im Fall von Fehlentwicklungen in pädagogischen 

Einrichtungen schnell durchgegriffen und die Ausweitung der Kontroll- und 

Sanktionsmöglichkeit ermöglicht wird (vgl. ebd. S. 66).  

 

5.2. Das Konzept der Deutschförderklassen und Deutschförderkurse 
 

Das Konzept der Deutschförderkurse und Deutschförderklassen ist ganz klar gesetzlich 

festgelegt (vgl. § 8h Abs. 1 SchOG)32, wobei einerseits bei „außerordentlichen SchülerInnen“ 

nicht explizit erwähnt wird, dass es sich um Kinder und Jugendliche mit einer anderen 

Erstsprache als Deutsch handelt (vgl. BMBWF 2019: S. 7). Andererseits wird im zweiten 

Kapitel, wo die Handlungserfordernisse näher erläutert werden, explizit auf DaZ-

Schüler/innen und asylberechtigte Kinder und Jugendliche hingewiesen, die einen besonders 

hohen Leistungsabstand zu Kindern und Jugendlichen mit Deutsch als Muttersprache haben 

(vgl. BMBWF 2019: S. 4). 

 

Im Falle der Deutschförderklasse müssen die Lernenden in der Volksschule 15 Stunden, in 

der Sekundarstufe 20 Stunden die Förderung besuchen. Im Rahmen der Deutschförderkurse 

sind 6 Stunden pro Woche zu belegen (vgl. BMBWF 2019: S. 7).  

Als Grundlage für die Deutschförderklassen dienen einerseits die Ergebnisse von PIRLS 

(Progress in International Reading Literacy Study) 2016 und die Überprüfung der 

Bildungsstandards für Deutsch aus dem Jahre 2015 für die 4. Schulstufe und aus dem Jahre 

2016 für die 8. Schulstufe.  

Hierbei werden aus dem PIRLS-Bericht die Ergebnisse hervorgehoben, dass es in Österreich 

einen besonders großen Unterschied in Lesefertigkeiten zwischen Kindern der 4. Schulstufe 

mit Migrationshintergrund und Kindern ohne Migrationshintergrund gibt. Im internationalen 

Vergleich sei dieser Abstand nur in Bulgarien und der Slowakischen Republik noch größer.  

 
32 https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009265 
(16.12.19) 
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Abbildung 1: Lesekompetenz von ein- und mehrsprachigen Kindern im Ländervergleich (PIRLS 2016) 

Aus den Resultaten der Bildungsstandards für Deutsch wird für die 4. Schulstufe 

hervorgehoben, dass nur 39% der Kinder und Jugendlichen mit nichtdeutscher Erstsprache die 

vorgegebenen Standards im Bereich des Leseverständnisses erreichen, während 67% der 

Kinder und Jugendlichen mit Deutsch als Erstsprache diese erreichen (vgl. BIFIE 2016: S. 

39).   

Aus dem Bericht für die 8. Schulstufe gehen ähnliche Ergebnisse hervor: Während 30% der 

Schüler/innen mit Migrationshintergrund die Bildungsstandards im Bereiche Lesen erreichen 

und 2% sogar übertreffen, schaffen es 68% nicht oder nur teilweise an die Ziele zu gelangen 

(vgl. BIFIE 2017: S.  42).  

Als weiterer Ausgangspunkt für die Deutschförderklassen werden die Vorbereitungsklassen 

im europäischen Vergleich herangezogen. Diese werden dem Eurydice-Bericht entnommen 

und zeigen, dass vor allem Deutschland und Dänemark Vorbereitungsklassen eingeführt 

haben, weil diese auch Länder sind, die besonders viele Flüchtlinge aufgenommen haben.  
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Abbildung 2: Vorbereitungsklassen für neu angekommene Schüler/innen, Primarstufe und Sekundarstufe I, 2015/2016 
(Eurydice 2017) 
 

Die folgende Abbildung zeigt den Ablauf der Deutschförderung für außerordentliche 
Schüler/innen.  
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Abbildung 3: Kurzüberblick über das Modell der Deutschförderung für ao. Schüler/innen (BMBWF 2019) 

Die Entscheidung darüber, ob ein/e Schüler/in als außerordentlich (ao.) oder ordentlich (o.) 

eingestuft, beziehungsweise einem Deutschförderkurs, oder einer Deutschförderklasse 

zugeteilt werden soll, erfolgt auf der Basis von MIKA-D (Messinstrument zur 

Kompetenzanalyse – Deutsch), welches ein österreichweit einheitliches, standardisiertes 

Testverfahren ist (vgl. BMBWF 2019: S. 7).  

Dieses Verfahren wird sowohl in der Primar- als auch in der Sekundarstufe eingesetzt und 

gibt „Auskunft darüber, ob ein/e Schüler/in aufgrund mangelhafter Deutschkenntnisse einem 

Deutschförderkurs oder aufgrund ungenügender Deutschkenntnisse einer Deutschförderklasse 

zuzuteilen ist“ (BMBWF 2019: S. 12).  

Bei diesem Test wird der Wortschatz getestet, die Verbstellung und das Satzverständnis 

überprüft und W-Fragen beantwortet. Ob nun ein/e Schüler/in als ordentlich oder 

außerordentlich eingestuft wird, obliegt der Schulleitung (vgl. BMBWF 2019: S. 12).  

Der Status „außerordentlich“ oder „ordentlich“ hängt jedoch nicht nur von den 

Deutschkenntnissen eine/r Schüler/in ab.  

Falls die Beherrschung der Unterrichtssprache „ausreichend“ (laut MIKA-D „Besuch des 

nächsten Schuljahres im o. Status“ (BMBWF 2019: S. 10) ist und eine Schulreife aufgrund 

„körperlicher und geistiger Reife“ gegeben ist, so darf der/die Schüler/in als ordentliche/r 

Schüler/in mit der 1. Schulstufe starten. Falls letzteres („körperliche und geistige Reife“) 
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jedoch nicht gegeben ist, so muss der/die Schüler/in die Vorschulstufe besuchen (vgl. 

BMBWF 2019: S. 10).  

Als „außerordentlich“ wird ein/e Schüler/in eingestuft, wenn die Beherrschung der 

Unterrichtssprache entweder „mangelhaft“ oder „ungenügend“ (laut MIKA-D) ist. Die 

Unterscheidung führt auch dazu, ob ein/e Schüler/in nun in einen „Deutschförderkurs“ 

(„mangelhaft“) oder in eine „Deutschförderklasse“ („ungenügend“) kommt. Eine fehlende 

Schulreife aufgrund „körperlicher und geistiger Reife“ kann zu einer Einstufung in die 

Vorschulstufe führen (vgl. BMBWF 2019: S. 10).  

 

Abbildung 4: Matrix der Schulreifekriterien (BMBWF 2019) 

Jede/r Schüler/in, der/die im ao. Status geführt wird, muss am Ende jedes Semesters 

verpflichtend mit dem Verfahren MIKA-D getestet werden, damit der Sprachstand festgestellt 

und erfasst wird, ob die Zuordnung in die Deutschförderklasse beziehungsweise in den 

Deutschförderkurs soll oder ob ein Wechsel in den ordentlichen Status durchzuführen ist (vgl. 

BMBWF 2019: S. 10).  

Ein/e Schüler/in darf maximal vier Semester im außerordentlichen Status bleiben und muss 

nach der Testung, unabhängig vom Testergebnis, im nächstfolgenden Semester in den 

ordentlichen Status geführt werden (vgl. BMBWF 2019: S. 10).  

Schüler/innen, die im Sommersemester eine Deutschförderklasse besuchen, sind im nächsten 

Schuljahr nur dann dazu berechtigt aufzusteigen, wenn sie beim MIKA-D Testergebnis das 

Ergebnis „ausreichend“ erzielen und die Klassen- beziehungsweise Schulkonferenz sich dafür 

entscheidet (vgl. BMBWF 2019: S. 10)33. 

 
33 s. auch: § 18 Abs. 14 Z1 SchUG  
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Schüler/innen hingegen, die einen Deutschförderkurs besuchen, „sind nur dann berechtigt im 

nächstfolgenden Schuljahr die nächste Schulstufe zu besuchen, wenn ihre 

Schulbesuchsbestätigung in allen Pflichtgegenständen eine – positive – Beurteilung aufweist“ 

(BMBWF 2019: S. 11). 

Die Deutschförderpläne, die für die Volksschulen, Sonderschulen, Neuen Mittelschulen und 

Allgemein Bildenden Höheren Schulen bestimmt sind, wurden mit 1. September 2018 

verordnet. Die Pläne für die übrigen Schularten der Sekundarstufe II sind seit August 2019 

bereit. Gemä8 § 8h des Schulorganisationsgesetzes (SchOG) sind die Deutschförderpläne für 

die Deutschförderklassen ab dem Schuljahr 2019/20 verpflichtend anzuwenden (vgl. 

BMBWF 2019: S. 15).  

Als Ziel wird formuliert, „dass die Schüler/innen die Unterrichtssprache frühzeitig erlernen 

und möglichst bald gemeinsam im Klassenverband dem Regelunterricht der jeweiligen 

Schulstufe folgen können“ (BMBWF 2019: S. 15). Ebenso wird den DaZ-Lehrenden jener 

Gestaltungsraum gegeben, der nötig ist, um jede/n Schüler/in nach den jeweils eigenen 

Begabungen und Fähigkeiten zu fördern. Somit soll ein mehrmaliger Besuch der 

Deutschförderklasse nicht zu einer Wiederholung des Lehrstoffs führen, sondern zur 

kontinuierlichen Förderung der einzelnen Schüler/innen (vgl. BMBWF 2019: S. 15).  

Für die Primarstufe sind 15 und für die Sekundarstufe 20 Wochenstunden vorgesehen, wobei 

die Teilnahme am Regelunterricht nach den individuellen Voraussetzungen der Schüler/innen 

zu erfolgen hat (vgl. BMBWF 2019: S. 15). Kinder und Jugendliche dürfen jene 

Unterrichtsgegenstände besuchen, „die nicht primär dem Erwerb und dem Aufbau der 

Kenntnisse der deutschen Sprache dienen“ (BMBWF 2019: S. 15). Unter solchen Fächern 

werden Unterrichtsgegenstände wie (lebende) Fremdsprache, Bewegung und Sport, 

Musikerziehung und Bildnerische Erziehung verstanden (vgl. BMBWF 2019: S. 16).  

Schon hier ist beobachtbar, dass die Schüler/innen, die die Deutschförderklassen besuchen, 

vom Regelunterricht ausgeschlossen werden und es somit zu einer möglichen Segregation in 

ein „Wir“ und „Nicht-Wir“ (Castro Varela, Mecheril 2010) und zu einem othering kommen 

kann. 

Zwei weitere Punkte, die im Leitfaden erwähnt werden, sind die Deutschförderung für 

ordentliche Schüler/innen und der sprachsensible Unterricht. 

Die ersten Phasen der Förderung, also die sogenannten Deutschförderklassen oder 

Deutschförderkurse, sollen dazu führen, die Unterrichtssprache auf einem alltagssprachlichen 

Niveau zu erwerben, um dem Unterricht folgen zu können. Laut dem Ministerium reicht 

dieses Niveau jedoch nicht aus, um die Vermittlung von komplexen Wissensinhalten im 
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schulischen Unterricht zu vermitteln. Daher beabsichtigt das Ministerium eine aufbauende 

Deutschförderung für ordentliche Schüler/innen zu etablieren, damit die Entwicklung der 

bildungssprachlichen Fähigkeiten von ordentlichen Schüler/innen unterstützt wird (vgl. 

BMBWF 2019: S. 19).   

Des Weiteren sieht das Ministerium eine „sprachsensible Gestaltung des Sachfachunterrichts“ 

vor: 

Neben der spezifischen Deutschförderung für Schüler/innen mit ao. Oder o. Status bedarf es 

insbesondere auch für Kinder und Jugendliche mit Deutsch als Zweitsprache der 

sprachsensiblen Gestaltung des Sachfachunterrichts (BMBWF 2019: S. 19).  

Auch wenn hier indirekt auf die anfangs erwähnten Studien (PIRLS, Überprüfung der 

Bildungsstandards) Bezug genommen wird, stellt sich hier die Frage, ob denn „nur“ der 

angegebene Anteil der Kinder diesen sprachsensiblen Unterricht benötigen und die „Kinder 

ohne Migrationshintergrund“ hier sattelfest sind.  

Ebenso ist hier kritisch anzumerken, dass „neben fachlichem Wissen bildungssprachliche 

Kompetenzen notwendig“ (BMBWF 2019: S. 19) seien, aber Schüler/innen vom 

Sachfachunterricht, indem sie diese Kompetenzen erwerben hätten können, mehrere Semester 

segregiert werden.  

Eine weitere Frage wäre, inwiefern das sprachsensible Unterrichten in den Curricula der 

Universitäten und Pädagogischen Hochschulen verankert ist.  

Für den Einsatz in Deutschförderkursen und Deutschförderklassen sieht das Ministerium 

qualifizierte DaZ-Lehrer/innen vor. Durch das Fort- und Weiterbildungsangebot an den 

Universitäten und Pädagogischen Hochschulen im Bereich Deutsch als Zweitsprache soll 

sicherstellen, „dass „neue“ DaZ-Lehrer/innen gut qualifiziert werden können beziehungsweise 

bereits tätige Pädagog/innen die Möglichkeit erhalten, sich in bestimmten Bereichen zu 

qualifizieren (vgl. BMBWF 2019: S. 20).  

Das Kompetenzprofil soll linguistische Grundkompetenzen, Grundlagen der 

Sprachstandsbeobachtung, methodisch-didaktische Grundlagen DaZ, sprachsensiblen 

Unterricht, rechtlich-organisatorische Kenntnisse, Alphabetisierung und interkulturelle 

Bildung abdecken (vgl. BMBWF 2019: S. 21).  

Auch hier ist wieder fraglich, inwiefern die Ausbildung an den Hochschulen diese Bereiche 

abdeckt beziehungsweise wie diese in den erwähnten Fort- und Weiterbildungen sowohl 

qualitativ als auch quantitativ vermittelt werden sollen.  
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5.3. Stellungnahmen und Gegenpositionen  
 

Die vielleicht bekannteste und aussagekräftigste Stellungnahme gegen das Bildungsprogramm 

der Regierung „Kurz I“ kam von Forschenden und Lehrenden der Universität Graz, 

Innsbruck, Salzburg und Wien. Insgesamt waren 38 Lehrende und Forschende an dem 

Dokument beteiligt.  

In der Einleitung wird das Bildungsprogramm als Rückschritt und widersprüchlich bewertet: 

Das Bildungsprogramm der neuen Bundesregierung ist aus sprachdidaktischer und 

pädagogischer Sicht in vielen Punkten ein Rückschritt und mit dem aktuellen Stand 

internationaler Forschung unvereinbar. Es steht im Widerspruch zu wissenschaftlich 

abgesicherten Vorschlägen für eine erfolgreiche Gestaltung von Bildung in einer 

Migrationsgesellschaft wie jener Österreichs (Müller, Schweiger 2018: S. 1).  

Anfangs widmet sich die Gruppe von Forschenden und Lehrenden den 

„Deutschförderklassen“. Durch das Konzept sehen sie eine Erschwernis im Hinblick auf den 

Deutscherwerb. Die Segregation der Schüler/innen vom Regelunterricht wirke sich „negativ 

auf das Zusammenleben in der Schule aus“ (Müller, Schweiger 2018: S. 1), vor allem 

aufgrund des hohen Stundenausmaßes. Für die Deutschförderklassen wären 15 

Wochenstunden in der Primarstufe und 20 Wochenstunden in der Sekundarstufe vorgesehen 

(vgl. BMBWF 2019: S. 8).  

Des Weiteren ist die Gruppe der Expert/innen Meinung, dass „eine Verschränkung additiver 

und integrativer Deutschförderung erfolgsversprechender ist als die alleinige additive 

Förderung“ (vgl. Rösch 2013) und dass Kinder und Jugendliche mit nicht-deutscher 

Familiensprache die deutsche Sprache sowie Kompetenzen in den anderen Unterrichtsfächern 

in den integrativen Fördermodellen besser und nachhaltiger, als in fast ausschließlich 

additiven Förderungen erwerben (vgl. Gogolin u.a. 2011: S. 17).  

So sind sich die Lehrenden und Forschenden einig, dass bildungssprachliche Fähigkeiten, die 

in der Zweitsprache erworben werden, vor allem dann ausgebildet werden, wenn der 

Sprachgebrauch in fachliche Kontexte einbezogen und mit dem Sachlernen verbunden wird 

(vgl. Vollmer/Thürmann 2010: S. 107-110). 

Die Forschenden und Lehrenden vertreten die These von Cummins (2000), die besagt, dass 

die Entwicklung der Bildungssprache fünf bis acht Jahre dauere. Somit wäre einerseits durch 

die verstärkte additive Förderung, andererseits durch die kurze Dauer von „bis zu vier 

Semester“ (BMBWF 2019: S. 8) keine nachhaltige Förderung und kein adäquater Übertritt in 

den Regelunterricht möglich (vgl. Müller, Schweiger 2018: S. 2).  
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Anschließend wird bezüglich der Maßnahme „Deutsch vor Schuleintritt“ und des Nachweises 

über „ausreichende Deutschkenntnisse“ Stellung genommen. 

Die Gruppe bewertet diese Maßnahmen als inadäquaten Umgang mit der Mehrsprachigkeit 

und sieht sie im Widerspruch zu wissenschaftlichen Erkenntnissen zur Sprachförderung und -

entwicklung (vgl. Müller, Schweiger 2018: S. 2).  

Dass der Erwerb der Bildungssprache ausschließlich betont wird, ignoriere „wie wichtig es im 

Sinne der Komplexität von Lernen der Sprache ist, das gesamte sprachliche Repertoire von 

Kindern und Jugendlichen zu berücksichtigen“ (Müller, Schweiger 2018: S. 2).  

Der dritte Punkt der Stellungnahme widmet sich der Zieldefinition „Bewährtes, differenziertes 

Schulsystem erhalten und ausbauen“, welches sich jedoch lediglich im Dokument aus dem 

Jahre 2018 (…) befindet und nicht mehr im Konzept, das im darauffolgenden Jahr erstellt 

wurde. Jedoch lässt es sich in der Zieldefinition im Kapitel „Bildung“ des 

Regierungsprogrammes 2017-2022 finden (vgl. Regierungsprogramm 2017: S. 59).  

Hier wird kritisiert, dass das Schulsystem, dass bereits im Alter von zehn Jahren eine 

Trennung vornimmt, sich nicht bewährt hat. Es verstärke die Bildungsbenachteiligung von 

Kindern aus ökonomisch und sozial prekären Verhältnissen. Dass man nun dieses System 

erhalten und gar ausbauen möchte, zeigt, dass man die bestehende institutionelle 

Diskriminierung und Bildungsungerechtigkeit beibehalten möchte (vgl. Müller, Schweiger 

2018: S. 3).  

Hinzugefügt wird, dass eine frühe Selektion keine positiven Effekte mit sich bringen kann, 

hingegen inklusive Schulsysteme (z.B. in Südtirol oder Kanada) sehr wohl eine höhere 

Chancengerechtigkeit fördern können (vgl. Gomolla/Radtke 2009; vgl. Herzog-Punzenberger 

2017: S. 14). Am Ende der Stellungnahme stellen die Forschenden und Lehrenden einige 

Forderungen auf. Diese sollen zur „Verbesserung der schulischen Leistungen von Kindern 

und Jugendlichen im Sinne eines gerechteren und integrativen Bildungssystems, und folglich 

einer sich ihrer Verantwortung und Potentiale bewussten Gesellschaft“ (Müller, Schweiger 

2018: S. 4) führen.  

Gefordert wird ein Gesamtkonzept für eine durchgängige sprachliche Bildung und 

Sprachförderung vom Kindergarten bis zum Ende der Sekundarstufe II. Dies soll additive und 

integrative Fördermaßnahmen auf Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse verschränken. 

Ebenso dürfen Deutschkenntnisse kein Ausschlusskriterium aus den Bildungsprozessen sein 

(vgl. Müller, Schweiger 2018: S. 4).  

Die Sprachförderung solle des Weiteren berücksichtigen, dass die Mehrsprachigkeit mehr 

Normalzustand als Ausnahme sei. Das gesamte Sprachenrepertoire der Schüler/iinnen soll als 
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Ressource genutzt und der Sprachunterricht mit dem Fachunterricht verbunden werden (vgl. 

Müller, Schweiger 2018: S. 4).  

Ebenso befindet sich unter den Forderungen, dass die Aus-, Fort- und Weiterbildung der 

Lehrkräfte im Umgang mit Mehrsprachigkeit und Diversität, in der Förderung von Deutsch 

als Zweitsprache sowie im Hinblick auf einen durchgängigen sprachsensiblen Unterricht 

verstärkt und auf akademischem Niveau sichergestellt werden muss (vgl. Müller, Schweiger 

2018: S. 5).  

 

Neben den Expert/innen und Forschenden der Universitäten Graz, Innsbruck, Salzburg und 

Wien meldeten sich auch die Parteien „NEOS“ und „Liste Jetzt“ zu Wort. Zusätzlich kam es 

zu Stellungnahmen von der Arbeiterkammer und dem Online-Portal „mosaik“. Nicht zuletzt 

erschienen in den Online-Ausgaben der bekannten Medienhäuser „derStandard“ und „ORF“ 

diverse Artikel zu dem Programm.  

Die Partei NEOS bewertete in einer Presseaussendung das Programm als „Nicht genügend“34 

und der ehemalige NEOS-Vorsitzende und Bildungssprecher Matthias Strolz hatte folgende 

Worte für das Programm übrig: 

Neben dünn gesäten Lichtblicken, wie beispielsweise die Einführung von politischer Bildung 

und Staatskunde35 als eigenes Unterrichtsfach, ist dieses Regierungsprogramm ein 

bildungspolitischer Rückschritt ins 19. Jahrhundert. Der Geist, mit dem dieses „Reformpaket“ 

geschnitzt ist, bringt eine law-and-order-Mentalität36 in unsere Schulen zurück, die eigentlich 

als überwunden gegolten hat. Statt sich um die großen Herausforderungen in der 

Bildungspolitik zu kümmern, werden Probleme verdrängt und dem Ruf einiger weniger in 

Richtung „Zucht und Ordnung“ an den Schulen nachgegeben. 37 

Ebenso wurde das „Einzementieren des Gymnasiums“38 als mangelnder Wille gesehen, eine 

soziale Durchmischung und Chancengerechtigkeit in Österreich herzustellen. Somit würden 

Brennpunktschulen Auftrieb erhalten und die Spaltung der Gesellschaft wäre weiter 

vorangetrieben. 39 Auch die ehemalige Bildungssprecherin der „Liste Pilz“, Stephanie Cox, 

 
34 https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171129_OTS0135/neos-schwarz-blaue-bildungsplaene-sind-
nicht-genuegend (27.11.19) 
35 s. Regierungsprogramm 2017: S. 65 
(https://www.oeh.ac.at/sites/default/files/files/pages/regierungsprogramm_2017-2022.pdf) (27.11.19) 
36 Unter dem Punkt „law-and-order-Mentalität“ sind, so nehme ich stark an, Sanktionen zu verstehen, die im 
Regierungsprogramm jeweils auf Seite 62 und 66 näher beschrieben werden (Regierungsprogramm 2017).  
37 https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171129_OTS0135/neos-schwarz-blaue-bildungsplaene-sind-
nicht-genuegend (27.11.19). 
38 Ebd. (27.11.19). 
39 Vgl. ebd. (27.11.19). 
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sah in dem von der Regierung vorgelegten Bildungsprogramm eine „Ausgrenzung, 

Absonderung und Separation“ 40 und „den perfekten Nährboden für eine weitere Spaltung 

unserer Gesellschaft“41.  

Auch die Berliner Professorin für Soziologie, Juliane Karakayali, hatte am 28. Februar 2019, 

am „Internationalen Tag der Muttersprache“, im Haus der Begegnung – Favoriten, im 

Rahmen eines Diskussionsforums zum Thema Deutschförderklassen der Arbeiterkammer42 

eine Botschaft an die Bildungspolitik in Österreich. Die getrennte Beschulung würde ein 

Parallelsystem etablieren, dem vor allem bei der Knappheit der Ressourcen (Lehrer/innen und 

Räume, Anm.) ein Qualitätsverlust drohe. Der so oft kritisierte Mangel an Kontakten zu 

Gleichaltrigen, die genauso Deutsch sprechen, verhindere die sogenannte „Integration“. 

Zuletzt erwähnte sie, dass die Segregation nach Sprachen eben nicht das Gemeinsame, 

sondern eher ein kulturalisierendes Differenzwissen (Stichwort „othering“) verstärken würde: 

Nicht mehr die Sprache, sondern die Kultur würde zum zentralen Thema werden43.  

Als Gegenlösung präsentierte Strolz „ein echter Chancenbonus in Höhe von 500 Millionen 

Euro für Österreichs Schulen, die finanzielle Gleichstellung freier und konfessioneller 

Schulen, verpflichtende Deutsch-Förderkurse und die Etablierung einer mittleren Reife als 

Orientierungspunkt für alle Mittelschulen“44.  

Stephanie Cox („Liste Pilz“) schließt sich der Kritik von Matthias Strolz an, in der sie die 

„law-and-order-Mentalität“ der ehemaligen Regierung bemängelt, indem sie folgende Punkte 

betont: 

Bildung durch Strafen zu erreichen, ist ein sehr kurzsichtiges Vorgehen. Es geht darum, den 

Wert von Bildung zu vermitteln und Motivations- und Präventionsmaßnahmen zu ergreifen. 

Vorher alleine lassen und hinterher die Eltern finanziell zu strafen vergrößert die Schere 

zwischen ungebildet und gebildet, arm und reich.45 

Auch Franka Wieser, Autorin des Artikels „Blau-Schwarze Pädagogik. Das 

Regierungsprogramm von ÖVP und FPÖ führt in eine düstere Zukunft“46 im Mosaik-Blog, 

 
40 https://partei.jetzt/tuerkis-blaues-bildungsprogramm-steht-fuer-ausgrenzung-absonderung-und-separation/ 
(27.11.19). 
41 Ebd. (27.11.19). 
42 Vgl. https://wien.arbeiterkammer.at/service/veranstaltungen/rueckblicke/Deutschfoerderklassen.html# 
(27.11.19) 
43 Vgl. ebd. (27.11.19) 
44 https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20171129_OTS0135/neos-schwarz-blaue-bildungsplaene-sind-
nicht-genuegend (27.11.19). 
45 https://partei.jetzt/tuerkis-blaues-bildungsprogramm-steht-fuer-ausgrenzung-absonderung-und-separation/  
(27.11.19). 
46 https://mosaik-blog.at/blau-schwarz-oevp-fpoe-bildungsprogramm/ (27.11.2019). 
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beschreibt diese Zielsetzung als „[…] Musterbeispiel für die ausgrenzende, „leistungs-

„besessene, bestrafende Law-and-Order-Ideologie von ÖVP und FPÖ“47. 

Eine Bilanz nach einem Jahr (nach dem Schuljahr 2018/19, Anm.) zu ziehen ist relativ 

schwierig, da sich noch sehr wenige Forschungen und Ergebnisse in diesem Bereich befinden. 

  

Neben einzelnen Akteuren, die von ihren Erfahrungen z.B. dem „ORF“48  berichten, 

veröffentlichte das Land Vorarlberg „Zahlen, Daten und Fakten zum Schulanfang 2019/20“ 

(Marte-Stefani; Schöbi-Fink 2019) und der „Kurier“ eine Zusammenfassung bezüglich der 

Bundesländer49. 

Die Schulleiterin in Brigittenau Ilse Riesinger, die letztes Jahr eher skeptisch, aber durchaus 

optimistisch war, sieht am Ende des Jahres im System „keine Vorteile gegenüber dem 

altbewährten System“50. Sie sehe „das Lernen von Deutsch als Zweitsprache in diesem 

Setting nicht zielführend“51.  

Als großes Problem siehe sie, dass es eine Vielzahl an Kindern gäbe, die allein für die ersten 

zwei Schuljahre höchstwahrscheinlich vier Jahre lang brauchen werden und dass dies 

seelische Auswirkungen auf diese hätte52. 

Elisabeth Olsacher, Schulleiterin in Salzburg, betont, dass intensive Spracharbeit in den 

Deutschförderklassen zwar stattfindet, aber nur, wenn die Gruppengröße passe. Mehr als neun 

Kinder sollten sich nicht in einer Gruppe befinden53.  

Die aktuelle Bildungsministerin Iris Rauskala teilte mit, dass die Deutschförderklassen nicht 

abgeschafft werden. Sie möchte die Projekte ihres Vorgängers (ehemaliger ÖVP-

Bildungsminister Heinz Faßmannn, Anm.) weiterführen, damit Stabilität und Kontinuität 

gegeben sei54. 

 

Das Land Vorarlberg zieht nach einem Jahr Deutschförderklassen Bilanz.  

Von den 110 Quereinsteigenden und Einschulenden, die letztes Jahr eine Deutschförderklasse 

besuchten, schafften es 75% in eine Regelklasse zu wechseln (vgl. Marte-Stefani; Schöbi-

Fink 2019: S. 3).  
 

47 Ebd. (27.11.19). 
48 https://orf.at/stories/3128099/ (27.11.19). 
49 https://kurier.at/politik/inland/deutschklassen-ein-drittel-weniger-schueler-im-kommenden-
schuljahr/400542761  
50 https://orf.at/stories/3128099/ (27.11.19). 
51 Ebd. (27.11.19). 
52 Vgl. ebd (27.11.19) 
53 Vgl. ebd. (27.11.2019). 
54 Vgl. ebd. (27.11.2019). 
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22 Prozent haben ausreichende Deutschkenntnisse und werden in diesem Schuljahr (2019/20) 

als ordentliche Schüler/innen registriert. Somit brauchen diese keine gesonderte 

Sprachförderung mehr.  

53 Prozent, die nur „mangelhaft“ Deutsch können, müssen neben dem regulären Unterricht 

noch einen Deutschförderkurs besuchen.  

Die restlichen 25 Prozent verfügen nach wie vor über „ungenügende“ Deutschkenntnisse und 

bleiben auch somit in diesem Schuljahr in einer Deutschförderklasse. Ein Teil dieser 

Schüler/innen ist erst im Laufe des Schuljahres nach Vorarlberg zugezogen (vgl. Marte-

Stefani; Schöbi-Fink 2019: S. 3).  

Während im Schuljahr 2018/19 13 Deutschförderklassen geführt wurden, beträgt diese Zahl 

in dem heurigen Schuljahr 16. Die Anzahl der Schüler/innen beläuft sich auf 170 (vgl. ebd.).  

In dem Bericht wird „die heterogene Zusammensetzung der Deutschförderklassen bezüglich 

Sprachstand, Alter und Muttersprache“ (ebd.) als größte Herausforderungen in der Praxis 

dargestellt.  

Im Artikel des „Kurier“, welcher im Juli verfasst wurde, wird festgehalten, dass im Schuljahr 

2018/19 9800 Kinder und Jugendliche die Deutschförderklassen besuchten und im Schuljahr 

2019/20 nur mehr 6300 Schüler/innen besuchen müssen55. 

In der Steiermark liegt der Anteil der Schüler/innen in der Volksschule, die aus den 

Deutschförderklassen in die Regelklasse gewechselt ist, bei 75 bis 80 Prozent. An den Neuen 

Mittelschulen lag diese Rate zwischen 60 und 80 Prozent56. 

Die Bildungsdirektorin Elisabeth Meixner sieht höhere Erfolgsraten in kleineren Klassen und 

in Deutschförderklassen mit nur wenigen verschiedenen Muttersprachen. Ebenso seien die 

familiären Einflüsse und das soziale Umfeld von zentraler Bedeutung57. 

In Salzburg wechselten knapp 75 Prozent der Schüler/innen aus einer Deutschförderklasse in 

eine Regelklasse. 18 Prozent davon schafften den Sprung zum Status als ordentliche/n 

Schüler/in58. 

In Oberösterreich hingegen schafften es rund 43 Prozent aus den Deutschförderklassen in die 

Regelklassen59. 

 
55 Vgl. https://kurier.at/politik/inland/deutschklassen-ein-drittel-weniger-schueler-im-kommenden-
schuljahr/400542761 (30.11.19) 
56 Vgl. ebd.  
57 Vgl. ebd. 
58 Vgl. ebd. 
59 Vgl. ebd. 
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5.4. Eine Analyse im Hinblick auf die Sprachförderung 
 

Nach den Analysen der Bildungspläne und den Deutschförderklasse ist klar zu sehen, dass 

eine additive Sprachförderung eingesetzt wird. Lediglich die Deutschförderkurse sollen 

parallel zum Unterricht stattfinden.  

Um es noch einmal festzuhalten: Im Rahmen der Deutschförderklassen sind in der 

Volksschule 15 Stunden und in der Sekundarstufe 20 Stunden an Förderung vorgesehen. Im 

Rahmen der Deutschförderkurse sind sowohl an der Volksschule als auch an der 

Sekundarstufe parallel zum Unterricht 6 Stunden an Förderung beabsichtigt (vgl. BMBWF 

2019: S. 7).  

Eine Deutschförderklasse ist im Falle von „ungenügenden“ und ein Deutschförderkurs im 

Falle von „mangelnden“ Deutschkenntnissen zu besuchen (vgl. BMBWF 2019: S. 10).  

Die Dauer der Deutschförderklasse kann sich je nach Testergebnis am Ende des Semesters bis 

auf vier Semester belaufen (vgl. BMBWF 2019: S. 8).  

Nun möchte ich mich in dem Kapitel dieser Thematik widmen und die additive und 

integrative Maßnahme einander gegenüberstellen.  

Der additive Ansatz findet besonders oft am Nachmittag in Form von Sprachkursen, 

Projektwochen, Theaterprojekten oder Schreib- oder Lesewerkstätten etc. statt, wobei der 

integrative Ansatz in Kleingruppenmodellen oder als sprachfokussiertes Angebot integriert in 

den Unterricht stattfinden (vgl. Rösch 2013: S: 18).  

Für den zweiten Ansatz haben sich Konzepte wie „Sprachsensibler Fachunterricht“, 

„Durchgängige Sprachbildung“ oder „Literalität“ etabliert, die in den folgenden Kapiteln in 

Grundzügen erläutert werden. Ebenso können Lehrende auf Angebote wie bilingualen Sach-

Fachunterricht oder „Scaffolding“ zurückgreifen (vgl. Rösch 2013: S. 18).  

5.4.1. Die Durchgängige Sprachbildung 
 

Die Durchgängige Sprachbildung, welche von Ingrid Gogolin (2011) insbesondere im 

Rahmen des Modellprogramms „FörMig – Förderung von Kindern und Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund“ geprägt wurde, sieht sich nicht als Programm, dass nur auf Kinder 

und Jugendliche mit Migrationshintergrund gerichtet wurde: 

„Durchgängige Sprachbildung“ ist geeignet, all jenen bessere Voraussetzungen für eine 

erfolgreiche Bildungskarriere zu verschaffen, deren familiale Spracherziehung und -praxis 
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nicht unmittelbar auf die sprachlichen Anforderungen vorbereitet, die sich im Bildungsgang 

eröffnen (Gogolin u.a. 2011: S. 9).  

Das Prinzip der Durchgängigkeit bezieht sich auf die Einbeziehung aller Bildungsbereiche, 

d.h. von dem Elementarbereich bis hin zur beruflichen Bildung. Dabei werden die Übergänge 

und die Kooperationen mit außerschulischen Partnern (Eltern, insbesondere Mütter, Anm.) 

stark berücksichtigt (vgl. Rösch 2013: S. 19).  

Das Modellprogramm „FörMig“ sieht allerdings, dass in einer Schule mit „monolingualem 

Selbstverständnis“60 (Gogolin 1994), die Bildungssprache nicht explizit vermittelt wird, 

sondern dass die Institution Schule sich förmlich erwartet, dass alle nötigen sprachlichen 

Grundlagen „normalerweise“ außerhalb der Institution erworben werden. Das Fehlende soll 

durch den Unterricht implizit erlernt werden (vgl. Gogolin u.a. 2011: S. 17).  

Die Zielvorstellung des Projekts beziehungsweise der „Durchgängigen Sprachbildung“ beruht 

auf dem Gedanken, „dass Sprache wirkungsvoller angeeignet wird, wenn die unterstützenden 

Angebote mit der Entwicklung und dem Lernen der Kinder und Jugendlichen insgesamt 

verbunden sind“ (Gogolin u.a. 2011: S. 17).  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass mit der „durchgängigen Sprachförderung“ folgende 

Ziele verfolgt werden: Eine Sprachförderung für Schüler/innen mit jeweiligem Förderbedarf 

soll für die gesamte Schullaufbahn gewährleistet sein, die Bildungssprache soll in allen 

Fächern vermittelt werden, die verschiedenen Sprachen sollen im Rahmen eines 

„Gesamtsprachencurriculum“ füreinander wirksam werden und die sprachliche Förderung soll 

so viele Beteiligte wie möglich einbinden (vgl. Gogolin/Lange 2010: S. 20).  

Somit würde hier die Deutschförderklasse sich nicht bewähren, weil sie 15-20 Stunden 

separaten Förderunterricht für die Schüler/innen vorsieht, wobei sie lediglich in den 

verbleibenden Stunden an bestimmten Aktivitäten und Unterrichtsgegenständen des regulären 

Unterrichts, wie z.B. Bewegung und Sport und Klassen- und Schulausflügen, teilnehmen 

dürfen (vgl. BMBWF 2019: S. 8). Wie hier eine fachbezogene Sprachförderung stattfinden 

soll, bleibt ein Rätsel.  

 

 
60 „Die zentrale These meiner Untersuchung lautet, daß das nationalstaatlich verfaßte deutsche Bildungswesen 
im Zuge seiner Entwicklung im 19. Jahrhundert (vgl. Kap. 1) ein monolinguales Selbstverständnis herausbildete. 
Dieses trägt er bis heute […]. Unter den Umständen zunehmender Pluralisierung der Schülerschaft aber, die sich 
als eine Konsequenz der Migration für Bildung und Erziehung einstellt, erweist sich dieses Selbstverständnis 
mehr und mehr als dysfunktional: Es begrenzt die Kompetenzen, deren es zur Bewältigung der Komplexität 
schulischer Arbeit unter den Umständen sprachlicher Vielfalt bedarf.“ (Gogolin 1994: S. 3).  
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5.4.2. Das Konzept „Scaffolding“ 
 
Ein weiteres Konzept, das von Heidi Rösch im Rahmen des integrativen Förderansatzes 

erwähnt wird, ist das sogenannte „Scaffolding“.  

Gibbons (2002) verwendet den Begriff, „um ein Unterstützungssystem im (sprachsensiblen) 

Fachunterricht zu bezeichnen“ (Kniffka 2010: S. 1): 

This sociocultural approach to learning recognizes that with assistance, learners can reach 

beyond what they can do unaided, participate in new situations, and take on new roles. [...] 

This assisted performance is encapsulated in Vygotsky's notion of the zone of proximal 

development, or ZPD, which describes the 'gap' between what learners can do alone and what 

they can do with help from someone more skilled. This situated help is often known as 

'scaffolding'". (Gibbons 2009, S. 15) 

Somit ist gemeint, dass das Konzept „Scaffolding“ Schüler/innen, die eine andere Erstsprache 

als die Unterrichtssprache (Deutsch, Anm.) besitzen, darin unterstützen soll, sich neue 

Konzepte, Fähigkeiten und Inhalte sowohl sprachlich als auch fachlich zu erschließen. Damit 

sollen die Lernenden dazu bewegt werden, anspruchsvollere Aufgaben zu lösen als solche, die 

sie allein bewältigen können (vgl. Kniffka 2010: S. 1).  

Natürlich setzt dieser Prozess voraus, dass die Lehrenden das fachliche und sprachliche 

Potential ihrer Schüler/innen einschätzen können. Dies bedeutet, dass die Lernenden mit 

fachlichen und sprachlichen Anforderungen konfrontiert werden, die vom Schwierigkeitsgrad 

her etwas über dem bereits erreichten Kompetenzniveau stehen (vgl. ebd.). „Scaffolding“ 

bedeutet also, „dass die Lücke, die zwischen dem, was ein/ Lerner/in bereits kann, und dem, 

was mit Unterstützung, möglich ist, durch eine entsprechende Unterrichtsplanung und 

Unterrichtsinteraktion überbrückt wird.“ (Kniffka 2010: S. 1).   

Nach Gibbons (2002) setzt sich das Scaffolding aus vier Bausteinen zusammen: 1 – 

Bedarfsanalyse, 2 – Lernstandsanalyse, 3 – Unterrichtsplanung, 4 – Unterrichtsinteraktion. 

Während die ersten drei Bausteine als „Makro-Scaffolding“ bezeichnet werden, wird der 

vierte Baustein als „Mikro-Scaffolding“ definiert (vgl. Gibbons 2002; vgl. Kniffka 2010: S. 

2).  

Die „Bedarfsanalyse“ erfolgt vor einer konkreten Unterrichtsplanung. Somit ist der 

Sprachbedarf für einen Unterrichtsinhalt aus fachlicher Sicht zu ermitteln (vgl. ebd.; vgl. 

ebd.).  

Folgende Vorgehensweise kann als Beispiel herangeführt werden: Um zu ermitteln, welche 

Textarten in einem Lehrbuch vorkommen, welche Texte gelesen und welche geschrieben 
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werden müssen, kann ein Lehrbuch auf seine sprachlichen Anforderungen hin analysiert 

werden. Somit können die Fragen beantwortet werden, ob eine neue Textart eingeführt wird 

oder ob die zu lesenden Texte besonders schwierige Wörter, beziehungsweise Phrasen 

enthalten (vgl. Gibbons 2002; vgl. Kniffka 2010).  

Wenn somit in einem Kapitel eines Lehrbuches sprachliche Phänomene des Öfteren 

vorkommen, sollte sich die Lehrperson dazu motivieren, diese im Fachunterricht zu 

thematisieren und dazu geeignete Übungen vorzubereiten (vgl. Kniffka 2010: S. 2).  

Der zweite Baustein des sogenannten „Makro-Scaffolding“, die Lernstandserfassung, sieht 

eine Erhebung des Sprachstands der Klasse oder von individuellen Lernenden vor, um diese 

mit den sprachlichen Anforderungen zu vergleichen. Dies geschieht komplementär zur 

Bedarfsanalyse (vgl. Gibbons 2002; vgl. Kniffka 2010). Abhängig davon, ob die Lernenden 

die geforderten Strukturen nun beherrschen, oder sie noch Unterstützung brauchen, hält 

der/die Fachlehrer/in Rücksprache mit Kolleg/innen, die in derselben Klasse unterrichten, um 

eine breitere Entscheidungsgrundlage für die Unterrichtsplanung zu bekommen (vgl. ebd.; 

vgl. ebd.).  

Der dritte Baustein, die Unterrichtsplanung, basiert u.a. auf folgenden Prinzipien (vgl. ebd.; 

vgl. ebd.):  

a) Die Einbeziehung der Vorerfahrung, des Vorwissens und des aktuellen Sprachstands 

der Lernenden 

b) Abhängig vom Sprach- und Kenntnisstand der Lernenden ist auf adäquates 

Zusatzmaterial zurückzugreifen. Gegebenfalls können Lehrende Anschauungsmaterial 

heranziehen oder diverse Experimente durchführen lassen.  

c) Anwendung von diversen Sozialformen wie z.B. die Kleingruppenarbeit. In der 

Gruppe würden die Schüler/innen dazu gefordert werden, miteinander zu interagieren 

und dabei auch sprachlich zu handeln. Ebenso soll es Verhandlungen über Inhalte und 

zu einem Informationsaustausch kommen.  

d) Verschiedene Darstellungsformen, die neue Inhalte präsentieren sollen, sollten dem 

Sprachstand der Schüler/innen entsprechen. Um sie etwas mehr zu fordern, dürfen 

diese Formen auch leicht darüber liegen.  

e) Falls Texte etwas zu weit über dem Kompetenzniveau der Lernenden liegen, ist der 

Einsatz von sogenannten „Brückentexten“ (vermittelnden Texten) zielführend.  

f) Ebenso soll nicht davor gescheut werden, „reichen Input“, also sprachlichen Input, der 

etwas über dem sprachlichen Niveau der Lernenden liegt, und metasprachliche und 

metakognitive Phasen, die den Lernfortschritt fördern können, einzusetzen.  
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Diese drei Bausteine, die Bedarfsanalyse, Lernstandserfassung und Unterrichtsplanung bilden 

das „Makro-Scaffolding“.  

Die Unterrichtsinteraktion, welche auch als „Mikro-Scaffolding“ bezeichnet wird, sieht laut 

Gibbons (2002) eine andere Qualität der Lehrer/in-Schüler/in-Interaktion vor. Diese soll nicht 

nur aus dem bekannten Frage-Antwort-Schema bestehen. Nach Gibbons (2002) könnte sie 

auch nach folgenden Prinzipien geführt werden (vgl. Gibbons 2002: S. 40-42):  

a) Eine Verlangsamung der Lehrer/in-Schüler/in-Interaktion: Dieser Schritt beabsichtigt, 

dass Lehrer/innen versuchen, langsamer zu sprechen, da DaZ-Schüler/innen 

gelegentlich etwas mehr Zeit brauchen, um das Gesprochene zu verarbeiten.  

b) Den DaZ-Lernenden mehr Planungszeit gewähren: Auch die Planung von Äußerungen 

kann bei DaZ-Schüler/innen gelegentlich etwas mehr Zeit in Anspruch nehmen. Daher 

sollten Lehrende in solchen Situationen die Ruhe bewahren und den Schüler/innen 

mehr als 2-3 Sekunden Zeit zum Antworten geben.  

c) Variation der Interaktionsmuster: Insbesondere sollte der typische „Lehrerfrage – 

Schülerantwort – Lehrerkommentar“ Ablauf gelegentlich umgestaltet werden. 

Authentische Kommunikationssituationen, in denen Lehrer/innen „echte“ Fragen 

stellt, deren Beantwortung etwas komplexere Äußerungen als nur ein Wort erfordern, 

sollte angestrebt werden.  

d) Die Re-Kodierung von Äußerungen von Schüler/innen durch die Lehrperson: Dies 

kann dazu beitragen, dass den DaZ-Schüler/innen das adäquate Fachwort oder eine 

passende Wendung in der jeweiligen Situation deutlich wird.  

e) Die Einbettung von Äußerungen von Schüler/innen in größere konzeptuelle 

Zusammenhänge: Dieser Schritt ist relevant, um eine Beziehung zwischen der 

Äußerung des Lernenden und dem fachlich-thematischen Gesamtkontext herzustellen.  

Somit ist auch hier zu sehen, dass die Maßnahmen der Regierung „Kurz I“ zu kurz greifen 

werden, weil die Schüler/innen, die in Deutschförderklassen und Deutschförderkursen 

unterrichtet werden, vom Regelunterricht separiert gefördert werden (s. Kap. 5.1.). Daher sind 

u.a. vermittelnde Texte, eine Auswahl von geeignetem Zusatzmaterial bezüglich den 

Lernthemen und eine Bedarfs- und Lernstandsanalyse im Hinblick auf die zu unterrichtenden 

Fächer nicht möglich.  
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5.4.3. Sprachsensibler Fachunterricht 
 

Als dritten und letzten Punkt im Hinblick auf den integrativen Förderansatz möchte ich näher 

auf den Sprachsensiblen Fachunterricht eingehen.  

Hierbei werde ich mich insbesondere auf die Merkmale und Indikatoren von Thürmann und 

Vollmer (2013) stützen.  

In einem monolingualen System ist es unausweichlich, dass man die Sprache, durch die im 

Unterricht Lehr- und Lernprozesse vermittelt werden, beherrscht. Dadurch können kognitive 

Prozesse gefördert und Wirklichkeiten erfasst und Wissen vertieft und erweitert werden.  

Arbeitsweisen und Bedeutungen werden erschlossen und Lernleistungen wahrgenommen und 

bewertet, damit Lebenschancen und Berechtigungen vergeben werden (vgl. Thürmann; 

Vollmer 2013: S. 212).  

Die Autor/innen sehen die gesamte Schule damit beauftragt, dass eine adäquate 

Sprachförderung in allen Fächern und Lernbereichen reibungslos verläuft, um neben dem 

Bildungs- und Schulerfolg u.a. eine gesellschaftliche und demokratische Partizipation zu 

ermöglichen (vgl. Thürmann; Vollmer 2013: S. 212).  

Des Weiteren wird seitens der Autor/innen betont, dass „auch der nicht-sprachliche 

Fachunterricht sprachlich sensibel wird und es bis ans Ende bleibt, dass die Fachlehrkräfte 

mögliche sprachbedingte Lernbarrieren erkennen und mit entsprechenden pädagogischen 

Strategien versuchen, diese Barrieren aus dem Weg zu räumen“ (Thürmann/Vollmer 2013: S. 

213).  

Folgende Merkmale und Indikatoren werden seitens Thürmann und Vollmer im Hinblick auf 

einen sprachbewussten, beziehungsweise Sprachsensiblen Unterricht aufgelistet. Sie sollen 

für möglichst viele Fächer und Lernbereiche bedeutend und für die unterschiedlichen Schul- 

und Lernstufen anpassbar sein.  Die Autor/innen geben jedoch an, dass diese Liste keine 

Vollständigkeit beansprucht und dass diese Indikatoren und Merkmale aus ihren eigenen 

Erfahrungen resultieren (vgl. Thürmann/Vollmer 2013: S. 213-217).  

1) Transparenz der sprachlichen Anteile an den Kompetenzerwartungen und 

Zielsetzungen des Fachunterrichts 

Mit den Techniken des „Advance Organizing“61 und einer reflektierten 

Aufgabenkultur sollen die Lernenden explizite Hinweise erhalten, mit welchen 

 
61 „Ganz allgemein ist Advance Organizing eine Strategie der Textgestaltung. Am Anfang eines Textes wird ein 
Überblick über die folgenden Inhalte gegeben. Dies soll zum Weiterlesen motivieren und das Verständnis 
dadurch erleichtern, dass sich der Leser mental organisiert und sein diesbezügliches Vorwissen aktiviert. Analog 
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Strategien die im Unterricht behandelten Themen und Ziele verknüpft sind, damit sie 

einerseits ihr sprachliches Vorwissen aktivieren und andererseits wissen, was von 

ihnen sprachlich erwartet wird.  

Ein Merkmal dieses Indikators kann sein, dass am Anfang einer Unterrichtseinheit die 

sprachlichen und fachlichen Ziele erklärt werden.  

2) Die im Unterricht verwendete Sprache der Lehrkraft 

Ist die Lehrersprache verständlich für die Schüler/innen? Wird sie korrekt und 

angemessen angewandt? 

Hier ist im Rahmen der sprachlichen Aspekte u.a. zu beachten, dass dialektal geprägte 

Sprachmittel und eine bildhafte Sprache wie z.B. die Metaphern, aber auch Ironie für 

viele Schüler/innen nicht leicht zu verstehen sein wird. Daher sollten Lehrende 

vorrangig sach- und prozessbezogene standardsprachliche Mittel verwenden.  

3) Gelegenheiten für die Lernenden zum Sprachhandeln und Interaktionen im Unterricht 

Ist das Verhältnis von Lehrenden und den Schüler/innen untereinander einigermaßen 

gleichmäßig? Werden offene Impulse und schriftsprachliche Phasen, die die 

Lernenden zur Bildung komplexerer Äußerungen motiviert, genügend berücksichtigt? 

Diese Interaktionen sollen u.a. dazu führen, dass die Lernenden gelegentlich auch 

unterschiedliche Rollen wie z.B. BerichterstatterIn oder ModeratorIn einnehmen 

sollen.  

4) Die sprachliche Angemessenheit der angewendeten Materialien (Medien, Texte, Lehr- 

und Lernmittel) 

Hierbei ist die sprachliche Abstimmung des Schwierigkeitsgrades von Texten auf den 

Verstehenshorizont und den Spracherwerbsstand der Lernenden gemeint. Zunächst 

geht es um den Schwierigkeitsgrad der textuellen, lexikalischen und 

morphosyntaktischen Mittel. Ebenso wird auf die Passung der thematisierten Inhalte 

zum Welt- und Fachwissen der Schüler/innen geachtet. 

Dieser Punkt soll außerdem darauf abzielen, dass Lehrende beim Einsatz von 

sprachlich schwierigen Texten (insofern sie nicht darauf verzichten können) geeignete 

Hilfen zur Verfügung stellen sollten.   

5) Sprachliche Aspekte der Leistungsbewertung und -diagnose 

 
wird der Begriff in der Pädagogik verwendet. Am Anfang einer Unterrichtsstunde/-reihe wird den Lernenden 
eine Übersicht darüber gegeben, was wie gelernt werden soll. Um die lernpsychologische Wirkung des Advance 
Organizing zu steigern, ist die dialogische Einbeziehung der Lernenden bei der Interpretation des Materials 
angeraten (Thürmann / Vollmer 2013: S. 223).  



 78 

Einerseits sollen die sprachlichen Voraussetzungen der Schüler/innen für 

Lernerfolgsüberprüfungen berücksichtigt werden, andererseits soll auf die 

Ergiebigkeit für die schul- und unterrichtssprachliche Weiterentwicklung Wert gelegt 

werden. Ein wichtiger Punkt hier ist auch, dass seitens der Lehrenden nicht-

diskriminierende Rückmeldungen zur sprachlichen Kompetenzentwicklung der 

Lernenden erfolgen.  

Ein Merkmal dieser Bewertungen und Diagnosen sollte sein, dass den Schüler/innen 

seitens der Lehrenden qualitative Rückmeldungen zu sprachlichen Aspekten gegeben 

wird. Dies kann in Hausübungsheften oder in Beratungsgesprächen erfolgen.  

Schon der zentrale Ansatz des Sprachsensiblen Unterrichts, dass der Fachunterricht sprachlich 

sensibel bleiben soll, zeigt, dass die Deutschförderklassen und Deutschförderkursen zu 

keinem Unterricht führen können, der sprachsensibel verläuft, da die Lernenden vom 

Regelunterricht abgekoppelt sind. 

 
5.5. Eine Analyse im Hinblick auf die Migrationspädagogik 
 

Nach der Analyse im Hinblick auf die Sprachförderung möchte ich insbesondere die 

Deutschförderklassen und Deutschförderkurse im Hinblick auf die Migrationspädagogik und 

des Konzeptes „othering“ analysieren.  

Da ich diese zwei Punkte in den Kapiteln 4.4. und 4.5. ausführlich schilderte, möchte ich 

mich in diesem Kapitel nur auf die wesentlichsten Punkte der Maßnahmen konzentrieren.  

Im ersten Schritt („Aufnahme in die Schule“) des Modells der Deutschförderung für 

außerordentliche Schüler/innen wird vorgesehen, dass in der zweiten Stufe die Schulleitung 

die Testung mit MIKA-D bei jenen Schüler/innen veranlasst, „die aufgrund ihrer 

Deutschkompetenzen möglicherweise nicht dem Unterricht folgen können“ (BMBWF 2019: 

S. 7). Dass diese Gruppe der „möglicherweise nicht dem Unterricht folgen könnenden“ einem 

Othering laut Riegel (2016) unterliegen können, liegt nahe. Es wird betont, dass die 

Pädagog/innen– in unserem Fall die Direktor/innen – häufig zu homogenisierenden Bildern 

greifen können, wenn sie Entscheidungen über Schüler/innen treffen müssen. Ebenso kommt 

es oft dazu, dass „Migrationsandere“ sehr oft im Fokus stehen (vgl. Mecheril 2010: S. 17; 

Riegel 2016: S. 176-177).  

Dies zeigt auch der Fall, der von der Initiative für Diskriminierungsfreie Bildung im Jahre 

2017 dokumentiert wurde, wo eine Mutter, die „autochthone Österreicherin“ mit Kopftuch ist, 
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darauf hingewiesen wird, dass ihre Tochter vor Beginn der Volksschule in die Vorschule 

gehen soll (vgl. Kap. 4.5.3.).  

Auf Basis der Testergebnisse erfolgt dann die Entscheidung, ob ein/e Schüler/in den 

„ordentlichen“ oder „außerordentlichen“ Status erhält und im Falle eines außerordentlichen 

Status ob er oder sie die Deutschförderklasse („ungenügende“ Kenntnisse bezüglich der 

Unterrichtssprache) oder den Deutschförderkurs („mangelhafte“ Kenntnisse bezüglich der 

Unterrichtssprache) besucht (vgl. BMBWF 2019: S. 7).  

Nach dem ersten Semester kommt es zu einer erneuten Testung mittels MIKA-D um 

festzustellen, ob der/die Schüler/in bereits in den Deutschförderkurs (6 Stunden) oder in den 

ordentlichen Status wechseln kann. Schüler/innen dürfen die Deutschförderklassen maximal 

vier Semester besuchen und sind unabhängig vom Testergebnis im nächsten Semester in den 

ordentlichen Status zu führen (vgl. BMBWF 2019: S. 7-10).  

Ausschlaggebend hierbei ist, dass, wie schon oben erwähnt, 15 Wochenstunden in der 

Primarstufe und 20 in der Sekundarstufe im Deutschförderkurs verbracht werden. Somit wird 

die Teilnahme am Regelunterricht „nach den individuellen Voraussetzungen der Schülerin 

beziehungsweise des Schülers und den organisatorischen Möglichkeiten des Schulstandortes 

in jenen Unterrichtsgegenständen zu erfolgen, die nicht primär dem Erwerb und dem Aufbau 

der Kenntnisse der deutschen Sprache dienen“ (BMBWF 2019: S. 15).62 

Darunter sind Fächer wie Bewegung und Sport, (lebende) Fremdsprachen, Musikerziehung 

und Bildnerische Erziehung gemeint (vgl. BMBWF 2019: S. 15-16).  

Castro Varela und Mecheril (2010) sind der Meinung, dass das Thema „Migration“ das 

Thema „Grenzen“ thematisiert und problematisiert. Hierbei handelt sich überwiegend um 

symbolische Grenzen der Zugehörigkeit. Diese Thematisierung führt zu einer Hinterfragung 

der Dichotomie zwischen „Innen“ und „Außen“. Eine wesentliche Frage hierbei ist auch, wie 

Nationen, Gesellschaften oder Institutionen ihre Grenzen festlegen und wie sie innerhalb 

dieser mit Differenz, Grenze und Ungleichheit umgehen. Ebenso kommt es dadurch zu einer 

Differenzierung zwischen einem „Wir“ und „Nicht-Wir“ oder zwischen „Anderen“ und 

„Nicht-Anderen“. Mecheril ist ebenso der Meinung, dass diese Unterscheidungen und 

Unterschiede nicht natürlich sind, sondern juristisch, politisch und kulturell in Interaktionen 

immer wieder hergestellt werden (vgl. Castro Varela 2010: S. 35; Mecheril 2010a: S. 12-16).  

Das Ausschließen der Schüler/innen, die entweder in der Volksschule oder in der 

Sekundarstufe einen Deutschförderkurs besuchen, birgt eine implizite Gefahr, dass sich die 

Schüler/innen als „Nicht-Wir“ oder die „Anderen“ (Castro Varela; Mecheril 2010) fühlen 

 
62 Vgl. auch § 9 Abs. 1b SchUG 
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können. Auch Österreich ist ein Land, das sich durch Globalisierungs- und 

Migrationsprozessen verändert. Somit sind auch neue Formen von Grenzziehungen und neue 

„Aushandlungen“ bezüglich Nicht-Zugehörigkeiten und Zugehörigkeiten zu machen. Diese 

Grenzziehungen sind auch als „othering“ (Hall 1994) bekannt. Durch die Deutschförderkurse 

kann es somit mit einer hohen Wahrscheinlichkeit zu einem Gefühl der „Nicht-

Zugehörigkeit“ (Foroutan; Ikiz 2016) bei den betroffenen Schüler/innen kommen.  

6. Resümee  
 

Das von der österreichischen Regierung „Kurz I“ veröffentlichte und ins Leben gerufene 

Bildungsprogramm inklusive den Deutschförderklassen und Deutschförderkursen findet 

seinen Platz auch mit der Übergangsregierung in der österreichischen Bildungslandschaft.  

Das im ersten Kapitel beschriebene nationale Bildungssystem, das auf Homogenität und 

Monolingualität bestand, wird in der Gegenwart weitergeführt und mit diversen Instrumenten 

bestärkt. Diverse Schul- und Sprachmodelle, wie im Kapitel 1.2. und teilweise auch im 

Kapitel 5.4. beschrieben, werden weiterhin außer Acht gelassen, lediglich auf einer Seite 

erwähnt und gleichzeitig wird auf externe Stellen verwiesen (vgl. BMBWF 2019: S. 19).  

Konzepte, Theorien und Ansätze der Migrationspädagogik und der integrativen Förderansätze 

warten noch immer vergeblich auf ihren Einsatz in den Schulen, beziehungsweise an den 

Hochschulen, während auf altbewährte Methoden und Systeme zurückgegriffen wird.  

Als Ergebnis dieser Prozesse sehen wir Unterscheidungen zwischen „aktiv“ und „passiv“, 

„oben“ und „unten“ und „innen“ und „außen“ (vgl. Gomolla/Radtke 2009: S. 15).  

Gomolla und Radtke sehen darin eine leichte Asymmetrie, weil durch diese Unterscheidungen 

eine Seite gegenüber der anderen bevorzugt wird (vgl. ebd.).  

Des Weiteren sind Gomolla und Radtke der Meinung, dass „Diskriminierung in all ihren 

Erscheinungsformen das tägliche Leben der davon Betroffenen nachhaltig vergiften, 

erschweren und einschränken kann“ (Gomolla/Radtke 2009: S. 15).  

Sie sprechen von zwei verschiedenen Arten institutioneller Diskriminierung von 

Minderheiten, darunter Migrant/innen. Die erste beinhaltet gesetzliche Vorschriften, wie z.B. 

Bestimmungen über das Arbeitserlaubnis- oder das Aufenthaltsrecht. Die zweite Art ist das 

weit größere dunkle Feld, welches sich auf alltägliche Diskriminierung in Organisationen 

bezieht. Ein Beispiel hierfür wäre die Ungleichverteilung von Berufspositionen der 

Geschlechter in privaten Betrieben, Universitäten, Parteien oder der öffentlichen Verwaltung 

(vgl. Gomolla/Radtke 2009: S. 19).  
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Die zentrale Frage bei Gomolla und Radtke und im Rahmen meiner Diplomarbeit ist nun, ob 

die Schule als Institution diskriminiert, obwohl sie der gerechten Beurteilung von Leistung 

verpflichtet ist und der Ort in der Gesellschaft sein sollte, an dem moralische Werte als 

Inhalte der Erziehung ihren Platz finden sollten (vgl. Gomolla/Radtke 2009: S- 20-21). 

Der Vorgänger der Diskussion bezüglich Benachteiligung der Migrant/innen ist die ungleiche 

Bildungsbeteiligung von Jungs und Mädchen. Diese Ungleichbehandlung wurde nicht durch 

das Diagnostizieren der der Defizite der Mädchen oder durch individuelle oder Sonderkurse 

kompensiert. Die Veränderungen, dass nun beide Geschlechter zumindest im Schulwesen die 

gleichen Chancen und Rechte besitzen, stützen sich nicht auf die Pädagogik, sondern durch 

eine Politisierung dieser Diskussion über Ungleichheit und Ungleichbehandlung. Dadurch 

kam es zur Reorganisation der Struktur des Bildungsangebots für Mädchen. Die für die Jungs 

Schulen wurden nun auch für Mädchen errichtet. Eine Umstellung war somit durch 

gesamtgesellschaftliche Veränderungen möglich (vgl. Gomolla/Radtke 2009: S. 21-22).  

Ein weiterer Punkt, der an der Frage andockt, ob die Schule als Institution nun diskriminiert 

oder nicht, ist die so genannte „Mitgliedschaft“ (ebd. S. 265).  

Diese bildet nämlich den institutionellen Kern jeder Organisation, denn damit wird die 

Zugehörigkeit zu dieser geregelt. Die alleinige Mitgliedschaft reicht jedoch nicht aus, weil sie 

ebenso gewisse Kenntnisse und Fähigkeiten voraussetzt. Dadurch wird ein sicherer Umgang 

mit Nicht-Planbarkeit und Ungewissheit gewährleistet (vgl. ebd.).  

Durch die Einteilung der Schüler/innen in „ordentliche“ und „außerordentliche“ (BMBWF 

2019: S. 7) Lernende ist der Versuch gegeben, sich von der erwähnten „Nicht-Planbarkeit“ 

und „Ungewissheit“ (Gomolla/Radtke 2009: S. 265) zu lösen. Wie auch in Kapitel 1 

beschrieben, hatte man einerseits bereits im 19. Jahrhundert das Ziel der „sprachlichen 

Homogenisierung“ (Gogolin 1994: S. 3), andererseits will man durch „das Prinzip der 

Jahrgangsklasse, welches auch hier nur scheinbare Gleichheit zu vermitteln vermag“ 

(Graf/Lamprecht 1991: S. 94) die Ungleichheiten legitimieren. Diese Intentionen kann man 

hier durch die jeweiligen Schritte erneut mitverfolgen.  

Gomolla und Radtke machen im Fall von den Kindern mit Migrationshintergrund neben den 

üblichen Unterschieden auf ein für die Schule bedeutsames Kriterium aufmerksam, und zwar 

auf die Kenntnis der Unterrichtssprache Deutsch, und deuten auf die paradoxe Situation in der 

Institution Schule hin: 

Die Beobachtung der der Kandidaten auf ihre Deutschkenntnisse nimmt die Schule aus ganz 

pragmatischen Erwägungen über ihre Arbeitsfähigkeit vor. Fehlende Deutschkenntnisse 

irritieren nicht nur den Unterrichtsablauf, sondern verunmöglichen auch die regelmäßig 
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vorzunehmende Leistungsbewertung durch die Schule.  

„Schulpflicht“, „Entwicklungsrückstände“ und „fehlende Kenntnisse der Unterrichtssprache“ 

sind sich widersprechende Merkmale, die eine Mitgliedschaft zugleich erfordern, aber auch 

erschweren oder ausschließen können. (Gomolla/Radtke 2009: S. 269).  

Des Weiteren wird von den Autor/innen ausdrücklich betont, dass hinter den vermeintlichen 

Sprachdefiziten mehr steckt als nur dieses Phänomen. Es gehe darum, Motivationsstörungen, 

andauerndes Lernversagen und generalisierte Lernstörungen in Verbindung mit 

Sprachmängeln zu konstruieren, um eine Mitgliedschaft auszuschließen (vgl. Gomolla/Radtke 

2009: S. 272).  

Georg Auernheimer formulierte einige Perspektiven, die zu einer „multikulturellen 

Profilbildung“ von der Schule beitragen können.  

Dazu gehören Punkte wie die Schulphilosophie, die eine Mehrsprachigkeit und Differenz 

anzeigt und umfasst, eine intensive Kommunikation mit Migranteneltern und eine 

Vermeidung von Segregationsklassen wie Auffang- oder Vorbereitungsklassen (vgl. 

Auernheimer 2001: S. 48-50).  

Hans Reich hingegen spricht sich für eine Umstellung der Forderung nach 

Deutschkenntnissen aus und sieht ein Potential in der Ermöglichung von 

Kommunikationsfähigkeit in der vielsprachigen Gesellschaft und appelliert die 

Mehrsprachigkeit als „Reichtum“ zu sehen (vgl. Reich 2001: S. 37-47).  

 

Nach diesen Erkenntnissen, die ich im Rahmen meiner Diplomarbeit mit großer Freude 

machen durfte, möchte ich zur Beantwortung der dieser Arbeit zugrundeliegenden 

Forschungsfrage kommen:   

 

„Inwieweit sind die neuen Bildungsmaßnahmen dazu geeignet, eine Sprachaneignung ohne 

„othering“ zu gewährleisten?“ 

Wie insbesondere in den Kapiteln „Migrationspädagogik“ (4.4.) und „Das Konzept des 

Othering“ (4.5.) in Verbindung mit der Analyse des Bildungsprogramms (Kapitel 5) bereits 

dargestellten Punkten, können das Bildungsprogramm und insbesondere die 

Deutschförderklassen aus folgenden Gründen keine Sprachaneignung ohne othering 

gewährleisten:  

- Die Regierung zeigte sich nicht bereit, das Schulsystem im Sinne eines 

sprachsensiblen Fachunterrichts differenziert umzustrukturieren, sondern das 
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„bewährte Schulsystem“ (Regierungsprogramm 2017) zu erhalten und sogar 

auszubauen. 

- Im Konzept der Deutschförderklassen wird anfangs nicht erwähnt, dass es sich um 

Schüler/innen mit einer anderen Erstsprache als Deutsch handle. Dies wird erst im 

zweiten Kapitel klar, wo von „DaZ-SchülerInnen und asylberechtigten Kindern und 

Jugendlichen“ (BMBWF 2019) die Rede ist. Hiermit sehen wir eine offene Strategie 

des othering, indem in „Eigene“ und „Andere“ eingeteilt wird und ein „Wir“ und 

„Nicht-Wir“ entsteht (Hall 1994; Castro Varela 2010; Mecheril 2010a; Foroutan, Ikiz 

2016).  

- Kinder und Jugendliche werden aus dem Regelunterricht separiert und bekommen 

abgekoppelt von diesem eine bestimmte Förderung (BMBWF 2019). Dies ist eine 

offene, additive Methode, die laut den Expert/innen, die in der Arbeit zitiert wurden, 

wesentlich weniger fördernd ist als die integrative Sprachförderung (Rösch 2013). 

Letztere wird seitens den Expert/innen begrüßt, bevorzugt und ausdrücklich 

empfohlen, denn diese findet im Regelunterricht statt, wo die Kinder mit- und 

voneinander lernen (Gogolin 2011).  

- Unter anderem ist es wichtig zu erwähnen, dass eine Dauer von maximal zwei Jahren 

zum Erlernen der Bildungssprache laut Cummins (2000) nicht ausreichend ist.   

Somit müsste in der Institution Schule ein Raum geschaffen werden, wo Schüler/innen 

gefördert und gefordert werden, ohne vom Regelunterricht ausgeschlossen zu werden. Dies 

würde die Zugehörigkeit zur Institution fördern und somit auch die Motivation und das 

Interesse an den Fächern wesentlich erhöhen.  

Die Ansätze der Migrationspädagogik, das Konzept des Othering und die integrative 

Sprachförderung müssen ebenso fest im Curriculum der Hochschulen verankert sein, damit 

angehende Lehrer/innen bereits im Rahmen ihrer Ausbildung dahingehend sensibilisiert 

werden und einen kritisch-reflektiven Umgang mit diesen Thematiken hegen.  

Beenden möchte ich meine Diplomarbeit mit einem Zitat von Paul Mecheril: 

Anders formuliert: Eine Aufgabe und Verantwortung der Schule demokratischer 

Gesellschaften besteht darin, dass Faktoren wie „Migrationshintergrund“ nicht zu einer 

systematischen Schlechter-Stellung führen (Mecheril u.a. 2010b: S. 23).  
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7. Zusammenfassung 
 

Die vorliegende Diplomarbeit befasst sich mit der Frage, inwieweit das Bildungsprogramm 

der Bundesregierung Österreichs „Kurz I“ und die Deutschförderklassen eine 

Sprachförderung anbieten können, ohne dass dabei ein Othering entsteht.  

Der Prozess des Othering lässt Dichotomien entstehen, indem zwischen einem „Wir“ und 

„Nicht-Wir“ oder „Eigenen“ und „Anderen“ unterschieden wird.  

Durch ethnische oder sprachliche Zuschreibungen werden die „Anderen“ in eine inferiore 

Situation gebracht und aus gesellschaftlichen Prozessen ausgeschlossen.    

In den ersten beiden Kapiteln der Arbeit werden die Geschichte des Schulwesens in 

Deutschland und Österreich und die Migrationsbewegungen in beiden Ländern näher 

beschrieben, um die historische Entstehung der aktuellen Lage zu beleuchten.  

Durch die anschließenden Analysen der Anzahl der Schüler/innen in den diversen Schultypen 

in Österreich und den unterschiedlichen Unterrichtsformen auf internationaler Ebene wurde 

einerseits die gegenwärtige Situation näher betrachtet und andererseits aufgezeigt, dass auch 

andere, bi- bzw. trilinguale Unterrichtsmodelle möglich und unter Umständen förderlicher 

sind. Letztere sollen zu einer erhöhten Lernmotivation und Zugehörigkeit der mehrsprachigen 

Schüler/innen beitragen.  

Die „Ausländerpädagogik“ und „Interkulturelle Pädagogik“ waren sogenannte „Vorreiter“ der 

„Migrationspädagogik“ und wurden nach der Immigration der „Gastarbeiter“ und 

Niederlassung derer und deren Kinder eingesetzt. Diese Ansätze sollten die „Unterschiede“ 

zumindest einmal thematisieren und anschließend Modelle und Konzepte für einen geeigneten 

Unterricht entwickeln. Der in der Arbeit behandelte dritte Ansatz ist die 

„Migrationspädagogik“, die sich mit Zugehörigkeiten (insbesondere „natio-ethno-kulturelle“ 

Zugehörigkeiten) und deren Bedingungen auseinandersetzt. Im Zuge dessen wurde auch das 

Konzept des Othering näher unter die Lupe genommen und aus postkolonialer, 

migrationspädagogischer und pädagogischer Perspektive analysiert.  

Das letzte Kapitel, welches den Hauptteil der Arbeit darstellt, widmete sich der Analyse des 

Bildungsprogramms der Bundesregierung in Österreich „Kurz I“ mit einem Fokus auf das 

Konzept der Deutschförderklassen.  

Nach einer allgemeinen Betrachtung des Bildungsprogrammes und des Konzeptes wurden 

Stellungnahmen und Gegenpositionen von Expert/innen angeführt, um einen kritisch-

reflektiven Blick auf das gesamte Programm zu werfen.  

Schlussendlich wurde durch die Darstellung diverser (integrativer) Sprachförderungsmodelle 
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bezweckt, Alternativen zum Konzept der „Deutschförderklassen“ aufzuzeigen. Diese führen 

unter Umständen zu einem qualitativeren Spracherwerb bei den Lernenden.  

8. Abstract 
 

This diploma thesis deals with the question to what extent the educational program of the 

Austrian federal government "Kurz I" and the “Deutschförderklassen” (classes, where the 

German language is teached explicitly up to two years) can offer language advancement 

without “othering”. The process of othering creates dichotomies by differentiating between 

"we" and "not-we" or "own" and "others". 

Ethnic or linguistic attributions put the "others" in an inferior situation and exclude them from 

social processes. In the first two chapters of the work the history of the school system in 

Germany and Austria and the migration movements in both countries were described in more 

detail. 

The aim was to shed light on the historical origins of the current situation. 

Through the subsequent analysis of the number of pupils in the various school types in 

Austria and the different forms of teaching at the international level, the current situation was 

considered. It is also shown that other, bilingual or trilingual teaching models are also 

possible and supportive. The latter should contribute to increased motivation to learn and 

belonging of multilingual pupils. 

The well known concepts from the „Ausländerpädagogik“ ("pedagogy for foreigner") and 

„Interkulturelle Pädagogik“ ("intercultural pedagogy") were so-called "pioneers" of the 

concept from the „Migrationspädagogik“ ("migration pedagogy") and were used after the 

immigration of the „Gastarbeiter“ ("guest workers") and settlement of them and their children. 

The concept „Ausländerpädagogik“ was established for the children of workers who 

immigrated in the 1960s to Germany.The main goal was to teach them the mother tongue to 

ensure a smooth return. The main intention of „Interkulturelle Pädagogik“ is to appreciate the 

differences from the pupil through putting their culture in the center. The 

„Migrationspädagogik“ wants to thematize the consequences of the immigration and the 

belongings from the children. Connected with that it wants to analyze the conditions of these. 

These approaches should at least address the “differences” and then develop models and 

concepts for suitable teaching. The third approach with which I set out in the thesis is 

„Migrationspädagogik“. This concept deals with affiliations (in particular "natio-ethno-

cultural" affiliations) and their conditions.  
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As part of this, the concept of „othering“ was also examined more closely and analyzed from 

a post-colonial, pedagogical and especially migration-pedagogical perspective.  

The last chapter, which is the main part of the work, was devoted to the analysis of the 

Federal Government's Educational Program in Austria "Kurz I" with a focus on the concept of 

the so-called „Deutschförderklassen“. After a general contemplation of the Educational 

Program and the concept, statements and counter positions by experts were included to take a 

critical and reflective view at the entire program.  

Finally, the purpose of the presentation of various (integrative) language support models in 

schools is to show alternatives to the concept of the so called "Deutschförderklassen". 
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